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Neue Strategien für eine 
bestandsorientierte Siedlungsentwicklung

Flächenverbrauch und Zersiedelung ge-
hören zu den Dauerbrennern unter den
raumplanerischen Themen. Manche Pla-
nerin und manchen Planer mag die Dis-
kussion darum schon ermüden, denn die
Problematik wird inzwischen seit Jahr-
zehnten diskutiert. Zahlreich sind die
Bekenntnisse und Beteuerungen, dass
die Reduzierung des Flächenverbrauchs
eine Schlüsselrolle bei der nachhaltigen
Entwicklung spielt, wirklich erfolgreich
gegengesteuert wird jedoch bisher
nicht. Im konkreten Fall haben andere –
meist ökonomische – Ziele fast immer
Vorrang. Und schliesslich sind die nega-
tiven Auswirkungen der Zersiedelung
nicht auf den ersten Blick wahrnehmbar,
ist es doch die Summe der vielen kleinen
Veränderungen, die den enormen Flä-
chenverbrauch insgesamt ausmachen.
Aus Sicht des Einzelnen erscheint das je-
weilige geplante Vorhaben harmlos und
unschuldig.

Planerinnen und Planer beschleicht
dabei das Gefühl, mit der Forderung
nach weniger Flächenverbrauch allein
auf weiter Flur dazustehen, ernsthafte
Unterstützung gibt es vor allem aus Um-
weltschutzkreisen. Überspitzt könnte
man sagen, dass weder Bauherren noch
Bürgermeister oder Parlamentarier, d.h.
diejenigen, die letztendlich darüber ent-
scheiden, ob Flächen für Siedlungs-
zwecke genutzt werden, Eigeninteresse
daran haben, weniger Fläche zu ver-
brauchen. Auch Planungsinstitutionen
auf regionaler Ebene scheuen sich da-
vor, sich mit Gemeinden anzulegen,
wenn es um die Ausweisung von Bau-
land geht. Keiner dieser Akteure kann es
sich heute leisten, als vermeintlicher
Wachstumsverhinderer dazustehen.
Folglich werden kaum Fortschritte in
Richtung einer Reduzierung des Flächen-
verbrauchs erzielt. Und doch gibt es
gute Gründe, sich erneut mit den Steue-
rungsoptionen auseinander zu setzen.

Etliche europäische Länder stehen vor
einem durchgreifenden demografischen
und wirtschaftsstrukturellen Wandel.
Schon jetzt sind altindustrialisierte Re-
gionen von flächenwirksamen Prozes-
sen der Schrumpfung durch hohe Ar-
beitslosigkeit, sinkende Realsteuerkraft
und negative Wanderungssalden mit Al-
terung und sozialer Polarisierung betrof-

fen. Brachflächen breiten sich aus. In-
vestitionen in zusätzliche Siedlungsflä-
chen und Infrastrukturen, die künftig un-
terausgelastet sind oder gar leer stehen,
sind langfristig kaum werthaltig. Gleich-
zeitig  boomen die europäischen Metro-
polregionen, die im globalen Wettbe-
werb weiter an Attraktivität gewinnen.
Hier ist der Konflikt um das knappe Gut
Fläche besonders heiss. Es bedarf also
regional unterschiedlicher Konzepte des
Flächenmanagements. Die Steuerung
der Siedlungsentwicklung ist somit weit
mehr als nur eine ökologische, sie ist
auch eine ökonomische und soziale
Herausforderung. Einige Staaten Euro-
pas haben die Zeichen der Zeit erkannt
und Strategien der Innenentwicklung
proklamiert. Dazu zählen etwa Zu-
wachsrestriktionen, der Abbau von ver-
brauchsfördernden Subventionen und
effektive Anreize für eine Verminderung
der Flächeninanspruchnahme, die den
Akteuren neue Handlungsspielräume er-
öffnen können. Ihr Erfolg steht und fällt
mit ihrer Marktnähe und ihrer Steue-
rungsleistung.

In diesem Heft, das im Rahmen einer
schweizerisch-deutschen Zusammenar-
beit entstand, stellen wir nicht nur Bei-
träge zu neuen Strategien der Reduzie-
rung des Flächenverbrauchs im Span-
nungsfeld zwischen Markt und Plan vor,
sondern dokumentieren darüber hinaus
in Kurzberichten Strategien und Doku-
mente der aktuellen Debatte um eine
nachhaltige Siedlungspolitik.

Barbara Schultz und Fabian Dosch
stellen zu Beginn die Trends der bisheri-
gen und zukünftigen Siedlungsentwick-
lung in der Schweiz und in Deutschland
dar und zeigen, welche Ziele und Mass-
nahmen sich beide Länder für die Steue-
rung der Siedlungsentwicklung vorge-
nommen haben.

Markus Hesse und Robert Kaltenbrun-
ner hinterfragen den Begriff der Zersie-
delung und werben für adäquatere Be-
grifflichkeiten. Konstruktive Visionen für
den Stadtraum bündeln sich in den Be-
griffen Region, Stadtlandschaft, Gover-
nance. Stefan Siedentop nähert sich
dem Phänomen Zersiedelung von der
empirischen Seite und zeigt auf, wie
Zersiedelung quantitativ beschrieben
und gemessen werden kann. 

Leonie Janssen-Jansen diskutiert die
jüngsten Entwicklungen in der Raum-
ordnungspolitik der Niederlande und
schlägt ein System von Anreizen («Ka-
rotten») vor, das die Zersiedelung unter
den neuen Rahmenbedingungen verhin-
dern hilft.

Arthur C. Nelson und Thomas W. San-
chez führen uns in das Mutterland des
Urban Sprawl. Auf Basis einer statisti-
schen Analyse der 35 grössten US-Me-
tropolen kommen sie zu dem Ergebnis,
dass eine strenge Eingrenzungspolitik
auch die grössten Wirkungen zeigt,
ohne dass ein Verlust an Bevölkerungs-
zuwachs hingenommen werden muss. 

Klaus Einig erläutert die Regulierung
des Siedlungsflächenwachstums vor
dem Hintergrund des deutschen Raum-
ordnungsrechts. Dabei diskutiert er die
Möglichkeiten interkommunaler Koope-
ration, den Handlungsspielraum in lan-
desweiten Raumordnungsplänen sowie
die Mengensteuerung durch Regional-
pläne.

Andrea Süess und Markus Gmünder
ebenso wie Fritz Zollinger untersuchen
handelbare Flächenausweisungs- und
Flächennutzungszertifikate und prüfen
ihre Umsetzbarkeit in der Schweiz. Sie
leisten damit einen wichtigen Beitrag
zur Diskussion um marktwirtschaftliche
Instrumente in der Raumplanung, die in
der Schweiz im Vergleich zu Deutsch-
land erst recht spät eingesetzt hat.

Harald Kegler beschreibt eine partizi-
pative Methode zur Siedlungsbegren-
zung am Beispiel der Charrette-Me-
thode zur Aufwertung der Innenstadt
von Merseburg.

Georg Schiller und Stefan Siedentop
schliesslich gehen in ihrem Artikel auf
die Infrastrukturfolgekosten einer Sied-
lungsentwicklung mit einer geringen
Baudichte ein und zeigen, dass diese
künftig zum begrenzenden Faktor für
die Siedlungsentwicklung werden kön-
nen.

Die Zukunft liegt in einer bestands-
orientierten Siedlungsentwicklung, d.h.
den Siedlungszuwachs zu mindern und
gleichzeitig Flächen im Siedlungsbe-
stand zu gewinnen. Der demografische
und wirtschaftsstrukturelle Wandel eröff-
net neue Perspektiven dazu.
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New Strategies for Redevelopment-Oriented Urban Planning

Land consumption and sprawl are
among the evergreens of spatial plan-
ning topics. Many planners are already
tired of it because the problems have
been debated now for several decades.
But although there is no shortage of dec-
larations and protestations that the re-
duction of land consumption plays a key
role in sustainable development, no re-
ally effective counter-measures have
been taken up till now. When it comes
to the point, other – usually economic –
issues almost always come first. And in
the end, the negative effects of the
sprawl are not evident at first glance, for
it is the sum total of the many small
changes that make up the enormous
land consumption. From the point of
view of the individual, the respective
projects seem innocent and harmless
enough.

Planners cannot, however, escape the
feeling that they are out on a limb as re-
gards the requirement for less land con-
sumption, despite serious support from
environmental protection circles. To put
it bluntly, neither clients nor mayors nor
parliamentarians – i.e. those who are fi-
nally responsible for the decision as to
whether land may be used for develop-
ment purposes, are not personally inter-
ested in using less land. Furthermore, re-
gional planning institutions are wary of
quarrelling with communities over the
designation of building land. None of
these protagonists can nowadays afford
to appear as putative inhibitors of
growth. As a result, no progress can be
made in the direction of a reduction in
land consumption. And yet there are
good reasons for once again giving se-
rious consideration to control options.

A number of European countries are
faced with a drastic change in terms of
their demographic and economic struc-
ture. Already, former industrialized re-
gions are affected by shrinkage impacts
due to high unemployment, sinking tax
power and negative population balance
with ageing and social polarization. Va-
cant brownfields are spreading. Invest-
ments in additional development areas
and infrastructures that will in future be
under-occupied or even empty are
hardly worthwhile in the long term. On
the other hand, the European metropoli-

tan regions, which are growing more at-
tractive on the competitive global stage,
are booming. In this context, the conflict
over the scarcity of the valuable asset 
of land is particularly keen. What is
needed are regionally differentiated
concepts of land management. The con-
trol of housing development growth is
not merely an ecological, but also an
economic and social challenge. Some
European countries have recognized the
signs of the times and created strategies
for internal urban development, includ-
ing growth restrictions, cutting back on
consumption-promoting subsidies, and
effective incentives for a reduction of
land consumption that could open up
new scope for the protagonists. Their
success depends on their closeness to
the market and the effectiveness of their
controlling measures.

This publication, which is the result of
Swiss-German co-operation, not only in-
troduces contributions to new strategies
for the reduction of land consumption in
the field of conflict between the market
and planning, but also documents the
current debate on the sustainable devel-
opment policy in the form of short re-
ports.

At the beginning of this issue of DISP,
Barbara Schultz, Fabian Dosch and
Willy A. Schmid describe the trends in
previous and future developments in
Switzerland and Germany and define
the aims and measures for their control
advocated by the two countries.

Markus Hesse and Robert Kaltenbrun-
ner question the notion of sprawl and
press for more adequate concepts. Con-
structive visions for urban areas are con-
centrated in the concepts of region,
cityscape and governance. Stefan Sie-
dentop approaches the phenomenon of
sprawl from the empirical angle and
shows how sprawl can be quantitatively
described and measured. 

Leonie Janssen-Jansen discusses re-
cent developments in the spatial plan-
ning policy of the Netherlands and pro-
poses a system of incentives (“carrots”)
that helps to prevent sprawl under the
current conditions.

Arthur C. Nelson and Thomas W.
Sanchez take us to the heart of the ur-
ban sprawl problem. On the basis of

statistical analysis of the 35 biggest US
metropolises, they reach the conclusion
that a strict policy of delimitation has the
greatest effect – without necessitating a
drop in the population growth.

Klaus Einig explains the regulation of
development land growth against the
background of the German spatial plan-
ning laws and discusses the possibilities
of intercommunal co-operation, the
scope of action in nation-wide spatial
planning, and quantitative control
through regional planning.

Andrea Süess, Markus Gmünder and
Fritz Zollinger explore tradable develop-
ment rights and land use certificates and
review the possibility of their implemen-
tation in Swiss spatial planning, thereby
providing a valuable contribution to the
discussion on market-economic instru-
ments which in Switzerland began quite
late compared to Germany.

Harald Kegler describes a participa-
tive method of development restriction
on the example of the Charrette method
for the revalorization of the center of
Merseburg.

Finally, Georg Schiller and Stefan
Siedentop discuss the cost of infrastruc-
ture in areas with a low building density
and show that cost can become the re-
strictive factor for future developments.

The future lies in focusing efforts on re-
development strategies in order to con-
tain sprawl and at the same time gain
usable building space. The ongoing de-
mographic and economic changes offer
new perspectives and possibilities for
that.

Translation: Maureen Oberli-Turner, Vitznau
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Trends der Siedlungsflächenentwicklung 
und ihre Steuerung in der Schweiz und Deutschland

In Western industrialized countries, land

consumption for housing has been on the

increase for decades. This type of land

consumption is mainly a result of an in-

crease in wealth and the technical, eco-

nomic and societal changes of the last

fifty years. It has been largely decoupled

from population growth. In many coun-

tries, ongoing land consumption is per-

ceived as both a key factor and a major

problem for a sustainable development.

The need for a long-term reduction of

land consumption for housing has gained

increased political importance, especially

in connection with the United Nations

Summit for Sustainable Development in

Johannesburg in 2002. This article de-

scribes and analyzes the present and fu-

ture developments in settlement growth

in Switzerland and Germany. Based on

the analysis, the concluding sections

highlight the implementation strategies of

both countries to reduce land consump-

tion for settlements.

In den westlichen Industrienationen ist
seit Jahrzehnten eine anhaltende Zu-
nahme der Siedlungsflächen zu beob-
achten. Das Siedlungsflächenwachstum
ist dabei in erster Linie ein Produkt des
Wohlstandswachstums und der tech-
nisch-ökonomischen wie gesellschaftli-
chen Veränderungen der vergangenen
fünfzig Jahre und hat sich von der Be-
völkerungsentwicklung weit gehend ab-
gekoppelt. In vielen Ländern wird dieser
stetige Flächenverbrauch heute als
Schlüsselindikator und zentrales Pro-
blem für eine nachhaltige Entwicklung
gesehen. Die langfristige Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme hat daher
gerade vor dem Hintergrund der Welt-
konferenz für nachhaltige Entwicklung
in Johannesburg im Jahr 2002 wieder
an politischer Bedeutung gewonnen. Im
Folgenden sollen die beiden Nachbar-
länder Schweiz und Deutschland auf
ihre bisherige und zukünftige Siedlungs-
flächenentwicklung analysiert werden.
Darauf aufbauend wird gezeigt, wie

beide Länder mit dem Nachhaltigkeits-
ziel Verringerung der Flächeninan-
spruchnahme umgehen und wie sie die-
ses Ziel umsetzen wollen.

1. Trends in der
Siedlungsentwicklung

1.1 Schweiz – 
Die Siedlungsfläche wächst beständig
In der Schweiz wird die Landnutzung
und damit die Ausdehnung der Sied-
lungsflächen allein durch die Arealstatis-
tik flächendeckend erfasst. Die Erhe-
bung erfolgt dabei im Hektarraster nach
74 Nutzungskategorien und wird aus
Luftbildaufnahmen der gesamten Schweiz
erstellt. Da dies ein sehr zeitaufwändi-
ges Verfahren ist, liegen leider im Mo-
ment lediglich zwei Erhebungen zur Flä-
chennutzung vor, auf die wir die meis-
ten Aussagen in den folgenden Ab-
schnitten stützen: Die erste Erhebung
wurde von 1979 bis 1985 durchge-
führt, die zweite von 1992 bis 1997.
Somit wurden die Daten im Schnitt im
Abstand von zwölf Jahren erhoben.
Eine Nachführung ist derzeit im Gang
und soll 2009 abgeschlossen sein.

Zwischen 1979/85 und 1992/97
hat die Siedlungsfläche, die auch die

Verkehrsflächen einschliesst, in der
Schweiz laut Arealstatistik insgesamt um
13,3 Prozent oder 32 650 Hektar auf
insgesamt 2789 km2 zugenommen. Da-
mit wuchs die Siedlungsfläche wesent-
lich stärker als die Bevölkerung, die im
selben Zeitraum lediglich um 7,7 Pro-
zent zugenommen hat. Der Siedlungs-
flächenzuwachs fand zum allergrössten
Teil auf Kosten von bisher landwirt-
schaftlich genutzten Flächen statt. Den
grössten Anteil am Zuwachs der Sied-
lungsfläche hatte das Ein- und Zweifami-
lienhausareal [1], wie Abbildung 1 ver-
deutlicht.

Der heutige Stand der Siedlungsflä-
chenentwicklung ist derzeit (auf Grund
der laufenden Erhebung) leider nicht be-
kannt, wobei aber davon auszugehen
ist, dass die Siedlungsfläche in den letz-
ten Jahren nochmals erheblich angestie-
gen ist. Dafür spricht beispielsweise,
dass zwischen 1999 und 2003 über
78 000 neue Gebäude mit Wohnungen
gebaut wurden, davon allein über
61000 neue Einfamilienhäuser (jährli-
che Bau- und Wohnbaustatistik 2004).

Es scheint offensichtlich, dass die Be-
völkerungszunahme nur bedingt für das
Siedlungsflächenwachstum verantwort-
lich ist und dass eine Kombination von
weiteren Faktoren hinzukommt. So ha-
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Abb.1: Anteil verschiedener Nutzungskate-
gorien am Siedlungsflächenzuwachs zwi-
schen 1979/85 und 1992/97 (BFS; Areal-
statistik). 
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ben zum einen die wachsende Anzahl
von Haushalten (immer mehr Single-
Haushalte) und zum anderen der damit
verbundene steigende Wohnflächenbe-
darf pro Person einen grossen Einfluss.
Seit 1960 ist die Zahl der Haushalte in
der Schweiz erheblich schneller ange-
wachsen als die Bevölkerung. Gleich-
zeitig hat sich die durchschnittliche
Haushaltsgrösse seit den 1960er-Jahren
erheblich verringert, wobei ab den
1980-er Jahren eine gewisse Verlangsa-
mung dieses Trends stattgefunden hat. 

Durch die Bevölkerungszunahme und
die kleineren Haushaltsgrössen hat sich
die Anzahl der Haushalte von 1960
(rund 1,6 Millionen) bis 2000 (rund 3,2
Millionen) praktisch verdoppelt. Diese
Entwicklung ist unter anderem auf ge-
sellschaftliche Einflüsse, aber auch auf
das gestiegene Wohlstandniveau zu-
rückzuführen, das es vielen Menschen
erlaubt, einen eigenen Haushalt mit im-
mer grösserer Wohnfläche zu führen.

Die derzeitige räumliche Entwicklung

der Schweiz charakterisiert sich – ähn-
lich wie in vielen Ländern der EU –
durch einen Metropolisierungstrend, der
gleichzeitig durch Dezentralisations-
und Konzentrationsprozesse gekenn-
zeichnet ist. Dabei verteilte sich der
Siedlungsflächenzuwachs vor allem auf
die Randbereiche der Agglomeratio-
nen, wo in den 1990er-Jahren auch die
Bevölkerung am stärksten gewachsen
ist, sowie die ländlichen Räume.

Vor allem kleinere Agglomerationen
im Einzugsbereich von Zürich – von der
Inner- bis zur Ostschweiz – verzeichne-
ten zwischen 1990 und 2000 Bevölke-
rungszunahmen von bis zu 18 Prozent
(Schweizerische Bundeskanzlei 2002).
Die bauliche Entwicklung hat Gemein-
den zu Agglomerationen und diese wie-
derum zu agglomerationsübergreifen-
den Metropolitanräumen zusammen-
wachsen lassen. Im Zuge dieser Ent-
wicklung bilden sich funktionale Gross-
regionen heraus, die zunehmend Kan-
tons- und Landesgrenzen überschreiten

(Grossregionen um Zürich, Genf, Basel,
Bodensee, Tessin/Lombardei).

Es ist davon auszugehen, dass das
Siedlungsflächenwachstum sich kurz-
bis mittelfristig höchstens geringfügig
abschwächen wird, sollten nicht ein-
schneidende Massnahmen gegen diese
Entwicklung ergriffen werden. Denn ge-
mäss einem Trendszenario zur Bevölke-
rungsentwicklung (BFS 2001a) wird die
Schweizer Bevölkerung auf Grund eines
weiterhin hohen Einwanderungssaldos
bis ungefähr 2025 voraussichtlich auf
7,56 Millionen anwachsen. Danach je-
doch wird sie bis 2040 auf rund 7,43
Millionen Personen schrumpfen. Somit
dürfte vorerst allein durch steigende
Haushaltszahlen eine stetige Nachfrage
nach Wohnraum bestehen bleiben. 

Nach Jahren der wirtschaftlichen Sta-
gnation werden für 2005 und 2006
wieder Wachstumsraten zwischen 1,5
und 1,8 Prozent prognostiziert (SECO
2005). Mit der Belebung der Wirt-
schaft, mit weiter steigenden Haushalts-
zahlen und der prognostizierten Zu-
nahme des Verkehrs wird vermutlich ins-
gesamt ein hoher Druck bestehen blei-
ben, die grüne Wiese in neue Sied-
lungsflächen umzuwandeln (Cattaneo
2004). Dass diese künftige Ausdehnung
der Siedlungsflächen auch weiterhin zu
einer dispersen Siedlungsentwicklung
führt, dafür sprechen auch die folgen-
den Faktoren: Je mehr das Bodenpreis-
niveau absinkt, je weiter man sich also
von den Zentren entfernt, desto grösser
sind die Bauzonenreserven auf der grü-
nen Wiese. Da gleichzeitig die Erreich-
barkeit der grossen Zentren – wo sich die
meisten Arbeitsplätze konzentrieren – 
in der Schweiz flächendeckend gut ist,
wird der bisherige Trend zur Zersiede-
lung der Agglomerationsränder wahr-
scheinlich anhalten. Denn die grossen
Zentren sind heute für Pendler besser
denn je zu erreichen. Zwar sind auch in
der Schweiz vereinzelt Reurbanisie-
rungstendenzen erkennbar – so hat bei-
spielsweise die Bevölkerung der Stadt
Zürich nach jahrelangem Bevölkerungs-
rückgang seit Ende der 1990er-Jahre
wieder leicht zugenommen, und ähnli-
che Entwicklungen zeichnen sich in
Winterthur und Genf ab – diese Ver-
schiebungen kompensieren bisher je-
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doch bei weitem nicht den Trend zur di-
spersen Siedlungsentwicklung. Die Reur-
banisierung könnte sich mittelfristig je-
doch verstärken, denn mit einer gerin-
geren Bevölkerungszunahme und zu-
nehmender Alterung der Bevölkerung
kann es für viele Menschen wieder at-
traktiv werden, in den Zentren zu woh-
nen. Ausserdem gewinnt die Wiedernut-
zung von Brachflächen in der Schweiz
derzeit an Bedeutung. Die Wiedernut-
zungspotenziale betragen heute hoch-
gerechnet 1700 Hektar, sind gerade
wegen der oft zentralen Lagen für die
Entwicklung der betroffenen Städte und
Gemeinden enorm wichtig und können
ebenfalls zu einer Reurbanisierung bei-
tragen.

1.2 Deutschland – 
Trendumkehr beim Flächenverbrauch,
doch mehr Brachflächen
Wie in der Schweiz wächst auch in der
Bundesrepublik Deutschland die Sied-
lungs- und Verkehrsfläche [2] (SuV) deut-
lich schneller als die Bevölkerung und
die Zahl der Erwerbstätigen. Dies lässt
sich seit den 1960er-Jahren für die alten
Bundesländer empirisch nachweisen
(Dosch 2002, UBA 2004). Gründe für

die hohe Flächeninanspruchnahme in
diesem Zeitraum waren in erster Linie
die mit dem wirtschaftlichen Wachstum
verbundenen Wohlstandseffekte, die öf-
fentliche Förderung des Eigenheimbaus
und der Mobilität, planerische Leitbilder
einer funktionsräumlichen Trennung von
Wohnen und Arbeiten, und nicht zuletzt
das Bodenpreisgefälle von den Stadt-
zentren zum Umland (Apel et al. 2000;
BUND 2004) sowie – vergleichbar der
Schweiz – die bereits skizzierten demo-
grafischen Veränderungen. Die Flächen-
inanspruchnahme erreichte im alten
Bundesgebiet mit jeweils über 110
Hektar pro Tag bereits Ende der
1960er-Jahre und nach zwischenzeit-
lich niedrigeren Werten wiederum An-
fang der 1980er-Jahre ihre Höhepunkte
und lag damit weit über den Vergleichs-
werten der späten 1990er-Jahre (89
Hektar pro Tag). Seit dem Jahr 2000 ist
sie um etwa ein Viertel zurückgegangen
[3].

In den neuen Bundesländern [4] voll-
zog sich der SuV-Zuwachs und die da-
mit verbundene «nachholende» Subur-
banisierung insbesondere in den frühen
1990er-Jahren im Zeitraffer, während
die Bevölkerung und insbesondere die
Erwerbstätigen sogar deutlich abnah-

men. Nach dem vergleichsweise sehr
hohen Flächenverbrauch Mitte der
1990er-Jahre in den neuen Bundeslän-
dern ist aber seit 1997 nur bei den ge-
werblichen Flächennutzungen, nach
starken Zuwächsen bis Ende der
1990er-Jahre, ab 2001 auch bei den
neuen Wohnbauflächen, ein deutlicher
Rückgang eingetreten. Demgegenüber
hat sich die Zunahme der Verkehrsflä-
chen in den neuen Ländern kaum verän-
dert. 

Seit 1992 ist erstmals eine bundes-
weite Betrachtung möglich. Nicht nur in
den neuen Ländern, auch im alten Bun-
desgebiet stieg im Boom der Nachwen-
dejahre bei reger Bautätigkeit Anfang
und Mitte der 1990er-Jahre der Flä-
chenverbrauch – synonym für die Inan-
spruchnahme meist landwirtschaftlich
genutzter Fläche für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke – und erreichte mit 131
Hektar pro Tag in den Jahren
1997–1999 bundesweit seinen bisheri-
gen Höhepunkt. Seitdem sinkt die Flä-
cheninanspruchnahme deutlich.  

Seit 1992 dehnte sich die Siedlungs-
und Verkehrsfläche bis 2003 um
4785km2 (+11,9 Prozent) aus. Davon
entfallen 3873km2 auf die Siedlungsflä-
che (+16,2 Prozent) und 912km2 auf
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Deutschland Schweiz Verhältnis D : CH

Fläche 
km2

357 041 41 285 8,6 : 1

Bevölkerung 
(Juli 2004)

82 424 609 7 450 867 11 : 1

Bevölkerungsdichte 
Einwohner pro km2

230,9 180,5 1,2 : 1

Siedlungs- und Verkehrsfl äche
km2

45 090
(2003)

2789
(1992/97)

16,2 : 1

Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfl äche an der Gesamtfl äche 
%

12,6
(2003)

6,8 
(der Gesamtfl äche)

22 
(der besiedelbaren 

Fläche1)
(1992/97)

1,8 : 1 
(bezogen auf die Gesamtfl äche CH)

1 : 1,7 
(bezogen auf die besiedelbare 

Fläche CH)

Siedlungs- und Verkehrsfl äche pro Kopf
m2 pro Kopf

546
(2004)

397
(1992/97)

1,4 : 1

Gewerblich-industrielles Wiedernutzungspotenzial
(Brachfl ächen hochgerechnet) in ha

28 500 (2003)
(BBR 2004a)

1700 (2004)
(Valda et al. 2004)

17 : 1

1 Von den rund 41 000 km2 der schweizerischen Landesfl äche sind etwa 27 300 km2 nicht besiedelbar (auf Grund der Hangneigung, Höhe etc.). Es steht 
also nur ungefähr ein Drittel (ca. 13 600 km2) des schweizerischen Territoriums theoretisch für die Besiedlung zur Verfügung. 

Tab. 1: Vergleich von Basisdaten zur Sied-
lungsfläche und Bevölkerung in Deutschland
und der Schweiz. (Quellen: Statistisches
Bundesamt Deutschland [Angaben für
31.12. des Jahres], Bundesamt für Statistik
Schweiz.) Auf Grund unterschiedlicher Defi-
nitionen und unterschiedlicher Erhebungs-
zeitpunkte sind die Angaben zur Siedlungs-
fläche und zu Brachflächen nur einge-
schränkt vergleichbar.



die Verkehrsfläche (+5,5 Prozent) (StBA
2004). Absolut betrachtet wuchsen die
suburbanen Kreistypen im Umland der
Kernstädte am stärksten. Beim relativen
Wachstum haben die Kernstädte auf
Grund des hohen Bestandsniveaus rela-
tiv niedrige Zuwachsraten, die höchs-
ten hingegen die ländlich-verdichteten
Kreise. Auf Länderebene stieg der SuV-
Anteil neben den neuen Bundesländern
besonders stark in Niedersachsen, Bay-
ern und Baden-Württemberg. Mit der
Flächeninanspruchnahme stieg auch
der Anteil der Siedlungs- und Verkehrs-
flächen an der Katasterfläche bundes-
weit seit 1992 von 11,3 Prozent (1992)
über 11,8 Prozent (1996) auf 12,3 Pro-
zent (2000), danach jährlich um 0,1
Prozent auf 12,6 Prozent (2003).

Trotz dieser dauerhaften Flächeninan-
spruchnahme ist seit einigen Jahren ein
rückläufiger Trend festzustellen. Nach
den Daten der letzten Teilerhebung
2003 des Statistischen Bundesamtes ist
die Flächeninanspruchnahme – zum
dritten Mal in Folge – bundesweit auf
nunmehr 93 Hektar pro Tag gesunken
[5]. Bereits im Jahr 2002 war sie von
131 Hektar (2000) über 117 Hektar
(2001) auf 105 Hektar zurückgegan-
gen (StBA 2004). Der Rückgang der Zu-
nahme spiegelt sich in fast allen Bun-
desländern wieder. Insbesondere die
Gebäude- und Freiflächenzunahme, zu
mehr als der Hälfte am SuV-Zuwachs be-
teiligt, ist deutlich rückläufig und hat
sich innerhalb weniger Jahre nahezu
halbiert. Grund ist nicht nur die nachlas-
sende Bautätigkeit (StBA 2003, RNE
2004) für Wohnen, u.a. durch sinken-
den Nachholbedarf beim Hauserwerb
(vgl. u.a. UBA 2004), sondern insbe-
sondere die erheblich zurückgegan-
gene Ausweisung neuer Gewerbe- (ein-
schliesslich landwirtschaftlicher Ge-
bäude) und Industriegebiete sowie von
Flächen für Handels- und Lagerstätten,
die in den 1990er-Jahren noch enorme
Zuwachsraten verzeichneten (Dosch
2005). Weitere Gründe liegen in einer
effizienteren Bestandsflächennutzung
durch Nachverdichtung und Wiedernut-
zung oder in demografischen Ursachen
wie regionaler Bevölkerungsstagnation
und Reurbanisierungstendenzen. Insge-
samt ist die Flächeninanspruchnahme

gegenüber dem Spitzenwert im Jahr
2000 mit 131 Hektar pro Tag bundes-
weit damit um nahezu ein Drittel in nur
drei Jahren zurückgegangen. 

Auch wenn die Flächeninanspruch-
nahme von 131 Hektar «nur» auf 93
Hektar pro Tag zurückgegangen ist,
summiert sich dies in nur drei Jahren auf
weit mehr als 20 000 Hektar, die als
Freifläche erhalten bleiben. Darüber
hinaus sind die Flächenproduktivitäten
(Wertschöpfung je Flächeneinheit) seit
mehreren Jahren leicht steigend, wenn-
gleich zuletzt stagnierend (Löhr 2004
nach StBA 2003). Zu den gewünschten
Entwicklungen (s.u.) zählt auch der –
statistisch aber überzeichnete – Zu-
wachs an Grün- und Erholungsflächen
innerhalb des Summenparameters Sied-
lungs- und Verkehrsfläche. Weiterhin
war die Flächeninanspruchnahme in
Agglomerationsräumen nach letztver-
fügbaren Daten prozentual deutlich ge-
ringer als in ländlich geprägten Kreis-
typen. Zuletzt sanken die Siedlungsdich-
ten im Vergleich zu Flächenstaaten weit
unterproportional. Zudem ist der Flä-
chenverbrauch in Agglomerationsräu-
men Deutschlands im europäischen Ver-
gleich moderat (EEA 2002 [6], Dosch
2005). Einige Bundesländer, viele Re-
gionen und Kommunen haben Aktivitä-
ten zum Flächenmanagement initiiert

(vgl. Einig und Dosch 2004). Mögli-
cherweise wirken sich diese Massnah-
men aus, wenngleich der Beitrag dieser
Massnahmen zum Rückgang der Flä-
cheninanspruchnahme im Vergleich
etwa zur Rezession in der Baukonjunk-
tur gering sein dürfte.

Haben sich die Probleme durch den
Rückgang des Flächenverbrauchs erle-
digt? In Anbetracht der stark rückläufi-
gen Bautätigkeit [7] war der Rückgang
der Flächeninanspruchnahme auch in
diesem Ausmass zu erwarten. Noch im-
mer werden derzeit, trotz nahezu kon-
stanter Bevölkerung, täglich nahezu
100 Hektar Siedlungs- und Verkehrsflä-
chen neu erschlossen und Infrastruktur
ausgebaut. Dies entspricht – jährlich –
dem 1,5fachen des Bestandes an SuV
von München.

Nach wie vor steigt die Ausstattung
von Siedlungs- und Verkehrsfläche je
Einwohner bzw. die Siedlungsdichten
nehmen ab, in den neuen Ländern stär-
ker als in den alten, in ländlichen Räu-
men stärker als in Agglomerationsräu-
men. Damit verbunden ist eine abneh-
mende Auslastung der Siedlungsstruktur
mit kostenremanenter Infrastruktur. Ob
diese neue Infrastruktur dauerhaft aus-
gelastet werden kann, ist angesichts ei-
ner stagnierenden, in vielen Regionen
sogar rückläufigen Bevölkerung und ei-
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Abb. 3: Tägliche Zunahme der Siedlungs-
und Verkehrsfläche 1996 bis 2003.
(Quelle: Laufende Raumbeobachtung des
BBR. Datengrundlage: Flächenerhebung
nach Art der tatsächlichen Nutzung des Bun-
des und der Länder. © BBR Bonn 2004)



ner schleppenden Konjunktur mit rück-
läufiger Flächennachfrage zumindest
fragwürdig. In Deutschland wird der Be-
ginn der Schrumpfung der Bevölkerung
für 2013 prognostiziert (Statistisches
Bundesamt 2003) [8] und damit deut-
lich früher als in der Schweiz. In einigen
Regionen, neben Ostdeutschland auch
in Teilräumen des alten Bundesgebietes,
hat der Bevölkerungsrückgang längst
eingesetzt.

Darüber hinaus nehmen die indirekten
Effekte wie Zerschneidung von Land-
schaftselementen trotz verminderter Flä-
cheninanspruchnahme zu, und der Frei-
raumbestand schrumpft gerade in den
Zentren und an den Rändern der Kern-
städte, wo er bereits besonders knapp
ist.

Problematisch ist die Entwicklung,
dass nach wie vor neue Siedlungsge-
biete erschlossen werden, obwohl par-
allel grosse ehemals wirtschaftlich ge-
nutzte Flächen brachfallen. Bei der Bau-
landumfrage 2003 des BBR, erhoben
auf der Basis von über 500 Städten und
Gemeinden, die mehr als 40 Prozent

der Bevölkerung in der Bundesrepublik
repräsentieren, wurden über 11 300
Hektar Wiedernutzungspotenziale ge-
meldet (BBR 2004a). Bevölkerungspro-
portional hochgerechnet auf das Bun-
desgebiet sind dies zirka 49 000
Hektar, darunter zirka 28 500 Hektar
nur für gewerbliche Wiedernutzung. Sie
stammen zu knapp 40 Prozent aus Ge-
werbebrachen, zu 35 Prozent aus Kon-
versionsflächen, 10 Prozent sind Bahn-/
Postbrachen und der Rest umfasst Ver-
kehrs- und sonstige Brachflächen.

In Ostdeutschland sind die Wieder-
nutzungspotenziale sowohl absolut als
auch gemeinde- oder einwohnerbezo-
gen grösser als in Westdeutschland, las-
sen sich jedoch mangels Nachfrage oft
nur schwer wiedernutzen. Hier werden
zunehmend Zwischennutzungen und
dauerhafte Renaturierungen als Folge-
nutzung angegangen. Aber auch in
Süddeutschland weisen die Kommunen
trotz hoher Baulandpreise umfangreiche
Wiedernutzungspotenziale nach. Ge-
genüber der letzten Baulandumfrage
2000 haben die Wiedernutzungspoten-

ziale in 2003 – trotz zwischenzeitlich
erfolgter Wiedernutzungen – um etwa
ein weiteres Drittel zugenommen.

Eine immer noch deutlich wachsende
Siedlungs- und Verkehrsfläche auf der
einen, mehr Brachflächen auf der ande-
ren Seite stellen eine Entwicklung dar,
die auf Dauer so nicht weitergehen
kann: weder aus ökologischer noch aus
kommunalwirtschaftlicher, sozialer und
städtebaulicher Perspektive.

2. Ziele zur Siedlungsflächen-
entwicklung, ihre Kommunikation
und Umsetzung

2.1 Die Situation in der Schweiz
Die Reduzierung des Flächenverbrauchs
ist ein zentrales, seit langem gefordertes
und in zahlreichen Dokumenten festge-
haltenes Ziel der räumlichen Entwick-
lung der Schweiz. So findet es sich als
Artikel 1 des Raumplanungsgesetzes
von 1979 («haushälterischer Umgang
mit dem Boden»). Bereits in den
1980er-Jahren gab es etliche Studien
zum Flächenverbrauch und eine Reihe
von Vorschlägen, wie dieser wirksam zu
begrenzen sei. So setzte sich das Natio-
nale Forschungsprogramm (NFP) 22
«Nutzung des Bodens in der Schweiz»
von 1985 bis 1991 unter anderem
auch intensiv mit der Problematik des
Siedlungsflächenwachstums auseinan-
der und beleuchtete diese von vielen
verschiedenen Perspektiven aus. Im
1991 herausgegebenen Abschlussbe-
richt des NFP 22 war eine der zentralen
Forderungen, «mittelfristig den Umfang
des Siedlungsgebietes der Schweiz und
dessen Aufteilung auf die Kantone bun-
desrechtlich festzulegen» (Häberli et al.
1992). Auch neue Instrumente wurden
damals schon in die Diskussion einge-
bracht, die auch heute wieder gefordert
werden, wie z.B. ein Bonus-Malus-Sys-
tem im kantonalen Finanzausgleich ge-
koppelt an den Flächenverbrauch der
Kantone oder inter- und intrakantonal
handelbare Flächennutzungszertifikate.
In ihrer kritischen Analyse «Bilanzstudie
Bodenpolitik 1990–1995» kommen
Knoepfel et al. (1996) zu der Schlussfol-
gerung, dass die oben genannten Vor-
schläge des nationalen Forschungspro-
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gramms in weiten Bereichen nicht um-
gesetzt worden seien. Zwar scheinen
die Investitionen mehr in Richtung Innen-
entwicklung zu gehen und der öffentli-
che Verkehr würde ausgebaut. Die Bo-
dennutzungsansprüche ständen aber
nach wie vor nicht im Einklang mit dem
Schutz des Bodens. Im Bereich der
Raumplanung seien die aus dem Natio-
nalen Forschungsprogramm «Nutzung
des Bodens in der Schweiz» abgeleite-
ten Forderungen wenig umgesetzt wor-
den.

In dem vom Bundesrat zustimmend
zur Kenntnis genommenen Strategiepa-
pier «Grundzüge der Raumordnung
Schweiz» (BRP 1996) wird mit dem Hin-
weis auf die negativen Auswirkungen
der Zersiedelung ebenfalls eine stärkere
Siedlungsentwicklung nach innen ange-
mahnt. Diesen Zielsetzungen jedoch ist
gemein, dass sie nicht quantifiziert wur-
den, sondern lediglich in allgemein qua-
litativer Art formuliert sind. Wachter
(1997) kommt zu der Einschätzung,
dass die 1996 vorgelegten «Grund-
züge» sich zwar explizit dem Nachhal-
tigkeitsgedanken verpflichten, auf der
Ebene der Massnahmen, der Instru-
mente und des Vollzugs indes keine mar-
kante Neuausrichtung festzustellen sei
(Lehn et al. 1998). 

Eine eindeutige quantitative Zielaus-
sage zum Flächenverbrauch findet sich
erstmals in der «Strategie Nachhaltige
Entwicklung 2002» des Schweizeri-
schen Bundesrats. Demnach soll die
Siedlungsfläche pro Kopf langfristig auf
dem heutigen Stand von rund 400m2

stabilisiert werden (Bundesrat 2002).
Das bedeutet, dass eine Zunahme der
Siedlungsfläche nur im Gleichschritt mit
einer Bevölkerungszunahme stattfinden
soll. Es wurde jedoch nicht erläutert, in
welchem Zeitraum dieses Ziel erreicht
werden soll, und der dazugehörige
Massnahmenkatalog blieb doch recht
allgemein. Da in der Schweiz die
Hauptverantwortung für die Raumpla-
nung bei den Kantonen liegt, ist auch
umstritten, inwieweit der Bund den Kan-
tonen diesbezüglich Vorgaben machen
kann. Bisher ist auch kaum weiter disku-
tiert worden, wie eine Umsetzung die-
ses Ziels in den Kantonen erfolgen
könnte.

Abgesehen davon ist klar, dass es zu
einer echten Trendumkehr im Siedlungs-
flächenverbrauch käme, würde das Ziel
tatsächlich umgesetzt. Das Wachstum
würde erheblich gedrosselt. Insofern ist
der Zielwert zu begrüssen. Dass es sich
um einen dynamischen, an die Bevölke-
rungsentwicklung geknüpften Zielwert
handelt, ist einerseits eine Stärke, da er
den Unwägbarkeiten der zukünftigen
Entwicklung damit Rechnung trägt. An-
dererseits führt genau diese Flexibilität
dazu, dass der Zielwert praktisch kaum
durchsetzbar wird, da er vollständig
von der Bevölkerungsentwicklung beein-
flusst wird. Dies zeigt sich auch in den
Berechnungen: mit dem Zielwert von
400m2 pro Kopf kommt man beim Be-
völkerungsszenario «Trend» des Bun-
desamts für Statistik zu einem Flächen-
zuwachs von rund 15 000 Hektar bis
2030, beim Bevölkerungsszenario «Po-
sitive Dynamik» jedoch zu mehr als
40 000 Hektar. Somit versucht man im
Grunde ein sich bewegendes Ziel zu
treffen. Die Frage ist jedoch, ob es für
den begrenzten Raum Schweiz nicht ei-
nen absoluten Zielwert für den zukünfti-
gen Flächenverbrauch geben sollte, der
eventuell auch einfacher kommunizier-
bar ist. Dieser könnte zum Beispiel ähn-
lich wie in Deutschland formuliert wer-
den, wo in der nationalen Strategie zur
nachhaltigen Entwicklung eine Reduzie-
rung des Flächenverbrauchs von bisher
129 Hektar (Durchschnitt 1996–2000)
auf 30 Hektar pro Tag im Jahr 2020
(Bundesregierung 2002) definiert wird.

Bisher haben weder der Bund noch
die Kantone konkretere Anstrengungen
in Richtung einer konsequenten Umset-
zung des 400-m2-Ziels unternommen.
Hingegen wurden in jüngster Zeit vor al-
lem im Bereich der Forschung zum
Thema Steuerung der Siedlungsentwick-
lung, der Konkretisierung der künftigen
Ziele der Raumordnungspolitik sowie
der Modellvorhaben im Rahmen der Ag-
glomerationspolitik Fortschritte erzielt.
So wurden unter anderem das Instru-
ment und die Anwendung der kommu-
nalen Nutzungsplanung und erste Lö-
sungsvorschläge zu Planungs- und Koor-
dinationsinstrumenten auf überkantona-
ler Ebene evaluiert (Gerber und Michel
2004) sowie Möglichkeiten marktwirt-

schaftlicher Instrumente zur Unterstüt-
zung der Raumplanung abgeklärt [9].
Gestützt auf die «Strategie Nachhaltige
Entwicklung 2002» sollen zudem 
die «Grundzüge der Raumordnung
Schweiz» vom Mai 1996 (BRP 1996)
überarbeitet und konkretisiert werden.
Den Grundzügen vorausgehen wird der
Raumentwicklungsbericht, dessen Veröf-
fentlichung für 2005 vorgesehen ist. Als
Vorbereitung für den Raumentwicklungs-
bericht wurden Grundlagenstudien und
Szenarien zur Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung erarbeitet (u.a. Schultz und
Schilter 2003a, 2003b). Weiterhin
wurde die erste weit gehend flächen-
deckende Übersicht über die Industrie-
brachflächen in der Schweiz erarbeitet
(Valda und Westermann 2004) [10].
Alle diese Studien sind zwar wichtige
und notwendige Vorarbeiten für die
Konkretisierung einer Umsetzungsstrate-
gie zur Senkung des Flächenver-
brauchs, es bleibt jedoch zu hoffen,
dass auch die Umsetzung alsbald ange-
packt wird.

Im Realisierungsprogramm für die
Raumordnungspolitik 2004–2007 sind
Massnahmen aufgelistet, welche sich
aus der Fortsetzung des Aktionsplans
Nachhaltige Raumentwicklung ergeben.
Sie sind darauf ausgerichtet, die Ab-
stimmung von Siedlungsentwicklung und
Verkehr zu verbessern und die Sied-
lungsentwicklung nach innen konkret zu
fördern. Dazu gehören unter anderem
die Wiedernutzung von Industriebra-
chen, eine Standortpolitik für publikums-
intensive Bauten und Anlagen, eine Pro-
blemanalyse und Lösungsvorschläge zur
Entwicklung des Zweitwohnungsbaus
sowie die Förderung der überkommuna-
len Zusammenarbeit. Exemplarische
Projekte und Prozesse sollen gefördert
werden, womit eine Siedlungsentwick-
lung nach innen und eine Umnutzung
von Industriebrachen unterstützt werden
können. Zudem werden vor allem Ana-
lysen und Monitoringprojekte in den Be-
reichen Bauzonen, Bauen ausserhalb
der Bauzone, ländlicher Raum und
Landschaftsentwicklung im Vordergrund
stehen. Weiter enthält das Forschungs-
programm 2004–2007 des Bundesam-
tes für Wohnungswesen unter anderem
einen Schwerpunkt mit dem Thema
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«Nachhaltige Siedlungsstrukturen und
Wohnformen» (Bundesrat 2004). Be-
zeichnenderweise taucht jedoch der
Zielwert von 400m2 Siedlungsfläche
pro Kopf in diesem Dokument nicht auf.

2.2 Die Situation in Deutschland
Die politische Zielsetzung einer nach-
haltigen Siedlungsentwicklung ist in
Deutschland seit gut 20 Jahren auf Bun-
desebene verankert. Bereits mit der Bo-
denschutzkonzeption der Bundesregie-
rung 1985 wurde eine Trendwende
beim Flächenverbrauch postuliert (BMI
1985). Die Grundlagen zu einer Flä-
chenhaushaltspolitik sind seit Langem
erarbeitet (ARL 1987, 1999). Doch
noch in den 1990er-Jahren fristete die
Problematik der persistenten Flächen-
inanspruchnahme in der umweltpoliti-
schen Debatte ein Schattendasein, ob-
wohl seinerzeit bereits an prominenter
Stelle, etwa durch die Enquête-Kommis-
sion zum Schutz des Menschen und der
Umwelt mit dem «Konzept Nachhaltig-
keit» eine drastische Wende bei der Flä-
cheninanspruchnahme gefordert wurde
(DBT 1998). Die Umsetzung verharrte
auf dem Niveau von Postulaten, wäh-
rend die Flächeninanspruchnahme bun-
desweit zunahm (SRU 2004:165,
Dosch 2002). Eine breite Auseinander-
setzung um flächenpolitische Ziele und
Strategien setzte erst mit dem «Ziel-30-
ha» ein, welches die Bundesregierung
im Rahmen der im April 2002 beschlos-
senen «Nationalen Strategie für eine
Nachhaltige Entwicklung» formulierte.
Die Verminderung der Flächeninan-
spruchnahme und die nachhaltige Sied-
lungsentwicklung wurden dabei als ei-
nes von sieben Schwerpunktthemen
identifiziert. Durch eine Doppelstrategie
der drastischen Reduktion der Flächen-
inanspruchnahme bis 2020 und eine
Qualifizierung der Siedlungsentwick-
lung in Bestand und Neubau will die
Bundesregierung ihre Ziele erreichen
(Bundesregierung 2002). Kern der Stra-
tegie ist die Ausrichtung der Neubautä-
tigkeit auf die städtebauliche Innenent-
wicklung und die Förderung integrierter
Ansätze beim Flächenmanagement. Es
ist somit erklärtes politisches Ziel, die In-
nenstädte zu revitalisieren und die In-
nenentwicklung gegenüber der Aussen-

entwicklung im Verhältnis 3:1 zu för-
dern. Einer breiteren Öffentlichkeit be-
kannt geworden ist das – erstmalig bun-
desweit und ressortübergreifend festge-
legte – «Ziel-30-ha» (s.o.). 15 Jahre ver-
bleiben, um die derzeit 93 Hektar pro
Tag um rund zwei Drittel zu vermindern. 

Die wohlkalkulierte Wirkung dieses
ambitionierten Zielwertes, gemessen an
der oft ambivalenten Ausrichtung flä-
chenpolitischer Ziele, war herausfor-
dernd: Erstmalig wurde ein Zielwert po-
litisch verbindlich festgelegt, der nur
durch eine drastische Kehrtwende bei
der Flächeninanspruchnahme der endli-
chen Ressource Boden zu erreichen ist.
Auf einmal wurde vielen Akteuren be-
wusst, dass dem konkreten Ziel einer
deutlichen Verminderung der Flächenin-
anspruchnahme drastische Einschnitte
bei der Flächenausweisung folgen könn-
ten. Der Rat für Nachhaltige Entwick-
lung forderte darüber hinaus, bis 2050
die neue Inanspruchnahme, insbeson-
dere durch Flächenrecycling, auf Null
zu reduzieren und postuliert in seinen
Empfehlungen an die Bundesregierung
zur Umsetzung des «Ziel-30-ha» vom
Juni 2004 «Mehr Wert für die Fläche»
(RNE 2004). Spätestens mit dieser auf
Erkenntnissen aus zahlreichen Dialog-
veranstaltungen basierenden Publika-
tion hat die Debatte um Strategien nach-
haltiger Flächennutzung an Dynamik ge-
wonnen.

Zahlreiche aktuelle Beiträge, Stellung-
nahmen, Positionspapiere, Umfragen
und Veröffentlichungen dokumentieren
die Weiterentwicklung von Strategien
und Instrumenten nachhaltiger Sied-
lungsentwicklung (u.a. UBA 2004; ARL
2004; Bundesregierung 2004; TAB
2004). Der 1. Fortschrittsbericht der
Bundesregierung zur Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie vom Oktober 2004
verweist in seinem Schwerpunkt «Ver-
minderung der Flächeninanspruchnah-
me» auf die Erfordernis einer verstärk-
ten sektorpolitikübergreifenden Zusam-
menarbeit der Bundesressorts in For-
schungsfeldern. Experimentelle For-
schungsvorhaben wie «Fläche im Kreis»
im Rahmen von Planspielen sollen Lö-
sungsansätze zur Umsetzung der flä-
chenpolitischen Ziele der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie in Form einer

städtischen bzw. stadtregionalen Flä-
chenkreislaufwirtschaft ermitteln (BBR
2004b). Eine grosse Zahl von For-
schungsprojekten der Bundesressorts
behandeln Modellvorhaben nachhalti-
ger Siedlungsflächenentwicklung. Ende
2004 hat das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) für die
nächsten Jahre einen Förderschwer-
punkt «Forschung für die Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme und ein
nachhaltiges Flächenmanagement (RE-
FINA)» veröffentlicht. Damit soll die Ent-
wicklung und Erprobung innovativer
Konzepte für die Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme initiiert werden.
Die angewandte Forschung zielt vor al-
lem darauf, Datengrundlagen zu ver-
bessern, Instrumente weiterzuentwickeln
und das Bewusstsein für die Erforder-
nisse und den Nutzen einer Flächen-
haushaltspolitik zu schärfen. Damit sol-
len Defizite in der Umsetzung von Instru-
menten nachhaltiger Siedlungsentwick-
lung weiter ausgeräumt werden. Hierzu
ist es notwendig, die Aktivitäten stark
am Verhalten der marktrelevanten Ak-
teure zu orientieren. 

Die Erkenntnis, dass Erfolge in der
Flächenhaushaltspolitik nur mit den ent-
scheidenden kommunalen Akteuren vor
Ort und der Immobilienwirtschaft zu er-
zielen sind, ist nicht neu. So werden seit
einigen Jahren die Initiativen des Bun-
des von vielfältigen Aktivitäten auf Län-
der-, regionaler bis kommunaler Ebene
begleitet. Exemplarisch genannt seien
Länderprogramme zum kommunalen
und regionalen Flächen(ressourcen)ma-
nagement wie auch das konzertierte
«Bündnis zum Flächensparen» bzw. die
Aktion «Flächen gewinnen» in Bayern
und Baden-Württemberg oder bodenpo-
litische Grundsatzbeschlüsse der Kom-
munen.

Während das bundesdeutsche Städte-
bau- und Raumordnungsrecht, zuletzt
geändert durch das Europarechtsanpas-
sungsgesetz Bau (EAG Bau) 2004 nach
überwiegender Meinung von Experten
Ziele einer haushälterischen Bodenpoli-
tik unterstützt, werden seit vielen Jahren
Defizite hinsichtlich marktwirtschaftli-
cher Instrumente zur Steuerung der Sied-
lungsflächenentwicklung beklagt (vgl.
u.a. BUND 2004, NABU 2004, UBA
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2004). So konterkarieren Subventions-
tatbestände wie die Entfernungspau-
schale («Zersiedelungsprämie»), Bau-
sparförderung oder Eigenheimzulage
die Innenentwicklungsziele der Bundes-
regierung. Aber auch die Steuerpolitik
ist in diesem Zusammenhang defizitär,
da eine an völlig veralteten Bodenwer-
ten und nicht an Verkehrswerten orien-
tierte Grundsteuer sowie die Grunder-
werbsteuer zumindest nicht die Mobili-
sierung von Bauland im Bestand fördert. 

Seit vielen Jahren sind instrumentelle
Lösungsvorschläge zur Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme erfolgt (vgl.
ARL 1987,1999, 2004; UBA 2004; Bi-
zer et al. 1998; DST 2002; SRU 2004).
Meist geht es um das Spannungsfeld
zwischen räumlicher Planung und markt-
analogen Instrumenten. So formuliert
etwa der Sachverständigenrat für Um-
weltfragen in seinem Umweltgutachten
2004 (SRU 2004:166 ff.) umfangreiche
Steuerungsvorschläge. Dazu zählen pla-
nerische Instrumente wie Siedlungsaus-
schlussgebiete (Negativplanung), die
Ausweisung regionaler Gewerbege-
biete oder andere Instrumente wie Min-
destanteile von Flächenrecycling und
gemeindliche Vorkaufsrechte zur Mobili-
sierung von Flächen. Ergänzt wird dies
u.a. durch eine Reform des kommunalen
Finanzausgleichs, Abbau von Förderin-
strumenten und steuerliche Vergünsti-
gungen. Zentraler Vorschlag sind han-
delbare Flächenausweisungsrechte mit
einem Zuteilungsmodus durch die Län-
der (vgl. BBR 2005). Der Deutsche Städ-
tetag lehnt in Meinungskongruenz mit
vielen anderen Verbänden genau diese
Zertifikate entschieden ab und will dem-
gegenüber kommunale Handlungsmög-
lichkeiten verbessern. Dazu schlägt er
u.a. die (Wieder-)Einführung einer Bau-
landsteuer, Massnahmen zur Bauland-
mobilisierung und verkürzte Spekulati-
onsfristen, eine Streichung bzw. degres-
sive Gestaltung der Entfernungspau-
schale, die Abschaffung der Eigenheim-
zulage, die Einrichtung von Grund-
stücksfonds und eine konkrete Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen für Flächenrecycling vor. In Zu-
kunft wird es verstärkt darum gehen, die
wachsenden Potenziale an Brachflä-
chen auch auf Grund ihrer enormen

volkswirtschaftlichen Bedeutung (vgl.
Valda et al. 2004) zu nutzen (RNE
2004; Fuhrich 2004; Scholl 2003, UBA
2004). Flächenrecycling kann einen er-
heblichen Beitrag zur Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme leisten (vgl.
Bergmann und Dosch 2004), und ge-
rade beim Flächenrecycling ist der Aus-
tausch von internationalen Erfahrungen
besonders hilfreich (vgl. Tomerius et 
al. 2002). Auch das Umweltbundesamt
hat einen dezidierten Katalog von Um-
weltqualitäts- und -handlungszielen zur
Verminderung der Flächeninanspruch-
nahme vorgelegt (UBA 2004). Fast uni-
sono wird auf eine Stärkung der Städte-
bauförderung als wichtigem Instrumen-
tarium zum Flächenhaushalt hingewie-
sen.

Angesichts der fast schon unüber-
schaubaren Palette von Instrumenten,
die bereits entwickelt wurden, liegt die
Frage nahe, warum sie nicht in zielkon-
formem Mass eingesetzt werden. Die
Begründung ist so trivial wie nahe lie-
gend: Weder bei Zielen noch bei Instru-
menten bestehen ein ausreichender ge-
sellschaftlicher Konsens sowie ausrei-
chende Anreize für einen haushälteri-
schen Umgang mit Fläche, sodass ins-
besondere mengenbegrenzende Mass-
nahmen allenfalls zögerlich angegan-
gen werden (Dosch 2005; TAB 2004).
Selbstverständlich sind die Freiheits-
grade im Rahmen der kommunalen Pla-
nungshoheit ohnehin begrenzt. So füh-
ren die divergierenden Anforderungen
der Akteure in der Summe weiterhin zu
Siedlungserweiterungen. 

Der aktuelle Trend weist mit 93 Hektar
«Flächenverbrauch» pro Tag in die ge-
wünschte Richtung und ist der ange-
strebten Entwicklung sogar ein paar
Jahre voraus. Jedoch bedeutet dies kei-
nesfalls Entwarnung für die verschieden-
artigen und ambitionierten Ziele einer
nachhaltigen Flächenhaushaltspolitik.
Zieht die Baukonjunktur wieder an,
könnte auch die Inanspruchnahme von
Flächen rasch wieder steigen. Neue Ent-
wicklungen, wie der langfristig prognos-
tizierte Bevölkerungsrückgang bei
gleichzeitiger Alterung der Gesellschaft,
die sich verstärkenden regionalen Ent-
wicklungsunterschiede, die Tertiärisie-
rung von Produktionsprozessen und

nicht zuletzt die meist problematische 
Situation der kommunalen Haushalte 
erfordern ein Umdenken hinsichtlich 
der Entwicklung von Siedlungsflächen.
Langfristig, vermutlich erst nach 2013,
schrumpft die Bevölkerung in Deutsch-
land. Da eine gewisse Sättigung in der
individuellen Flächenausstattung (Woh-
nen, Arbeiten) auch unter ressourcen-
ökonomischen Aspekten eintreten wird,
wäre dann auch von einem Rückgang
der Flächennachfrage auszugehen.
Gleichzeitig werden Flächen im Bestand
vermehrt freigesetzt, die das Potenzial
für eine neue Politik des Flächenhaus-
halts bieten, d.h. der Flächenkreislauf-
wirtschaft (BBR 2004b).

Gewiss bleiben Zweifel, ob weit rei-
chende Erfolge in Richtung «Ziel-30-ha»
angesichts der begrenzten Steuerungs-
möglichkeiten räumlicher und städte-
baulicher Planung sowie der vielschich-
tigen gesellschaftlichen und marktwirt-
schaftlichen Kräfte realisiert werden
können. Für eine dauerhafte Trend-
wende vom Flächenverbrauch hin zum
Flächenkreislauf müssen den Akteuren –
neben ordnungs- und planungsrechtli-
chen Vorgaben – auch monetäre Si-
gnale gegeben werden. Flächensparen
muss sich lohnen, die (Wieder-)Nutzung
von Bestandsflächen lukrativer sein als
die Neuausweisung. Vermutlich liegt
hier ein wesentlicher Schlüssel zum Er-
folg. Dann kann es gelingen, Nachhal-
tigkeit und Effizienz in der Flächennut-
zung zusammenzubringen und sie lang-
fristig in Richtung einer Kreislaufwirt-
schaft auszurichten.

3. Vergleichbare Umsetzungs-
defizite und Zukunftsaufgaben 
in beiden Ländern
Sowohl in der Schweiz als auch in
Deutschland wuchs die Siedlungsfläche
gegenüber der Bevölkerung weit über-
proportional. Jenseits aller naturräumli-
chen und gesellschaftlichen Unter-
schiede zeigt die Siedlungsflächenent-
wicklung in beiden Ländern viele Paral-
lelitäten. Einige Ursachen hierfür sind
vergleichbar und weithin bekannt: mehr
und kleinere Haushalte, zunehmende
Wohnungsgrössen, mehr Ein- und Zwei-
familienhäuser, eine dekonzentrierte,
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zuweilen disperse Siedlungsentwicklung
mit deutlichem Wachstum des motori-
sierten Individualverkehrs. Bessere Er-
reichbarkeiten führten zu Städtenetzen,
zu Agglomerationsräumen und grossen
Metropolregionen. Beide Länder haben
eine starke Stellung der Kommunen,
was auf Grund der Konkurrenz unter
den Kommunen um Bauland, Betriebe
und Einwohner zu einer expansiven
Siedlungsentwicklung führt.

Umfangreiche Bauzonenreserven in
zunehmender Entfernung der Zentren
und gute Erreichbarkeiten sind wesentli-
che Ursachen, die in der Schweiz auch
künftig zu einer dispersen Ausdehnung
der Siedlungsflächen im weiteren Um-
feld der Agglomerationen führen könn-
ten. In Deutschland wären ohne regula-
tive Massnahmen ein anhaltender Flä-
chenverbrauch und eine disperse Sied-
lungsentwicklung wahrscheinlich, wenn-
gleich mit vielen regionalen Besonder-
heiten. Doch zeigt die Entwicklung der
letzten Jahre Anzeichen einer Trendum-
kehr: nach Jahren der Siedlungsexpan-
sion ist das Niveau der Flächeninan-
spruchnahme nun deutlich rückläufig.
Zwar werden hierfür in erster Linie bau-
konjunkturelle Gründe genannt, dazu
zählen aber auch erste bescheidene Er-
folge eines Flächenmanagements auf lo-
kaler und regionaler Ebene. Anders als
in der Schweiz – hier wird erst für 2025
ein Bevölkerungsrückgang prognosti-
ziert – könnte in Deutschland bereits in
der nächsten Dekade die Bevölkerung,
wenngleich regional sehr unterschied-
lich, zahlenmässig abnehmen. Dies er-
fordert ein frühzeitiges Gegensteuern
bei der Flächeninanspruchnahme, um
etwa die Kosten einer zunehmend unter-
ausgelasteten Infrastruktur zu begren-
zen und Fehlinvestitionen zu vermeiden. 

Deutschland wie auch die Schweiz
haben frühzeitig auf Bundesebene poli-
tische Initiativen für eine Flächenhaus-
haltspolitik ergriffen – die Schweiz
1979, Deutschland 1985. In der
Schweiz wurden bereits 1985–1991
ein Nationales Forschungsprogramm
zur «Nutzung des Bodens» durchgeführt
und neue Instrumente gefordert. Spätere
Evaluationen weisen jedoch in weiten
Bereichen auf Umsetzungsdefizite hin.
Verbindliche Zielwerte zur Flächeninan-

spruchnahme wurden erst im Zusam-
menhang mit der jeweiligen Nachhaltig-
keitsdebatte als nationale Zielwerte de-
finiert: In der Schweiz das Ziel 400m2

je Einwohner Siedlungsfläche als flexi-
blem Zielwert zur Stabilisierung der
Ausstattung mit Siedlungsfläche, in
Deutschland das «Ziel-30-ha» für 2020.
In Deutschland wird ein interministeriel-
les Forschungs- und Aktionsprogramm
zur Umsetzung der Ziele der nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie weiterent-
wickelt.

Doch in beiden Ländern scheint ange-
sichts der geringen Erfolge hinsichtlich
einer deutlichen Verminderung der Flä-
cheninanspruchnahme auch eine anhal-
tende Skepsis bei der Erreichung der
Ziele einer nachhaltigen Siedlungspoli-
tik spürbar. Solange die Akteure keine
marktwirtschaftlichen und effektiven An-
reize für eine Verminderung und Quali-
fizierung der Flächeninanspruchnahme
haben, solange die Steuerungsmöglich-
keiten der räumlichen und städtebauli-
chen Planung begrenzt bleiben, so
lange wird auch der Erfolg der Flächen-
haushaltspolitik begrenzt bleiben.

Bei der Flächenhaushaltspolitik geht
es keineswegs nur um Verminderung
des Flächenverbrauchs, d.h. um eine
Zuwachsbegrenzungsdebatte. Denn pa-
rallel zur Flächeninanspruchnahme fal-
len zunehmend Flächen für lange Zeit
brach, ohne wiedergenutzt zu werden –
in Deutschland weit mehr als in der
Schweiz. Es geht also darum, einen so-
zialökonomisch und ökologisch rationa-
len und nachhaltigen Umgang mit Flä-
chen zu fördern, d.h. Brachflächen zu
revitalisieren, Bestandsflächen zu erneu-
ern, den Siedlungsbestand aufzuwer-
ten, Innenentwicklung zu fördern und
die Flächenhaushaltspolitik zu einem
Eckpfeiler der städtebaulichen Erneue-
rung weiterzuentwickeln. 

Einige innovative Konzepte und Instru-
mente dazu, die nicht nur in Deutsch-
land oder der Schweiz nutzbar sind,
werden in diesem Themenheft vorge-
stellt.

Anmerkungen

[1] Unter «Areal» wird in der Schweizer Are-
alstatistik die eigentliche Gebäudefläche plus
die zugehörige Frei- oder Grünfläche ver-
standen, z.B. Industrieareal = Grundfläche
des Industriegebäudes + dessen umgebende
Frei- oder Grünfläche.
[2] Die Flächenerhebung basiert auf einer
Auswertung des Liegenschaftskatasters. Zum
Summenparameter Siedlungs- und Verkehrs-
fläche (SuV) zählen folgende Nutzungsarten
mit ihren Anteilen im Jahr 2003: Gebäude-
und Freifläche (52,4%), Betriebsfläche ohne
Abbauland (1,8%), Verkehrsfläche (38,5%),
Erholungsfläche (6,5%) und Friedhöfe
(0,8%). Die SuV wird auf Ebene der Bundes-
länder jährlich erhoben, auf Ebene der Ge-
meinden alle 4 Jahre, zuletzt veröffentlicht für
31.12.2000.
[3] Nach der Flächenerhebung 2004 sind es
62 Hektar pro Tag, auf Grund statistischer
Korrekturen liegt dieser Wert rückkorrigiert
aber bei ca. 70 Hektar pro Tag. Dennoch ist
dies der niedrigste Zuwachs seit rund 50 Jah-
ren.
[4] Vergleichbare Daten für das Gebiet der
neuen Bundesländer liegen erst seit 1992
vor, da die Daten der computergestützten Lie-
genschaftsdokumentation der DDR (COLIDO)
nicht kompatibel sind.
[5] Zu den Ergebnissen der letzten Flächen-
erhebung im Detail vgl. u.a. StBA 2003, BBR
2003a+b, UBA 2004, Siedentop et al.
2004.
[6] Bei MOLAND (Monitoring Land Co-
ver/Use Dynamics) werden die räumlichen
Trends der Verstädterungsdynamik der letz-
ten fünfzig Jahre für 25 Stadtregionen in
Europa ermittelt (EEA 2002). Nach den Ver-
gleichsuntersuchungen liegt in Agglomerati-
onsräumen Deutschlands die Pro-Kopf-Zu-
nahme, bei hohem Ausgangsniveau eher im
unteren Bereich des langfristigen Zuwachses.
Weitere, noch nicht empirisch ausgearbeitete
Belege, zumindest für das Altbundesgebiet,
ergeben sich aus der jüngst veröffentlichten
CORINE Landcover (CLC) Vergleichsbeflie-
gung für Europa (Erstaufnahme im Jahr
2000) sowie aus Luftbild- und Satellitenbild-
vergleichen.
[7] So halbierte sich die Zahl der Beschäfti-
gung in der Bauwirtschaft innerhalb weniger
Jahre, der Wirtschaftsbau war stark rückläu-
fig, und die Zahl neu errichteter Wohnungen
sank zwischen 2001 und 2003 von 292 000
auf 241 000. Seither ist die Bautätigkeit wei-
ter rückläufig.
[8] Nach BBR-Untersuchungen wird die Be-
völkerungsabnahme räumlich sehr unter-
schiedlich verlaufen. Während für die meis-
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ten Metropolregionen, aber auch einige
ländlich-verdichtete Regionen, weiterhin eine
Zunahme der Bevölkerung prognostiziert
wird, werden in vielen Regionen, insbeson-
dere einem breiten Streifen vom Ruhrgebiet
bis in die Lausitz, z.T. deutlich rückläufige 
Bevölkerungszahlen mit einer verstärkten 
Alterung der Bevölkerung prognostiziert
(BMVBW 2004).
[9] Siehe hierzu auch die Beiträge von Zol-
linger und Süess/Gmünder in dieser DISP-
Ausgabe.
[10] Siehe hierzu die Zusammenfassung der
Studie von Vinzens in dieser DISP-Ausgabe.
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Zerrbild «Zersiedelung»
Anmerkungen zum Gebrauch und zur Dekonstruktion eines Begriffs

Urban development and urban form have

long been the subject of controversial dis-

cussions in regional science and urban

planning. This is particularly true for sub-

urbanisation. Judging from the severe

problems that accompanied the move-

ment of people, jobs and infrastructure

out of core cities, many call for abandon-

ing suburbanisation. This criticism is bun-

dled in the term “Zersiedelung” which

evaluates suburbs as being chaotic and

un-coordinated. The term is also ex-

pected to give an orientation for the cities

of tomorrow. In this context, the paper

asks if “Zersiedelung” keeps its promise

and discusses if the term is based on a

proper judgement or is more due to a

particular kind of social construction.

1. Einführung
Die Entwicklung der Siedlungsstrukturen
und der urbanen Form hat in der Ver-
gangenheit eine grosse Aufmerksamkeit
in der Raum- und Stadtforschung erfah-
ren. Eine besondere Stellung hat in die-
ser Diskussion der Themenkomplex aus
Stadtwachstum, Suburbanisierung und
Flächenverbrauch eingenommen. Auf
Grund zahlreicher Probleme, die mit der
Abwanderung von Bevölkerung, Ar-
beitsplätzen, Handels- und Freizeitein-
richtungen aus den Kernstädten in ihr
Umland assoziiert wurden, galt und gilt
dieser Vorgang der räumlichen Planung
als Übel, das nach Möglichkeit zu ver-
hindern ist. Der Begriff der «Zersiede-
lung» bündelt diese Kritik. Er bewertet
die Resultate der Siedlungstätigkeit als
wildwüchsig und unkoordiniert, und er
soll zugleich begründen, wie sich
«Stadt» stattdessen entwickeln soll. In
diesem Beitrag wollen wir überprüfen,
ob der Begriff der «Zersiedelung» dies
leisten kann, ob die darin implizit vor-
genommene Bewertung zutreffend ist
oder ob es sich hierbei lediglich um ein
Konstrukt handelt.

Um eventuelle Missverständnisse gleich
auszuräumen: Dies ist kein Plädoyer für
den Urban Sprawl oder eine weitere 
Bebauung von Freiräumen. Die Kritik

daran ist, auch im Sinne der Begren-
zung räumlicher Verwertungsprozesse
und einer Reorientierung auf urbane
Qualitäten, grundsätzlich berechtigt.
Siedlungsentwicklung und -steuerung
sind gleichwohl komplexe Vorgänge,
erst recht ihre zielgerichtete Steuerung.
Es geht uns hier um die Überprüfung ei-
nes Begriffs, dessen Diskursmodi unse-
res Erachtens einseitig und undifferen-
ziert sind. Bezogen auf eine Steuerung
der Siedlungsentwicklung verspricht der
Terminus nicht nur mehr, als er einzulö-
sen vermag. Es könnte sogar sein, dass
der Begründungszusammenhang, auf
dem die Kritik an der Zersiedelung ba-
siert, weniger überzeugend ist, als es
auf den ersten Blick scheint.

2. Sprachliche Inhalte 
und Kontexte 
Der Begriff der Zersiedelung transpor-
tiert nicht nur einen bestimmten Inhalt
und nimmt nicht nur Wertungen vor, son-
dern er ist zugleich Gegenstand einer
sozialen Konstruktionsleistung, die der
Verwendung dieses Begriffs im sied-
lungsstrukturellen und planerischen Dis-
kurs vorweg geht. Diese Konstruktions-
leistung enthält, wie alle sprachlichen
und diskursiven Äusserungen, eine be-
stimmte Form von Wahrnehmung einer
als gegeben angenommenen Wirklich-
keit (vgl. Berger und Luckmann 1962).
Diese Wirklichkeitswahrnehmung, wie
auch der Austausch darüber, erfolgt in
spätmodernen Gesellschaften zuneh-
mend eigensinnig, subjektiv, kontextge-
bunden; dies hat der in den Sprach-,
Kultur- und Sozialwissenschaften auf
vielfältige Weise als (linguistic, social,
cultural) turn apostrophierte Wandel 
in unseren Denkweisen gezeigt (vgl. 
Geertz 1973, Lyotard 1979, Robertson
1992).

Auch die Diskussion um die Entwick-
lung der Städte und die Lösung der da-
mit einhergehenden Probleme sind in ei-
nen solchen spezifischen Kontext von
Begriffsverwendung, Deutung und Inter-
pretation eingebettet, hinter dem spezi-
fische Formen der Wahrnehmung und
Konstruktion von Realität stehen. Städte
und Regionen werden nicht mehr nur als
Ausdruck physisch-materieller Strukturen

und Lebenswelten gesehen, sondern
auch als Medium, in dem soziale Struk-
turen produziert und reproduziert wer-
den (vgl. Gregory und Urry 1985). Da-
bei spielen unterschiedliche Deutungs-
muster und Interpretationen eine zen-
trale Rolle. Für diesen Sachverhalt gibt
es ein Paradebeispiel: den Terminus 
der «europäischen Stadt». Auf diesen
Begriff werden – oft idealtypisch ab-
gegrenzt von der «amerikanischen
Stadt» – grosse Hoffnungen zur Lösung
städtischer Probleme projiziert, vor al-
lem bezüglich sozialer Ausgrenzung
und Segregation, aber auch hinsichtlich
eines unterstellten Zusammenhangs von
Ökologie und Dichte oder zur Abwen-
dung des vermeintlich drohenden
Verkehrsinfarkts (vgl. Schubert 2001).
Bisher ist es aber nicht gelungen, das
genuin «Europäische» in unseren Städ-
ten schlüssig zu begründen, mindestens
aber unter heutigen Bedingungen zu
identifizieren und zum Gegenstand von
Interventionen zu machen (Siebel
2000). Die urbane, europäische Stadt
vagabundiert als geschlossenes Leitbild
weiter durch die Diskurslandschaft, ob-
wohl sich die Rahmenbedingungen der
Stadtentwicklung stetig wandeln.

Der Begriff der Zersiedelung steht in
der gleichen Tradition: Er scheint die
komplexen Probleme der siedlungs-
räumlichen Entwicklung auf einen griffi-
gen Nenner zu bringen, so wie dies 
vor geraumer Zeit mit dem Begriff 
des «Landschaftsverbrauchs» (Tesdorpf
1984) versucht wurde. Zersiedelung
bündelt scheinbar alle mit dem Prozess
der Dekonzentration von Nutzungen
einhergehenden Probleme und Defizite,
und verspricht zugleich Abhilfe für die
Zukunft, indem anders «gesiedelt» wer-
den soll. «Nach wie vor werden täglich
über 100 Hektar als Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche umgenutzt. Aus bisher meist
landwirtschaftlich genutzter Fläche wird
ein Stück Stadt mit den entsprechenden
überörtlichen Verbindungswegen. Da-
bei wird die bisher freie Landschaft ein-
gezäunt und domestiziert.» (SRL 2004:
3)

Die auf diese Weise mit dem Begriff
der Zersiedelung assoziierte sprachli-
che Kommunikation erweist den Raum-
wissenschaften indes keinen probaten
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Dienst. Sie verschleiert die Komplexität
der Wirkungszusammenhänge eher, als
dass sie präzise erklärt und interpretiert
würden. Sie vermischt die Argumenta-
tionsebenen von Kritik und Alternative,
sie hält einer kritischen Überprüfung der
einzelnen Argumentationsschritte unse-
res Erachtens nicht so stand, dass dies
die weitere Verwendung dieses Begriffs
rechtfertigen würde. Auch seitens der
Kritik wird mittlerweile konzediert, dass
«...das plakative Bild der immer mehr
zubetonierten Landschaft in dieser plat-
ten Form nicht der Wirklichkeit ent-
spricht...» (ebda.). Diese Einsicht hält
Planer indes nicht davon ab, den «My-
thos der Zersiedelung» weiter zu pfle-
gen. Dieses ist für die weitere Diskus-
sion aber unbrauchbar, wie wir im Fol-
genden begründen wollen: Er transpor-
tiert falsche Bilder, er ist schlecht be-
gründet, und er weckt Hoffnungen, die
die Planung so nicht erfüllen kann.

3. Welches Bild von «Stadt»
transportiert Zersiedelung?
Hinter jedem Bild steht eine Abstraktion,
eine spezifische Wahrnehmung von
Wirklichkeit. Insofern sei zuerst gefragt,
welches Bild der Stadt, welches Ver-
ständnis von Stadtentwicklung hinter
dem Begriff der Zersiedelung steht. Zer-
siedelung beklagt Unordnung und pro-
klamiert Ordnung. Es ist insofern ein sta-
tisches Verständnis von Stadtentwick-
lung, das eine definierte Vorstellung von
städtischer Organisation bzw. städte-
baulicher Ordnung impliziert. Stadt ist
dagegen im historischen Massstab im-
mer dynamisch gewesen, immer in Un-
ordnung, im Aufbruch. Prozesse der
Ausdehnung wechseln mit denen der
Schrumpfung, jeweils in Abhängigkeit
von ökonomischen, sozialen oder ande-
ren Faktoren. Die Kritik an «Zersiede-
lung» richtet sich insofern erstens auf ein
in die Vergangenheit gerichtetes Stadt-
verständnis. Es reproduziert tendenziell
die stabilen Randbedingungen der
Wohlstandsgesellschaften als Massstab
für zukünftige Entwicklungen und macht
sie zum Gegenstand einer normati-
ven Projektion. Holzschnittartig ausge-
drückt: Planung baut auf Wachstum und
versteht sich als organisierte Verteilung

von Überschüssen. Zersiedelung ist inso-
fern, paradoxerweise, eine Zwillings-
schwester der Politik des Stadtwachs-
tums, indem versucht wird, eine aus der
Kontrolle geratene Entwicklung in ein
passendes Interpretationsschema zu
bringen – wenn sie schon in der Realität
nicht zu steuern ist.

Zweitens bringt dieses Stadtverständ-
nis wenig Sinn für die Resultate dieser
Entwicklung auf – also all jene Elemente
von Stadt, die nicht in dieses Interpreta-
tionsschema passen. Diese Kritik lag 
bereits der in diskurstechnischer Hin-
sicht wegweisenden Arbeit von Sieverts
(1997) zur Zwischenstadt zu Grunde:
Suburbane Räume, Randbereiche und
Zwischenräume, die weder Kern noch
Peripherie sind, gehören zur heutigen
Realität der europäischen Stadt, die
schwerlich geleugnet werden kann. Dies
gilt insofern auch für den Charakter Sub-
urbias als Standort, der heute vollständi-
ger und eigenständiger auftritt als vor
25 Jahren (vgl. Harris und Larkham
1999); dies erklärt teilweise auch seine
Attraktivität. Die Existenz und die – vom
mythologisch überhöhten Bild der «euro-
päischen Stadt» (Schubert 2001) unter
Umständen stark abweichenden – Qua-
litäten des suburbanen Raums müssen in
der Diskussion über Zersiedelung ange-
messen berücksichtigt werden. Dies gilt
erst recht mit Blick auf die Tatsache,
dass Zersiedelung stark quantitativ ar-
gumentiert, dagegen die Frage der
Qualität und der Geschichtlichkeit die-
ser Räume in diesem Diskurs nicht ge-
stellt wird.

4. Zum Gehalt der empirischen
Dimension von Zersiedelung
Zersiedelung wird gemessen an der Flä-
cheninanspruchnahme, üblicherweise in
Hektar je Tag, und aus der Entwicklung
dieser Kennziffer wird ein allgemeiner
siedlungsstruktureller Befund generiert
(vgl. den Beitrag von Siedentop in die-
sem Heft). Doch schon hinter dem allge-
meinen Befund verbergen sich viel-
schichtige und widersprüchliche Tatbe-
stände, Wahrnehmungen und Bewertun-
gen. Nach wie vor fehlt es an auch im
Detail belastbarem Datenmaterial; auch
gibt es weiterhin Definitions- und Bewer-

tungsschwierigkeiten. Zwar klingt der
empirische Befund einschlägiger Stu-
dien und Statistiken zum «Flächenver-
brauch» auf den ersten Blick eindeutig
und recht dramatisch (vgl. Statistisches
Bundesamt 2004). Doch was heisst das
bzw. was folgt aus der Tatsache, dass
pro Tag ein bestimmter Flächenwert
«verbraucht» wird? 

Allgemein dienen solche Daten zur
Untermauerung eines zentralen Argu-
ments: Da Grund und Boden eine wert-
volle und nicht vermehrbare Ressource
sind, sei eine weitere – insbesondere un-
kontrollierte – Flächennutzung für Ver-
kehrs- und Siedlungszwecke problema-
tisch und unter dem Aspekt der Nach-
haltigkeit politisch nicht zu tolerieren.
Doch dieses Argument greift zu kurz.
Denn einen exakten, in naturwissen-
schaftlichem Sinne messbaren Schwel-
lenwert gibt es nicht. Ein gutes Beispiel
gibt der Nachhaltigkeitsrat in Deutsch-
land, der den Flächenverbrauch auf 30
Hektar zurückführen will. Dieses «30-ha-
Ziel» ist sehr abstrakt und von seinen Ur-
hebern nicht klar begründet: es könnten
auch 25, 45 oder 75 Hektar sein; wis-
senschaftlich schlüssig wird wohl nie-
mand klar sagen können, was jeweils
nachhaltig ist oder nicht. Bei der Flä-
cheninanspruchnahme handelt es sich
vielmehr um einen gesellschaftlichen
Aushandlungsprozess. Und dieser findet
natürlich unter ungleichen Ausgangsbe-
dingungen statt: Flächenverbrauch auf
30 Hektar zurückzuführen heisst auch,
diejenigen Ansprüche an den Raum, die
bereits realisiert sind, gegenüber zu-
künftigen eindeutig zu bevorzugen. Mit
welchem Recht? Dass Raum begrenzt
ist, kann hier nicht überzeugen, zumal
bei rückläufigen Bevölkerungszahlen.

Welche unmittelbaren Gefahren ge-
hen von welchem Zuwachs an Verkehrs-
und Siedlungsfläche für den Boden als
Ressource aus? Wie viel Siedlungs- und
Verkehrsfläche ist in welchen territoria-
len Grenzen absolut notwendig oder
noch hinnehmbar, welche relativen An-
teile sind unter welchen Bedingungen
akzeptabel? Nach welchen Kategorien
bemisst sich die kritische Relation zwi-
schen Infrastruktur und Siedlungsdichte?
Um nur ein Beispiel zu nennen: Wäh-
rend Berlin, das gemeinhin als stark
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durchgrünte Stadt gilt, über einen Sied-
lungs- und Verkehrsflächenanteil von
69% an der Bodenfläche verfügt, weist
das als kompakt bebaut wahrgenom-
mene Hamburg lediglich 57% auf. Um-
gekehrt aber entfallen auf jeden Ein-
wohner Hamburgs 251 Quadratmeter
an Siedlungs- und Verkehrsfläche, auf
jeden Berliner «lediglich» 182 Quadrat-
meter. Die Frage, welcher der beiden
Stadtstaaten die besseren Daten in den
Kategorien des Zersiedelungsdiskurses
aufweist, bleibt also unentschieden.

Gibt bereits die rein quantitative Be-
trachtungsebene keine eindeutigen Be-
wertungsmassstäbe an die Hand, macht
eine die qualitative Dimension einbezie-
hende Sicht die Sache nicht leichter. Die
Dinge auf einen einhelligen inhaltlichen
Nenner zu bringen scheint zudem durch
die Vielzahl beteiligter Disziplinen er-
heblich erschwert (vgl. Ghent Urban Stu-
dies Team 2002). Schon der Anspruch,
Zersiedelung in Beziehung zu bestimm-
ten Dichtemassen und Flächennutzun-
gen innerhalb einer gegebenen Region
zu setzen, ist kaum je erfüllt. Noch we-
niger darf man davon reden, dass das
baulich-räumliche Erscheinungsbild des-
sen, was die Zersiedelung hervorbringt,
dass ihre soziale, wirtschaftliche und
verkehrliche Realität empirisch – und ih-
rer Komplexität angemessen – erfasst
wird. Dazu soll nachfolgend auf die un-
seres Erachtens wichtigsten Dimensio-
nen in der Argumentationskette der Zer-
siedelung eingegangen werden.

5. Argumente: Wieweit trägt 
der Begriff der Zersiedelung?

5.1 Kompakte Stadt 
vs. Suburbanisierung
Eine zentrale Aussage im Begriff der
Zersiedelung ist die Kritik an der Sub-
urbanisierung. Der flächenhafte Ein- 
und Zweifamilienhausbau am Stadtrand
bzw. darüber hinaus trägt zur Ausbil-
dung eines siedlungsstrukturellen Patch-
works bei. Auch Produktion, Verkauf,
Transport und Logistik siedeln sich in der
Peripherie an – weit gehend unabhän-
gig davon, ob die jeweiligen Städte
wachsen oder schrumpfen –, wobei die
Handels- und Gewerbeentwicklung

grossmodulare städtebauliche Struktu-
ren entweder präferiert oder benötigt. In
diesen dispersen Räumen wird die Land-
schaft als zunehmend urbanisiert wahr-
genommen, obgleich das räumliche
Muster der bebauten und unbebauten
Bereiche ein anderes ist als das Be-
kannte. Mancherorts scheint die Stadt
schon in der Peripherie angekommen;
es stellen sich kleinräumige Vernetzun-
gen und Verdichtungen ein. Zwar bilden
diese Bereiche städtischer Verdichtung
und komplexerer Vernetzung eher die
Ausnahme, und viel häufiger erlebt man
ein fragmentiertes Nebeneinander von
bebauten und landschaftlichen Räumen.
Tendenziell aber entstehen neue Stadt-
räume, die vielfältige funktionale und
räumliche Wechselbeziehungen einge-
hen, ohne indes tradierten Vorstellungen
von Stadt zu entsprechen (Hesse 2004).

Gerade weil die überlieferten baulich-
räumlichen Ordnungsvorstellungen hier
kaum greifen, hat sich seit längerem
eine Frontstellung zweier Leitbilder eta-
bliert: Auf der einen Seite steht die tra-
ditionelle, stark theoretisch, ja fast dog-
matisch unterlegte Ansicht bezüglich
der Postsuburbanisierung bzw. Urbani-
sierung von Suburbia: Diese wird damit
begründet, dass die aktuellen suburba-
nen Siedlungsprozesse in der Peripherie
mit dem Idealtypus eines hierarchischen
Siedlungssystems sowie nachhaltiger
Entwicklung nicht zu vereinbaren sind.
Auf der anderen Seite wird mit netzför-
migen und fragmentarischen Siedlungs-
mustern argumentiert, die beispiels-
weise in Metaphern wie «Netzstadt»
zum Ausdruck kommen (Baccini, Os-
wald 1998).

Es scheint indes kaum möglich, das
Diktum der Zersiedelung ad acta zu 
legen, ohne gleich in eine modische 
Begeisterung für fraktales Wachstum
oder anarchische Dynamik zu verfallen.
Weil tradierte Begriffe und Konzepte
aber nicht immer zur Erklärung und 
Lösung moderner Probleme beitragen,
hat Wilson (1993) die Gegenüberstel-
lung von guter historischer Stadt und
hässlichen Teppichstrukturen in unse-
ren Augen zu Recht als «propagandisti-
sche Polaritäten» bezeichnet (Wilson
1993:15). Die Dichotomie «kompakte
Stadt» versus «Suburbia» ist insoweit

überholt und unzutreffend, als beides
zugleich nebeneinander und vielschich-
tig verknüpft existiert. Die Auflösung die-
ser Antithese setzt allerdings voraus,
normative Ordnungsvorstellungen stär-
ker mit den faktischen siedlungsstruktu-
rellen und verkehrlichen Mustern zu kon-
frontieren. Denn die konträren Modelle
beruhen nicht nur auf unterschiedlichen
Dogmen, sondern sind vor allem Resul-
tat unterschiedlicher Interpretationen
räumlicher Fakten. Auch ist die so ge-
nannte Zersiedelung keineswegs das
Resultat fehlender Planungsarbeit, son-
dern das Ergebnis widersprüchlicher, in
ihrem historischen Verlauf sich tenden-
ziell neutralisierender Wertvorstellun-
gen, dahingehend, was Stadt sein soll
und kann (Kaltenbrunner 2004).

Der Terminus «Zersiedelung» bietet
wenig Hilfestellung bei der empirischen
Identifizierung und Differenzierung der
Siedlungsentwicklung. Er ist auch kaum
geeignet, mit individuellen Kalkülen ad-
äquat umzugehen, etwa Investitionsent-
scheidungen. Eine überwiegend ano-
nyme Investorenschaft fällt Entscheidun-
gen primär nach Funktionalitäts- und 
Kostengesichtspunkten, wobei Umwelt-
aspekte allenfalls nachgeordnete Bedeu-
tung haben. Natürlich stellt sich die
Frage: Hat die öffentliche Hand im Licht
ihrer fiskalischen Schwäche überhaupt
noch die Kraft zur Steuerung oder zu-
mindest zum Interessenausgleich? Ist sie
nicht zu sehr von Investoren abhängig,
als dass sie deren Flächenpolitik ernst-
haft beeinflussen könnte? Begriffe wie
der der «Zersiedelung» liefern darauf
keine Antwort. Auch werden Interessen-
kollisionen und Zielkonflikte zwischen
konkurrierenden Politikbereichen ver-
kannt, ihre konzeptionellen Unstimmig-
keiten verwischt. Beklagt wird die Zer-
siedelung, gemeint aber sind grundle-
gende Kategorien der Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung. Man schlägt den
Sack und meint den Esel?

5.2 Ökologische Fragen: 
Freiraum vs. Siedlung
Ebenso wie die siedlungsstrukturellen
Aspekte des hier verhandelten Problems
nicht mehr eindeutig zu bewerten sind,
wirft auch die Ökologie viele Fragen
auf, die der Begriff «Zersiedelung» nicht
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beantwortet. Wie viel zusätzliche Um-
wandlung von Freifläche in Siedlungs-
und Verkehrsfläche der Naturhaushalt
verträgt, ist naturwissenschaftlich kaum
abzuleiten. Umgekehrt sind die ökologi-
schen Vorzüge einer um jeden Preis er-
zwungenen kompakten, dichten Sied-
lungsweise nie belegt worden. Es gibt
aber zweifellos Grenzen der Verdich-
tung. Und es gibt Hinweise, dass de-
zentrale Siedlungsstrukturen für den Na-
turhaushalt nicht per se nachteiliger sein
müssen als räumlich stark verdichtete Le-
bens- und Wirtschaftsweisen. Dieses Be-
wertungsproblem manifestiert sich in
der These von der «Verschmelzung von
Stadt und Landschaft» (vgl. Oswald und
Schüller 2003), die zunehmend das
ökologische Bild der Stadtregion prägt.
Hinter dieser These steht der Sachver-
halt, dass manche aufgelockerte, durch-
grünte Wohnsiedlungen bestimmte öko-
logische Anforderungen besser erfüllen
als intensiv landwirtschaftliche genutzte
Flächen.

Insbesondere in der «Berliner Schule»
der Stadtökologie wurde von Herbert
Sukopp, Ingo Kowarik und anderen dar-
auf hingewiesen, dass Urbanisierung in
der Vergangenheit nicht allein mit sol-
chen Flächenumwandlungen einher-
ging, die ökologisch eindeutig negativ
zu beurteilen sind. Die Auswirkungen
des Flächennutzungswandels auf die
biologische Vielfalt können vielmehr
sehr vielgestaltig sein (vgl. Kowarik und
Sukopp 2002). In urban-industriellen
Landschaften wird der Artenrückgang
beschleunigt, zugleich entstehen jedoch
auf den neu entstehenden oder aufge-
lassenen Flächen (etwa Industriebra-
chen) neue Räume für den Artenschutz.
In diesem Zusammenhang wurde eine
Typologie von erster Natur (unberührte
Naturlandschaft), zweiter (agrarisch ge-
nutzte und überformte Landschaft), drit-
ter (Parks und Gärten) und vierter Natur
(urban-industrielle Räume) entworfen.
Diesen Erscheinungsformen entsprechen
verschiedene Deutungsmuster von «Na-
tur». Sie sind im Siedlungsdiskurs mithin
stärker zu differenzieren, als es die apo-
diktische Kontrastierung von verdichte-
tem, naturfeindlich bebautem Raum und
schützenswerter Landschaft zulässt.

Siedlung und Freiraum sind als kom-

plementäre, stets aufeinander bezogene
Qualitäten zu begreifen und zu sichern.
Das Diktum von der Zersiedelung weist
in diesem Kontext jedoch eine falsche
Richtung. Zum einen, indem es eine
doppelte Frontstellung – die Landschaft
gegen das Bauen und die Kernstadt ge-
gen die Umlandgemeinden – aufbaut,
die sich kaum produktiv auf eine subur-
bane Landschaftsrealität aus flurberei-
nigten Äckern, begradigten Flüssen 
und Feldwegen, Hochspannungsleitun-
gen usw. anwenden lässt. Zum anderen,
indem es «ein landschaftsästhetisches
Problem, eine Bildstörung» (Kühn 2004)
suggeriert, während es – planerisch und
stadträumlich – vielmehr um eine ver-
stärkte Kontexteinbindung geht, die
nicht allein auf eine optimierte Standort-
nutzung und -anbindung ausgerichtet
ist. Sie sollte im Sinne einer mehrfachen
Vernetzung von Standorten eine intensi-
vere Anbindung an die lokalen Gewebe
und in die umgebende Landschaft ver-
folgen. Dass dabei auch das Vorgefun-
dene eine Neubestimmung erfährt (er-
fahren muss), stellt den eigentlichen An-
knüpfungspunkt für einen qualitativen
Umgang dar. Landschaft und Freiraum
kommt demnach die Aufgabe zu, räum-
liche Strukturzusammenhänge auch
ohne Hochbaumassnahmen zu erzeu-
gen – im Sinne des Versuchs‚ mit Land-
schaft «Städtebau zu machen». Dies ist
indes mit der Beschränkung auf formale
Kriterien, wie sie beispielsweise der Be-
bauungsplan mit seinen Prüfrastern (Ge-
schossflächenzahl, Erschliessung, ökolo-
gischer Ausgleich etc.) darstellt, nicht 
zu leisten. Dass es andere Begriffe und
Kategorien, die landschaftsästhetisch
und -ökologisch weniger indifferent
sind, braucht, legt im Übrigen auch die
gegenwärtig in den Schrumpfungsregio-
nen zu beobachtende «Verlandschaf-
tung» der Städte (Ausbreitung von Bra-
chen, Abriss von Wohnblöcken etc.)
nahe.

5.3 Soziale Fragen: 
Segregation vs. Integration
Eine zentrale Frage im siedlungsstruktu-
rellen Diskurs ist die These von der Stadt
als «Integrationsmaschine» und der
durch die vor allem selektive Suburbani-
sierung verstärkten Segregation. Kritik

an Zersiedelung meint immer auch Rück-
kehr zur verdichteten Stadt und ihrem
impliziten Zwang zur Austragung von
Konflikten. Dass hinter der Suburbani-
sierung immer auch das Bedürfnis
stand, gesellschaftlichen Konflikten aus-
zuweichen, darf als gesichert gelten
(vgl. u.a. Krätke 1995, Häussermann
und Siebel 1996). Mittlerweile wurde
aber auch dieser Wunsch von der 
komplexen Realität der Stadtregionen
überholt: Während Kernstädte sich in 
ihrer Integrationsleistung zunehmend 
erschöpft und überfordert darstellen,
wird Suburbia parallel durch Nachbar-
schafts- und Nutzungskonflikte, NIMBY-
ism und Ähnliches herausgefordert, die
bisher vorrangiges Privileg der Stadt
waren.

Der Begriff der Zersiedelung insinuiert
Segregation durch räumliche Fragmen-
tierung, obgleich Suburbia paradoxer-
weise selbst zum Motor für eine histori-
sche Integrationsleistung wurde. Be-
dingt durch den fordistischen Massen-
konsum und jene Standardisierung von
Räumen, in denen die neuzeitlichen,
vorstädtisch-suburbanen Lebensmodelle
eingeschrieben waren, wurde im letzten
halben Jahrhundert die Angleichung
von Lebensbedingungen breiter Bevöl-
kerungsschichten geschaffen und dem
gesellschaftlichen Ideal der Kleinfamilie
mit einer entsprechenden Wohnform
zum Durchbruch verholfen. Dies hatte
allerdings zur Folge, dass der klassische
Gegensatz von Stadt und Land, von Ur-
banität und Toleranz hier und geistiger
Enge und Konformität dort, seine Trenn-
schärfe einbüsste. Heute geht es um die
arbeitsteiligen Enden ein und derselben
Sache. Was im Zersiedelungsraum ent-
steht, ist weder städtisch noch ländlich,
noch vorstädtisch; es besitzt all dies
gleichzeitig und entzieht sich der tra-
dierten Terminologie der Sozialplaner.

Auch gesellschaftlich ist die Einheit
der Stadt nicht mehr begründet. Der
Wunsch, sich auf abgeschirmte und –
im Wortsinn – überschaubare Areale zu-
rückzuziehen, ist eine identitätsorien-
tierte Reaktion, deren Existenz und Be-
rechtigung man nicht leugnen kann (Kal-
tenbrunner 2003). Zwar erstreckt sich
der Erfahrungs- und Lebensraum des
Einzelnen über immer weitere Gebiete,
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doch er erfasst diese nur punktuell. Die
sich herausbildenden Sozialstrukturen
lassen sich nicht mehr bruchlos auf
räumliche Ordnungsbilder projizieren.
Vielmehr stellen die sozialen Unter-
schiede und Beziehungen in ihrer
sozialräumlichen Projektion auf das
Siedlungsbild ein komplexes Geflecht
dar, das sich erst auf einer höheren,
räumlich nicht mehr darstellbaren Ab-
straktionsebene erklärt. Lebensstile
kennzeichnen die Personen zeitlich in
biografischen Phasen, ihre räumliche
Konzentration besagt wenig über die
Kontinuität der Lebensläufe, d.h. die Be-
ziehungsnetze überlagern einander, ha-
ben aber im gleichen Stadtraum nur
noch wenig gemeinsam; Familien- und
Freundeskreise erweisen sich als räum-
lich weit verzweigt. Auf die sozialen Ka-
tegorien von Integration vs. Segregation
bezogen findet der Begriff der Zersiede-
lung keinen Widerhall.

5.4 Verkehrsfragen: 
Expansion vs. Minimierung
Ein zentraler Kritikpunkt an Zersiede-
lung richtet sich auf die siedlungsstruktu-
rell bedingte Verkehrserzeugung. Mit
der Expansion und Dekonzentration der
Städte ging ein spürbares Wachstum
von Mobilität und Verkehr einher, so-
wohl als Resultat quantitativer Dehnun-
gen (Entfernungswachstum) als auch in-
folge der Herausbildung neuer Aktivi-
tätsstrukturen (Wegehäufigkeiten, -kopp-
lungen etc.). Diese Entwicklung beruht
auf wechselseitigen Verknüpfungen zwi-
schen der Siedlungsstruktur und dem
Verkehr. Die neuen Muster räumlicher
Arbeitsteilung haben ein komplexes Set
verkehrlicher Verflechtungen zur Grund-
lage und zur Folge, und sie sind einge-
bettet in einen qualitativen Wandel der
Stadtregion als Lebens- und Wirtschafts-
raum. Diese Interdependenz macht sie
als Planungsgegenstand schwierig.

Planer argumentieren nun, dass Zer-
siedelung Verkehr erzeuge. Diese Posi-
tion fusst – auf den ersten Blick – auf zu-
treffenden vergleichenden Beobachtun-
gen, insbesondere zum durchschnittli-
chen Verkehrsaufwand, der in unter-
schiedlich strukturierten Siedlungsräu-
men erbracht wird (vgl. subsumierend
Kutter 2002). Indem das Modell der

kompakten Stadt als Alternative empfoh-
len wird, wird daraus aber ein falscher
kausaler Schluss gezogen, d.h. es wird
übersehen, dass die physisch-siedlungs-
strukturelle Dimension nicht der einzige
für die Verkehrsentstehung relevante
Faktor ist. Haushaltssituation und Ein-
kommen dürften hier mindestens ge-
nauso schwer wiegen. Die Vorstellung,
den Verkehr auf dem siedlungsstrukturel-
len Wege steuern zu können, birgt inso-
fern Zweifel, als die Massenmotorisie-
rung ein Reich der Freiheit eröffnet hat,
das sich den Zwängen von Raum und
Zeit tendenziell entzieht. Zudem sind
die betreffenden Wechselwirkungen
sehr komplex, sodass sie einer gerichte-
ten Steuerung kaum zugänglich sind. 

Welche Konsequenz müsste daraus re-
sultieren? Erstens: Der Ressourcenver-
zehr des Verkehrs kann womöglich nur
durch eine veränderte Infrastrukturpolitik
sowie eine direkte Lenkung der Nach-
frage begrenzt werden, etwa über den
Preis. So paradox es klingt: Hier wäre
eine sektorale Intervention als Resultat
integrierter Analysen durchaus ange-
bracht. Der siedlungsstrukturelle Steue-
rungsversuch ist gut gemeint, wirkt je-
doch zu diffus und viel zu langfristig.
Zweitens: Wenn Verkehrseinsparung
oder -optimierung nicht mehr primär an
die urbane Form gekoppelt sind bzw.
nicht allein daraus abgeleitet werden
können, dann müssen neue Strategien
umgekehrt auch unter der Bedingung
der Suburbanisierung möglich sein. Und
auch hier: Diese Erkenntnis zu akzeptie-
ren setzt adäquate Begrifflichkeiten für
die weitere Diskussion voraus. Die in der
Rede von der Zersiedelung enthaltenen
Überlegungen zum Umgang mit dem
Verkehr laufen als Strategie gegen die
latenten Verkehrsprobleme der Stadtre-
gionen dagegen ins Leere, auch weil sie
mit kernstädtischen Instrumentarien auf
suburbane Problemlagen reagieren.

5.5 Steuerungsfragen
Die normativ gestützten Erwartungen,
die sich mit dem Begriff der Zersiede-
lung verbinden und die im Grunde in
eine umfassende Politik der Reurbanisie-
rung münden, sind nicht nur hoffnungs-
los überfrachtet. Sie leiden mit Blick auf
komplexe Zielkategorien wie Flächen-

einsparung oder Verkehrsreduzierung
nicht nur erheblich an Unterkomplexität,
sondern überhöhen auch die zielgerich-
tete Steuerbarkeit der Siedlungsstruktur;
zudem unterliegen sie falschen Einschät-
zungen über die Wirkungen bestimmter
Massnahmen. Da sich Siedlungsstruktu-
ren ohnehin nur in grösseren Zeiträu-
men umbauen (lassen), wird man immer
mit dem vorhandenen Siedlungsraum
arbeiten müssen. Dieser gebaute Raum
wird individuell sehr verschieden ge-
nutzt, sodass die Effekte steuernder Ein-
griffe kaum kalkulierbare Wirkungen
haben.

Theoretisch stellt sich nur ein glaub-
würdiger Ausweg aus dem siedlungs-
strukturellen Dilemma: die wohlfahrts-
staatlichen und marktwirtschaftlichen
Fundamente der heutigen Siedlungs-
struktur (d.h. das Auto, die Boden-
preise, die kommunale Planungshoheit,
die Konsum- und Freizeitgewohnheiten
usw.) substanziell in Frage zu stellen –
also den Esel zu schlagen, den man
meint. Dies könnte Auftakt einer Diskus-
sion jenseits aktueller politischer Oppor-
tunitäten oder methodologischer Setzun-
gen sein. Es ist anzunehmen, dass eine
gesellschaftliche Mehrheit diese Diskus-
sion nicht führen will. Deshalb wird man
unter Ceteris-Paribus-Bedingungen (An-
nahmen über die Konstanz aller sonsti-
gen Einflussfaktoren) mit Zersiedelung
(oder «Dekonzentration») leben müs-
sen – und trotzdem versuchen, das Fens-
ter für diese Debatte zu öffnen.

Ein solcher Fortschritt erscheint über
den derzeitigen Planungsdiskurs kaum
erreichbar zu sein. Dieser gleicht – über-
spitzt formuliert – einem Überbietungs-
wettbewerb um die besten Instrumente,
während es an der substanziellen Prü-
fung von Argumenten und Begründun-
gen mangelt. Die Klage über Zersiede-
lung dürfte so lange wenig Erfolg ver-
sprechen, wie die in den dominanten
Diskursen wirkmächtigen «Subtexte»
nicht offen gelegt werden. Ein gutes Bei-
spiel hierfür liefern die aktuellen Aus-
einandersetzungen um Entfernungspau-
schale und Einfamilienhausförderung in
Deutschland. Wer die Debatten im poli-
tischen Raum verfolgt, wird schnell 
registrieren, dass es nicht um dieses
oder jenes Prozent von mehr oder weni-
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ger Flächenverbrauch geht, sondern 
um gesellschaftliche Projektionen von
Wohlstand, Verteilungspolitik und «Raum-
gerechtigkeit». Dieser Konstruktions-
leistung kann ein kritischer Diskurs mit
dem Verweis auf die Folgen und die
Fehlallokationen dieser Instrumente al-
lein nicht gerecht werden.

Das im Begriff der Zersiedelung be-
klagte Bild der Siedlungsstrukturen ist
das Resultat eines komplexen Zusam-
menspiels von politisch-ökonomischen
Randbedingungen, individuellen Präfe-
renzen und ihrer politisch-planerischen
Regulierung. Letztere findet gesell-
schaftspolitisch in einem immer schwie-
rigeren Umfeld statt, das durch be-
schleunigte Verwertungsprozesse und
dominante, einseitig auf dieses Interesse
bezogene Diskurse geprägt ist. Für eine
alternative Sichtweise müsste nun erst
einmal ein gesellschaftlicher, «öffentli-
cher» Diskussionsraum geschaffen wer-
den. Die in «Zersiedelung» annoncierte
griffige Kritik suggeriert dagegen Pro-
blemlösungskompetenz, die derzeit we-
der auf staatlicher noch auf kommunaler
Ebene gegeben ist. Sie ist zudem ten-
denziell ahistorisch, denn die Entwick-
lung der Städte ist im historischen Mass-
stab immer mit Prozessen der Ausdeh-
nung – ebenso wie der Schrumpfung –
verbunden gewesen, die sich nicht iso-
liert von ihrem sozial-ökonomischen
Kontext steuern liessen.

6. Schlussfolgerungen
Der künftige Umgang mit dem Sied-
lungsraum erfordert nicht nur problem-
gerechte Konzepte und Instrumente,
sondern auch angemessene Begriffe.
Welche kommunikativen Begrifflichkei-
ten wären für solche Strategien geeig-
net? Mit dem Stadtraum jenseits von
«Zersiedelung» umzugehen heisst, kons-
truktive Visionen für alle seine Teile zu
entwerfen. Solche Visionen brauchen
zuerst adäquate Begrifflichkeiten, in de-
nen sich ein angemessenes Bild der Ge-
genwart ebenso spiegelt wie eine Ziel-
vorstellung für die Zukunft. Diese bün-
delt sich im Begriff der Stadtlandschaft
(vgl. Hesse und Schmitz 1998).

Stadtlandschaft steht für die Anerken-
nung der Tatsache, dass sich städtische

Räume heute auf einer grösseren Mass-
stabsebene organisieren; dies gilt für Le-
benswelten wie für Unternehmen. Eine
grössere Massstabsebene anerkennen
heisst aber auch, nicht gleich in den
nächsten ökologischen Fehlschluss einer
«Region der kurzen Wege» zu verfallen
(ein Widerspruch in sich), sondern an-
gemessene Strategien für den Umgang
mit diesen neuen Netzen zu entwickeln.
Stadtlandschaft impliziert eine neue
Sicht auf Freiraum und Bebautes – aller-
dings nicht im Scharoun’schen, architek-
tonisch-städtebaulichen Sinne, sondern
verstanden als komplexe kleinräumige
Durchdringung, die auf anderer Mass-
stabsebene neue Mosaikstrukturen zu
schaffen im Stande ist (vgl. Xaveer de
Geyter Architects 2002). Damit sollen
Potenziale aufgespürt und weiter ent-
wickelt werden, statt Stadt und Land 
gegeneinander auszuspielen. Es geht
darum, einen Sinn für die Spezifika des
Ortes zu entwickeln und diese zum Aus-
gangspunkt für Zukünftiges zu machen,
wegzukommen vom Furor der einfachen
Begriffe und Lösungen.

Dazu braucht es explizierte, auch
bildhafte, gleichsam emotional an-
sprechende Leitvorstellungen, in denen
diese Abstrakta verschmolzen werden,
d.h. eine neue, breitere Verständigungs-
ebene. Um noch einmal auf das Leitbild
der «europäischen Stadt» zurückzukom-
men: In dieser Hinsicht kann man davon
durchaus lernen. Denn so verkürzt es
auch daherkommt, so sehr verfügt es au-
genscheinlich über ein Mobilisierungs-
potenzial, das über die Fachgemeinde
hinausweist und sich – wenngleich eher
bekenntnishaft – in der (Raum-)Politik
niederschlägt. Die skizzierte Komplexi-
tät der Stadtregion leitbildhaft zu ver-
dichten, ohne sie zugleich zu konstruie-
ren, zu banalisieren, ist eine grosse Her-
ausforderung. Dies gilt in gleicher
Weise mit Blick auf den Befund der
«Stadtschrumpfung» – ein Begriff und
Diskurs, der ähnlich wie die europäi-
sche Stadt mittlerweile ein «Eigenleben»
führt (vgl. Jäger 2001:85), der sich vom
substanziellen Gehalt verselbstständigt
hat und mehr oder minder ungeprüft die
Stadtdiskussion zu dominieren scheint.
Man ist fast geneigt, die Zunft zu fra-
gen: Was ist denn gerade das Pro-

blem – Stadtwachstum oder Stadt-
schrumpfung? Oder sind beides nicht
verschiedene Seiten einer Medaille, die
auch in ihrer gegenseitigen Bedingtheit
diskutiert gehören (vgl. Jessen 1998)?

Voraussetzung für die Formulierung
zeitgemässer Leitbilder ist es schliess-
lich, eine wichtige Diskurslücke aufzufül-
len, indem die methodisch qualifizierte
Verständigung über Erfolg und Misser-
folg, Vor- und Nachteile unterschiedli-
cher Siedlungsstrukturen bzw. ihrer Nut-
zung betrachtet wird. Handfeste Evalua-
tionen sollten an die Stelle der latenten
Spekulation über die vermeintlichen,
aber nie überzeugend ermittelten Vor-
züge dieses oder jenen Stadtmodells tre-
ten (vgl. am Beispiel der Regionalent-
wicklung Sedlacek 2004). Welche Pla-
nungsmassnahmen, welche architektoni-
schen, städtebaulichen und landschafts-
planerischen Elemente haben sich tat-
sächlich im Alltagsgebrauch bewährt?
Welche im Planungsprozess zu Grunde
gelegten Effekte wurden tatsächlich 
erzielt, welche nicht, und warum?
Schliesslich, im Bereich der (Kommunal-)
Politik: Welche organisatorischen und
ggf. auch gesetzlichen Voraussetzungen
sind zu schaffen, um die Planungsinstru-
mente und die politisch-administrativen
Strukturen den veränderten Anforderun-
gen einer regionalen Entwicklung anzu-
passen? Und wie lassen sich im diffusen
Kontext der Region neue, auch bürger-
gesellschaftlich orientierte Governance-
Formen mit (individuellen, institutionel-
len) Lernprozessen verkoppeln? Zur Klä-
rung dieser Fragen und zur Orientie-
rung an den dahinterliegenden gemein-
samen, auch kulturell und lebensweltlich
ausgeprägten Vorstellungen bedarf es
unseres Erachtens einer offenen Ausein-
andersetzung über übergeordnete räum-
liche, regionalisierte Leitbilder. Die in
der dröhnenden Klage von der Zersie-
delung angelegte Polarisierung ist da-
bei eher hinderlich.
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S t e f a n  S i e d e n t o p

Urban Sprawl – verstehen, messen, steuern
Ansatzpunkte für ein empirisches Mess- und Evaluationskonzept der urbanen Siedlungsentwicklung

During the 1990s, the phenomenon of ur-

ban sprawl received growing attention in

the international planning debate. How-

ever, a survey of the literature yields no

agreement in terms of defining and

measuring urban sprawl. The absence of

a common understanding constrains the

analysis of sprawl’s causes, costs and

consequences, as well as the formulation

of planning strategies towards economi-

cally, ecologically and socially acceptable

land use patterns. Politicians and plan-

ners aiming to contain sprawl must agree

upon a definition and a method for meas-

uring progress in order to track their

progress. This paper is intended to im-

prove the understanding of causes, char-

acteristics and effects of sprawl-type land

use development, based on an overview

of the international literature. In the first

part, it gives a synthesis of sprawl defini-

tions and measurement concepts. The

second part outlines the dispute on

causes and costs of urban sprawl and re-

flects possible empirical influences. Fi-

nally, a methodological framework for

the measurement and assessment of land

use patterns and dynamics is presented.

This empirical approach operates with

four general types of land use indicators

able to depict the multiple dimensions of

urban sprawl.

1. Hintergrund
«Urban sprawl is like pornography. It is
hard to define, but you know it when
you see it.» (Cervero 2000). Mit diesem
Satz hat der amerikanische Wissen-
schaftler Robert Cervero den schwieri-
gen konzeptionellen und analytischen
Umgang mit den Eigenschaften stadtre-
gionaler Siedlungs- und Flächennut-
zungsentwicklung treffend beschrieben.
Wohl kaum ein siedlungspolitischer Ak-
teur würde «Urban Sprawl» – im Deut-
schen zumeist als «Zersiedlung» oder
«Siedlungsdispersion» bezeichnet – als
die zu favorisierende Form städtischer
oder regionaler Siedlungsentwicklung

bezeichnen, aber ebenso sicher dürfte
sein, dass nur die wenigsten Politiker
oder Planer eine präzise Vorstellung da-
von haben, was unter Urban Sprawl
oder – in der vermeintlichen Umkeh-
rung – «kompakter» («europäischer»)
Stadt genau zu verstehen ist. Trotz 
einer nahezu alltagssprachlichen Ver-
wendung derartiger Begriffe haben sich
Konventionen zu ihrer definitorischen
und empirischen Behandlung bis heute
sowohl in der europäischen wie auch
nordamerikanischen Diskussion nicht
herausgebildet.

Die Abwesenheit eines allgemeinen
Begriffsverständnisses und anerkannter
Messverfahren zur Erhebung von quan-
titativen und qualitativen Eigenschaften
des Urban Sprawl ist keineswegs nur
ein akademisches Problem:
• Die Auseinandersetzung um eine
«nachhaltige» Siedlungsstruktur wird
häufig mit polarisierten Bildern geführt.
So repräsentiert Sprawl in der öffentli-
chen Wahrnehmung, aber auch in zahl-
reichen wissenschaftlichen Studien in 
erster Linie eine flächenhaft gering ver-
dichtete Form suburbaner Siedlungsent-
wicklung, während ein «kompaktes»,
dem Leitbild der «europäischen Stadt»
folgendes Entwicklungsmuster nicht sel-
ten mit grossstädtisch dichten Bebau-
ungsformen gleichgesetzt wird. Beides
wird der Komplexität und Heterogenität
realer Entwicklungspfade der Siedlungs-
struktur kaum gerecht.
• Der Mangel an qualifizierten Mess-
verfahren behindert die wissenschaftli-
che Erforschung des Urban Sprawl.
Nicht selten nötigt die schwierige Da-
tenverfügbarkeit im Bereich der Flächen-
nutzung Forscher dazu, Eigenschaften
der Siedlungsstruktur mit einfachen,
häufig hoch aggregierten «Ersatzgrös-
sen» abzubilden. Dies trägt dazu bei,
dass bestimmte Ursachen oder Wirkun-
gen der Siedlungsentwicklung gar nicht
thematisiert oder in ihrer Wirkungs-
weise und -intensität verzerrt interpre-
tiert werden (Johnson 2001:721; Theo-
bald 1999; Burchfield et al. 2002). Es
fehlt bislang eine integrierte gesell-
schaftliche Bewertung des Urban
Sprawl. 
• Schliesslich erschwert die Unklarheit
in Verständnis und empirischer Messung

auch die Operationalisierung siedlungs-
politischer Zielsysteme und ihre Evaluie-
rung (Ewing et al. 2002; Torrens und Al-
berti 2000). Ohne qualifizierte Informa-
tionen zur Siedlungsstruktur und Flä-
chennutzung bleiben Ziele in Program-
men und Plänen allgemein und – weil
quantitative Soll-Ist-Bilanzen nur sehr
schwierig durchführbar sind – unver-
bindlich.

Das Fehlen einer anerkannten Defini-
tion sowie qualifizierter Verfahren zur
empirischen Erhebung wesentlicher Ei-
genschaften des Urban Sprawl muss –
so die zentrale Hypothese dieses Beitra-
ges – als eine bedeutende Ursache der
(gemessen an ihren eigenen Zielen)
siedlungspolitischen Erfolglosigkeit im
Kampf gegen ökologisch, ökonomisch
und sozialpolitisch unerwünschte For-
men regionaler Siedlungsentwicklung
angesehen werden. Ohne eine Überein-
stimmung in der Bewertung der Ursa-
chen und Folgen des Urban Sprawl
kann ein gesellschaftlicher Konsens über
das Ob und Wie siedlungspolitischer
Regulation der urbanen Flächennut-
zungsentwicklung nicht erwartet wer-
den (Batty et al. 2002:9).

Im Folgenden wird dazu zunächst das
Verständnis des Begriffs Urban Sprawl
diskutiert, abgeleitet aus einer breiten
Analyse der im internationalen Schrift-
tum vorfindbaren Definitions- und Ope-
rationalisierungsansätze. Ein drittes Ka-
pitel legt die zentralen Konfliktlinien in
der Bewertung der Ursachen und Wir-
kungen des Sprawl offen. Dabei geht es
auch um die Frage, in welchem Masse
dieser Disput auf empirische Messpro-
bleme zurückzuführen ist. Abschliessend
werden Grundzüge eines empirischen
Konzepts für die Ursachen- und Wir-
kungsforschung, aber auch für die sied-
lungspolitische Zielfindung und Evaluie-
rung skizziert (Kapitel 4).

2. Was ist Urban Sprawl?

2.1 Entstehung des Begriffs 
«Urban Sprawl»
Die «Geburtsstunde» des Begriffs «Ur-
ban Sprawl» wird im Jahr 1937 vermu-
tet, als der Amerikaner Earl Draper, Mit-
arbeiter der Tennesse Valley Authority,
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in einem Konferenzbeitrag auf die sei-
ner Einschätzung nach unästethischen
und unökonomischen Veränderungen
der Siedlungsgestalt amerikanischer
Städte hinwies und dabei das Adjektiv
«sprawling» verwendete (Wassmer
2002). Es dauerte nur wenige Jahre, bis
dem Phänomen Sprawl stärkere Auf-
merksamkeit im stadtplanerischen und
stadtökonomischen Fachdiskurs zukam
(siehe z.B. Whyte 1958; Clawson
1962; Harvey und Clark 1965). In die-
ser frühen Phase dominierte ein noch
einfaches Begriffsverständnis, welches
Sprawl mit der räumlichen Expansion
baulicher Nutzflächen oder der Subur-
banisierung des Wohnens und Arbei-
tens gleichsetzte, wenngleich in einigen
Beiträgen bereits auf spezifische Eigen-
schaften suburbanen Siedlungswachs-
tums hingewiesen wurde, die nicht mehr
dem vertrauten konzentrischen Wachs-
tumsmuster der Städte im Industrialisie-
rungsprozess entsprachen. In diesem
Zusammenhang entstanden siedlungs-
morphologische Begriffe wie scatter, 
leapfrogging, strip oder ribbon deve-
lopment, die die Fachdiskussion bis
heute prägen.

Die Forschung intensivierte sich mit
der Publikation der Studie The Costs of
Sprawl im Jahr 1974 (Real Estate Re-
search Corporation 1974), die eine
äusserst kontroverse Debatte auslöste. In
der Folgezeit entstanden eine Vielzahl
von empirischen Forschungsarbeiten,
die die Sprawl-kritischen Ergebnisse der
Studie zum Teil bestätigten, zum Teil
aber auch relativierten und anzweifel-
ten (siehe die Nachweise bei Burchell et
al. 1998). Die sich in den 1990er-Jah-
ren in Nordamerika formierende Anti-
Sprawl-Bewegung hat einen neuerlichen
Schub in der Auseinandersetzung mit
den Formen stadtregionaler Siedlungs-
entwicklung hervorgerufen, was auch
die Debatte um ein adäquates Verständ-
nis des Sprawl sowie qualifizierte Mess-
verfahren intensiviert hat (siehe die
Überblicke in Batty et al. 2002; Torrens
und Alberti 2000; Lopez und Hynes
2003).

Im deutschsprachigen Raum etablierte
sich der Begriff «Zersiedlung» in den
1960er-Jahren. Dabei dominierte lange
Zeit ein normatives Begriffsverständnis,

welches Zersiedlung als «planlose Bau-
tätigkeit» (Brenken und Schefer 1966)
oder «natur- und gemeinschaftswidrige»
Form des Siedelns bezeichnete (Bach
und Jeschke 1975:22). Empirische For-
schungsarbeiten zu den spezifischen Ei-
genschaften der Landschaftszersiedlung
und ihren ökologischen und ökonomi-
schen Wirkungen waren aber lange
Zeit kaum verfügbar. Erst in den
1990er-Jahren intensivierte sich die
diesbezügliche Forschung (siehe z.B.
Braumann 1988; Humpert et al. 1996;
Siedentop 1999; Ecoplan 2000; Arlt et
al. 2001; Tinh 2004).

2.2 Begriffsverständnis
In der Zusammenschau der US-amerika-
nischen und europäischen Literatur muss
konstatiert werden, dass es einen Kon-
sens im Verständnis des Urban Sprawl
nicht gibt. Fünf sehr unterschiedliche
Gruppen von Definitionen lassen sich
unterscheiden. Diese knüpfen
• an Dichteeigenschaften des Sied-
lungssystems – nach diesem Verständnis
äussert sich Sprawl als Dominanz ge-
ring verdichteter Siedlungsformen, ver-
bunden mit einer Entdichtung und funk-
tionalen Entmischung des Siedlungsrau-
mes insgesamt (Glaeser und Kahn
2003; Lopez und Hynes 2003; Fulton et
al. 2001; Emison 2001),
• an das räumliche Konzentrationsni-
veau des Siedlungssystems – danach 
ist Sprawl Ausdruck von Dekonzentra-
tionsprozessen städtischer Funktionen
(Crane und Chatman 2003; Glaeser
2001; Lang 2000), verbunden mit einer
räumlichen Expansion städtischer Nut-
zungen in ländlich geprägte Räume 
(Pumain 2003; Lavalle et al. 2002),
• an Struktur- und Formeigenschaften
des Siedlungsraumes – hier wird Sprawl
als spezifischer Formbildungsprozess
verstanden, welcher die ehemals mono-
zentrisch-kompakte räumliche Struktur
der Städte in eine räumlich ausgrei-
fende, diskontinuierliche, polyzentrisch-
disperse Siedlungsstruktur überführt
(Galster et al. 2000; Torrens und Alberti
2000; Humpert et al. 1996),
• an gesellschaftlich relevante Wirkun-
gen der Flächennutzung bzw. des Flä-
chennutzungsmusters – danach wird
Sprawl durch seine spezifischen Wir-

kungen bzw. Wirkungsintensitäten (z.B.
verkehrsinduzierende Wirkungen, Ver-
lust von ertragreichen Böden) charakte-
risiert (Ewing 1994, 1997; Downs
1999),
• an planungsrechtlich-normative Ord-
nungsvorstellungen – danach bezeich-
net Sprawl oder Zersiedlung eine Form
«planloser», den expliziten oder implizi-
ten Zielen der räumlichen Planung zu-
widerlaufender Entwicklung (Gassner
1978; Bach und Jeschke 1975; Brenken
und Schefer 1966).

In den vergangenen Jahren hat sich
zunehmend die Meinung herausgebil-
det, dass ein sinnvoller analytischer Um-
gang mit dem Phänomen «Urban
Sprawl» kaum mit einem einzelnen der
o.g. Definitionsansätze operieren kann.
Die hochkomplexe Natur des Sprawl sei
nicht mit der räumlichen Ausdehnung ur-
baner Flächennutzungen oder dem Sin-
ken der Siedlungsdichte gleichzusetzen
(Batty et al. 2002:6; Ewing et al.
2002:7). Sprawl müsse vielmehr als ein
multidimensionales Phänomen verstan-
den werden, welches nur mit einer Kom-
bination verschiedener Messgrössen ab-
bildbar ist (Galster u.a. 2000:6 ff.). Ab-
bildung 1 mag dies verdeutlichen – die
Einschätzung eines siedlungsstrukturel-
len Zustands oder einer Veränderung im
Hinblick auf die Intensität des Sprawl
kann je nach verwendeten Indikatoren
gänzlich unterschiedlich ausfallen.

2.3 Messkonzepte
Die Unübersichtlichkeit der Definitions-
landschaft korrespondiert mit einer 
verwirrenden Vielfalt unterschiedlicher
Messkonzepte zur Abbildung des Urban
Sprawl. Die Spannbreite der Ansätze
reicht hier von äusserst einfachen, hoch
aggregierten und damit leicht erhebba-
ren Indikatoren bis hin zu komplexen,
multikritieriellen Konzepten, deren An-
wendung GIS-basierte Flächennutzungs-
daten erfordert. Im Folgenden werden
vier Grundtypen von empirischen Mess-
ansätzen einander gegenübergestellt,
wobei die unterschiedenen Typen in den
jeweiligen Messkonzepten zum Teil
kombiniert eingesetzt werden.

Eine erste Gruppe operationalisiert
den Urban Sprawl mit dem Zuwachs be-
siedelter Flächen (Glaeser und Kahn
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2003; Kolonkiewicz und Beck 2001).
Nach diesem Verständnis ist die Intensi-
tät des Sprawl mit der Intensität des Flä-
chenwachstums gleichzusetzen. Zum
Einsatz kommen zumeist hoch aggre-
gierte Daten aus Landnutzungsstatisti-
ken. In einigen Arbeiten werden dabei
auch boden- und landschaftsöko-
logische Eigenschaften der von bauli-
chen Nutzungen betroffenen Bodenflä-
chen bilanziert (Hasse und Lathrop
2003; American Farmland Trust 1995).
Neben einer einfachen Bilanzierung

des Verlustes biologisch aktiver Böden
ermöglicht dies gezielte Vornutzungs-
analysen (from-to land use change) und
damit boden- und landschaftsfunktio-
nale Bewertungen von baulichen Nut-
zungsansprüchen.

Eine zweite Gruppe von Ansätzen be-
zieht sich auf den Entdichtungsprozess
des Siedlungssystems. Danach wird von
Sprawl gesprochen, wenn die räumli-
che Ausdehnung des Siedlungsraumes
dynamischer verläuft als das Bevölke-
rungswachstum (Fulton et al. 2001;

Glaeser 2001; Emison 2001). Das gilt
auch bei einer negativen Bevölkerungs-
entwicklung (und positiver Siedlungsflä-
chenentwicklung). Eine gemessen an
der Siedlungsflächenentwicklung über-
proportionale Bevölkerungsentwicklung
zeigt demgegenüber eine Verdichtung
(densifying) als Gegenbild zum Urban
Sprawl an (Fulton et al. 2001). Auch
hier entstammen die Basisdaten über-
wiegend hoch aggregierten Bevölke-
rungs- und Landnutzungsstatistiken.

Eine dritte Gruppe empirischer Mess-
konzepte versteht Sprawl als räumlichen
Expansionsprozess urbaner Siedlungs-
formen in noch ländlich geprägten Ge-
bieten. Dabei kommen allerdings sehr
unterschiedliche Messverfahren zum
Einsatz. In stadtökonomischen, aber
auch siedlungsgeografischen Arbeiten
werden verbreitet Dichtegradienten ein-
gesetzt – ein sich im Zeitverlauf abfla-
chender Gradient der Bevölkerungs-
oder Siedlungsdichte wird dabei als ty-
pische Eigenschaft des Sprawl angese-
hen (Torrens und Alberti 2000; Sieden-
top 1999). Andere Ansätze bilden den
urbanen Expansionsprozess mit Verdich-
tungs- und Verflechtungsindikatoren ab.
Sprawl wird hierbei als räumliche Aus-
breitung verdichteter Räume mit hoher
Binnenverflechtung (Pendelrelationen)
gekennzeichnet (Bundesamt für Raum-
entwicklung 2003; Pumain 2003).
Ebenfalls sehr verbreitet sind statistische
Verfahren, die das Ausmass und die In-
tensität von Dekonzentrationsprozessen
abbilden. Für Wassmer (2002) ist
Sprawl «exzessive Suburbanisierung»,
die mit dem Anteilsverlust der Siedlungs-
kerne an der Gesamtbevölkerung oder
an der Siedlungsfläche abgebildet wer-
den kann. Auch Burchell et al. (2002)
betrachten Sprawl als einen Prozess der
Verlagerung des Entwicklungsdrucks
aus urban geprägten Regionen in länd-
liche Räume. Sprawl liege dann vor,
wenn das Wachstum peripherer Ge-
bietseinheiten (hier Counties) definierte
Intensitätsschwellen überschreitet. Ei-
nem ähnlichen Verständnis folgen Irmen
und Blach (1994), die von «Dispersion»
als einem räumlichen Umverteilungspro-
zess von Bevölkerung und Arbeitsplät-
zen aus grösseren Städten in kleinere
Gemeinden im Rahmen eines allgemei-

DISP 160 25 2005

Urban Sprawl starkgering

Inanspruchnahme
neuer Siedlungsflächen

Anteil besiedelter 
Flächen

Siedlungsdichte Veränderung der
Siedlungsdichte

Entdichtung

Verdichtung

hoher Flächen-
verbrauch

geringer Flächen-
verbrauch

geringe Dichte

hohe Dichte

starke
Verstädterung

geringe
Verstädterung

Abb. 1: Abbildung des Urban Sprawl mit
vier verschiedenen Indikatoren für das Ge-
biet der neuen Bundesländer: Anteil der
Siedlungs- und Verkehrsflächen an der Ge-
samtfläche (2000), Siedlungsdichte (2000,
Einwohner je km2 Siedlungs- und Verkehrs-
fläche), Inanspruchnahme neuer Siedlungs-
und Verkehrsflächen (1996–2000, Hektar je
km2), Veränderung der Siedlungsdichte
(1996–2000).
(Eigene Darstellung auf Grundlage von Da-
ten der Statistischen Landesämter.)



nen Dekonzentrationsprozesses spre-
chen. Dies wird als Veränderung des
Anteils der in grösseren Städten leben-
den/arbeitenden Bevölkerung und Be-
schäftigten an der Gesamtzahl von Ein-
wohnern bzw. Beschäftigten einer Ge-
bietseinheit berechnet. Andere For-
schungsarbeiten operieren mit Mess-
verfahren, welche Lageeigenschaften
neuer Siedlungsflächen erfassen. Der
von Lavalle et al. (2002:369) vorge-
schlagene «Sprawl Index» stellt auf die
Distanz neuer Siedlungsflächen zu ei-
nem gegebenen Regionszentrum ab.
Dazu wird die durchschnittliche Entfer-
nung aller zu einem bestimmten Zeit-
punkt existierenden Siedlungsflächen
zum Zentrum gemessen und der durch-
schnittliche Entfernungswert aller Sied-
lungsflächen berechnet. Die Autoren un-
terscheiden dabei zwischen einem «ab-
soluten» und einem «relativen» Sprawl-
Index. Der absolute Index gibt die Ver-
änderung des Entfernungswertes zwi-
schen zwei Zeitpunkten ti und ti+1 an.
Der relative Sprawl-Index drückt dies in
Prozent aus. Der Index-Wert kann posi-
tiv – in diesem Fall wird eine Entwick-
lung als Sprawl bezeichnet – wie auch
negativ sein. Letzteres wird als Kompak-
tierung der Siedlungsentwicklung ver-
standen. Burchfield et al. (2002) ermit-
teln die Lage neu entstandener Sied-
lungsflächen zum bestehenden Sied-
lungsraum – Sprawl ist nach den Auto-
ren dabei durch einen relevanten Anteil
siedlungsferner Standortentwicklungen
gekennzeichnet (leapfrogging).

Eine vierte Gruppe empirischer Mess-
konzepte zielt auf die Abbildung struktu-
reller Eigenschaften des Flächennut-
zungsmusters – hier steht die räumliche
Anordnung verschiedener Flächennut-
zungsarten im Mittelpunkt. Zum Einsatz
kommen dabei meist Geografische In-
formationssysteme (GIS), mit denen to-
pologische Eigenschaften der Flächen-
nutzung erfasst und analysiert werden
können. Humpert et al. (1996) verglei-
chen die Siedlungsstruktur von Ballungs-
gebieten mit drei verschiedenen Struk-
turmassen: (1) dem Rand-Inhalt-Verhält-
nis der Siedlungsfläche (dies wird auch
als «Zersiedlungsgrad» bezeichnet), (2)
der maximalen Distanz zum Siedlungs-
rand und (3) der Grössenverteilung der

Teilflächen. Ewing et al. (2002:7) ent-
wickelten einen Sprawl-Index, welcher
den baulichen Verdichtungsgrad, das
Mass funktionaler Mischung, die Er-
reichbarkeit von Versorgungseinrichtun-
gen und Netzmerkmale der Strassener-
schliessung mit insgesamt 22 Einzelindi-
katoren zusammenfasst. Ein noch diffe-
renzierteres Konzept wurde von Galster
et al. (2000) entwickelt. Die Autoren
messen Urban Sprawl mit acht Struktur-
indikatoren, der baulichen «Dichte»,
der räumlichen «Kontinuität» bebauter
Flächen (continuity), der «Konzentra-
tion» der Siedlungsflächen auf einen
Siedlungskern (concentration), der
«Kompaktheit» der Siedlungskörper
(compactness), der «Zentralität» (centra-
lity), der «Nuklearität» (nuclearity) und
der «Nutzungsmischung» (diversity, pro-
ximity). Danach zeigt ein Flächennut-
zungsmuster Eigenschaften des Sprawl,
wenn für einzelne Indikatoren oder
Kombinationen geringe Werte erreicht
werden. Die mit disaggregierten Ge-
bäudedaten auf Blockebene (Census
tracts) berechneten Indikatoren werden
auf Ebene von Metropolregionen aggre-
giert. Einen ähnlichen Ansatz präsentie-
ren Song und Knaap (2004), die aber
auf eine regionale Aggregation verzich-
ten und stattdessen für Wohnquartiere
(neighborhoods) Sprawl-relevante Ei-
genschaften messen. In der jüngeren
Vergangenheit wurden zunehmend
auch GIS-basierte Strukturmasse, die ur-
sprünglich für landschaftsökologische
Zwecke entwickelt wurden, für die Ab-
bildung des Urban Sprawl eingesetzt
(siehe z.B. Torrens und Alberti 2000).
So untersucht Tinh (2004) Kompaktheits-
eigenschaften von Flächennutzungs-
mustern mit dem «Zerklüftungsgrad»,
der «fraktalen Dimension» sowie mit
Gravitations-, Varianz- und Entropiemas-
sen.

Eine Synthese dieser sehr verschieden-
artigen Ansätze fällt schwer. In erster An-
näherung lässt sich aber festhalten, dass
Urban Sprawl nicht mit dem Wachstum
urbaner Flächennutzungen per se gleich-
zusetzen ist. «Sprawl is not any form of
suburban growth, but a particular form»
(Downs 1999:955). Typische Eigen-
schaften sind die räumliche Ausbreitung
gering verdichteter Siedlungsflächen,

verbunden mit einem Entdichtungs-, Ent-
mischungs- und Dekonzentrationspro-
zess des regionalen Siedlungssystems
insgesamt. In siedlungsmorphologischer
Hinsicht lässt sich Sprawl als Ablösung
des ehemals flächenhaft-konzentrischen
Flächenwachstums der Städte zu Guns-
ten eines diskontinuierlich-dispersen
Wachstumsmusters charakterisieren,was
im Zeitverlauf zu einer dezentralisierten,
polynuklearen und fraktalen Siedlungs-
gestalt führt.

Neben dem inhaltlichen Grundver-
ständnis des Sprawl unterscheiden sich
die Messkonzepte in zwei wesentlichen
Punkten:
• dem Dateneinsatz und Raumbezug –
die meisten Messkonzepte verwenden
hoch aggregierte Daten auf Ebene von
Städten oder Metropolregionen, was
die Abbildungsleistung der Heterogeni-
tät urbaner Nutzungsmuster zwangsläu-
fig beeinträchtigt; nur wenige Ansätze
operieren mit disaggregierten Daten auf
Ebene von Baublöcken oder standort-
scharf erfassten Nutzungsänderungen
(z.B. Hasse und Lathrop 2003; Galster
et al. 2000);
• der zeitlichen Perspektive – die über-
wiegende Zahl empirischer Messverfah-
ren kann Sprawl nur als einen Prozess
der Veränderung von Flächennutzungs-
strukturen beschreiben, nicht als Zu-
stand der Flächennutzung zu einem ge-
gebenen Zeitpunkt.

Letzteres beschreibt ein Dilemma – Ur-
ban Sprawl ist offensichtlich gegenüber
alternativen Siedlungsformen (z.B. «kom-
pakte Stadt», polyzentrische Raumstruk-
turen) kaum trennscharf abbildbar. Ab
welcher Dichteschwelle, ab welchem Di-
spersionsgrad das Siedlungsmuster mit
dem Attribut «Sprawl» belegt werden
kann, ist vollständig ungeklärt (Galster
u.a. 2000:4; Ewing 1994:1). «‹Sprawl›
and ‹non-sprawl› are more likely to be
directions on a continuum than fixed ca-
tegories» (Johnson 2001:719; ähnlich
auch Batty et al. 2002:9). In diesem
Sinne wird Sprawl als kontinuierlicher
Transformationsprozess einer ehemals
kompakten, verdichteten Siedlungsstruk-
tur in eine disperse, gering verdichtete
Struktur verstanden. Einige Autoren se-
hen aber auch den umgekehrten Weg –
danach sei Sprawl nur eine zeitlich limi-
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tierte Phase auf dem Wege zu einer
kompakten Siedlungsstruktur auf räum-
lich höherem Niveau. Was zunächst als
Sprawl bezeichnet wird, wandele sich
durch Auffüllungen und Arrondierungen
nach und nach zu einem zusammenhän-
gend überbauten Siedlungsgebilde (Pei-
ser 2001; siehe auch Abbildung 2).

3. Urban Sprawl – ein Disput
In den vergangenen Jahren hat sich die
siedlungspolitische Diskussion über das
Wie einer nachhaltigen Siedlungsstruk-
tur erheblich intensiviert. Es scheint
aber, dass das Meinungsspektrum zu
den Ursachen, Wirkungen und geeigne-
ten Steuerungsinstrumenten eher noch
breiter geworden ist. Insbesondere in
den USA stehen sich die Vertreter einer
in höherem Masse geplanten, «kompak-
ten» Siedlungsentwicklung (New Urba-
nism, Smart Growth) und einer mehr
oder minder über den Markt gelenkten
Dezentralisierung unversöhnlich gegen-
über. Aber auch im europäischen Stadt-
entwicklungsdiskurs – verwiesen sei auf
die deutsche Debatte um die «Zwischen-
stadt» (siehe z.B. Sieverts 1997 und
Kaltenbrunner 2004) oder die britische
Diskussion um die «kompakte» Stadt
(Jenks et al. 1996) – kann eher von Po-
larisierung denn von Annäherung in der
Einschätzung des Wie einer nachhaltig-

keitsorientierten Siedlungspolitik ge-
sprochen werden.

Die nachfolgend skizzierte Kontro-
verse in der Einschätzung der Ursachen
und Wirkungen, damit auch der Steue-
rungsnotwendigkeiten und -formen des
Urban Sprawl könnte allein als Ausdruck
gegensätzlicher Grundwerte und Präfe-
renzen gewertet werden, zwischen de-
nen die Siedlungspolitik vermitteln muss.
Zweifelsohne haben aber auch die 
«semantische Wildnis» (Galster u.a.
2000:682) und empirische Defizite zu
der feststellbaren Konfusion oder – posi-
tiver formuliert – Meinungsvielfalt beige-
tragen. Trotz unverkennbarer Fortschritte
in der Erforschung der Charakteristiken,
Ursachen und Auswirkungen von alter-
nativen Entwicklungspfaden der Sied-
lungsstruktur kann noch nicht von einem
befriedigenden Erkenntnisstand gespro-
chen werden. Nach wie vor wird die
Fachdebatte zu grossen Teilen empirie-
frei geführt, wodurch Bewertungen des
Urban Sprawl häufig hypothetischer
oder spekulativer Natur bleiben. Wenn
Ursachen- und Wirkungshypothesen
doch empirisch getestet werden, domi-
nieren einfache Untersuchungsdesigns,
die Eigenschaften der Siedlungsentwick-
lung mit nur eingeschränkt tauglichen
statistischen Grössen abbilden.

Im Folgenden wird versucht, die zen-
tralen Bruchlinien der Sprawl-Debatte

offen zu legen und dabei mögliche em-
pirische Ursachen für konträre Positio-
nen zu den Ursachen und Wirkungen
des Urban Sprawl zu skizzieren. Die
Ausführungen konzentrieren sich auf
ökologische, verkehrliche und soziale
Wirkungen des Sprawl. Auf eine nähere
Thematisierung der Infrastrukturkosten-
problematik wird hier verzichtet; ver-
wiesen sei in diesem Zusammenhang
auf den Beitrag von Schiller und Sieden-
top in diesem Heft.

3.1 Ursachen des Sprawl
Bereits in der Erklärung von Dekonzen-
trations- und Dispersionsprozessen kön-
nen gravierende Meinungsunterschiede
konstatiert werden. In erster Annähe-
rung können zwei konkurrierende Erklä-
rungsansätze unterschieden werden,
die auf der einen Seite die Nachfrage
nach urbanen Nutzflächen, auf der an-
deren Seite die politische Regulation
von urbanen Nutzungsansprüchen in
den Mittelpunkt rücken. Im ersten Fall
werden die Flächenansprüche von
Haushalten und Unternehmen als Haupt-
antriebskraft des Urban Sprawl gesehen
(Glaeser und Kahn 2003; Kolonkiewicz
und Beck 2001). Ein steigendes Wohl-
standsniveau, die Präferenzen von
Haushalten und Unternehmen zu Guns-
ten von geringer verdichteten Stand-
orten sowie eine autoorientierte Mobili-
tätskultur begünstigen die Dekonzentra-
tion und Entdichtung des Siedlungssys-
tems (Gordon und Richardson 1997).
Die Wanderungsmotivforschung zeige
eine dominante Präferenz der Bevölke-
rung für ein geringer verdichtetes Woh-
nen mit privater Verfügbarkeit von Frei-
flächen in sozial homogenen Nachbar-
schaften und hochwertiger Infrastruktur
(Senior et al. 2004; Downs 1999). Pri-
vate Haushalte würden so lange subur-
bane Standorte präferieren, wie deren
Nutzeneffekte die mit der Standortwahl
verbundenen Kosten überwiegen (Wass-
mer 2002).

Demgegenüber stehen Stimmen, wel-
che die Ursachen des Urban Sprawl
eher in den spezifischen Regulations-
mustern suchen. Die Randwanderung
der Bevölkerung sei Ausdruck einer
massiven staatlichen Bevorteilung ge-
ring verdichteter, suburbaner Wohnfor-
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Abb. 2: Siedlungsentwicklung an der südöst-
lichen Peripherie Dresdens seit 1953 – Zer-
siedlung als zeitlich limitiertes Zwischensta-
dium urbaner Siedlungsentwicklung auf dem
Weg zu einer flächenhaft kompakten Sied-
lungsform?
(Eigene Darstellung nach Daten von Meinel,
Neumann 2003; siehe auch den Beitrag
von Schiller und Siedentop in diesem Heft.)



men (Squires 2002). Insbesondere der
staatlich finanzierte Ausbau der regio-
nalen Strassennetze habe das für gering
verdichtete Formen des Wohnens und
Arbeitens nötige Mass an motorisierter
Raumüberwindung zugelassen (Hanson
1992; Ewing 1994). Ähnliches gelte für
die staatliche Subventionierung der lo-
kalen Infrastrukturbereitstellung. Haus-
halte und Unternehmen, die einen
Standort im Umland wählen, tragen
nicht den vollen Umfang der von ihnen
verursachten Kosten (siehe hierzu auch
die Nachweise im Beitrag von Schiller
und Siedentop in diesem Heft).

Kontrovers wird die Bedeutung plane-
rischer Einflussnahme auf die Siedlungs-
tätigkeit gewertet. Während die einen
Sprawl mit der Abwesenheit oder einer
zu geringen Effektivität regionaler Ab-
stimmung lokaler Siedlungsplanungen
erklären (Cervero 1996; Nelson 1999;
Einig 2003), glauben die anderen, An-
haltspunkte dafür zu sehen, dass gerade
die restriktive Siedlungspolitik in Ver-
dichtungsräumen dazu beigetragen
habe, die Siedlungstätigkeit in ländliche
Räume zu «verdrängen» und damit dem
Sprawl Vorschub zu leisten. Planungen
mit wachstumsdämpfender Intention
wirkten über den Bodenpreismechanis-
mus auf die Wohn- und Immobilien-
preise und verlagerten die Nachfrage
nach gering verdichtetem Wohnen auf
periphere Standorte (Fischel 1991;
Aring 2000). Auch wird darauf verwie-
sen, dass die in Planungsgesetzen häu-
fig verankerten Begrenzungen der bauli-
chen Dichte zu einem übermässigen 
Flächenverbrauch beigetragen hätten
(Klemmer und Werbeck 1998).

Obige Argumentationsfiguren fokus-
sieren vor allem auf der Erklärung sied-
lungsräumlicher Expansion, weniger auf
der spezifischen Form siedlungsstruktu-
reller Veränderungen. Auch Letzteres
hat gravierende Meinungsverschieden-
heiten hervorgerufen. Frühe Arbeiten er-
klären die charakteristische diskontinu-
ierliche Form suburbaner Siedlungser-
weiterungen mit physischen Eigenschaf-
ten wie topografischen Hindernissen,
bodenspezifischen Nutzungsrestriktio-
nen (z.B. Baugrund), planerischen Re-
striktionen (wie gewünschten Grünzäsu-
ren oder ökologischen Schutzgebieten)

oder Spekulationserwartungen lokaler
Grundstückseigentümer (Harvey und
Clark 1965:3; Clawson 1962), was ei-
ner konzentrischen Ausdehnung städti-
scher Siedlungsgebiete im Wege stehe.
In neueren Beiträgen werden in stärke-
rem Masse politisch-adminstrative und
soziale Hintergründe betont. Die Frag-
mentierung der politischen Zuständig-
keit über die Regulierung des Bodens
begünstige eine disperse Entwicklung
der Siedlungsstruktur (Razin und Rosen-
traub 2000; Einig 2003). Von Bedeu-
tung seien auch lokale Abwehrhaltun-
gen gegen weitere Wachstumsplanun-
gen. Die gerade in suburbanen Räumen
verbreitete NIMBY-Haltung («not in my
backyard») der Bevölkerung gegenüber
Siedlungserweiterungen in enger Nach-
barschaft zu existierenden Wohngebie-
ten befördere ein räumliches Auswei-
chen auf konfliktärmere Standorte in
weiterer Entfernung zu den Kernsied-
lungsgebieten. Die stadtregionale Sied-
lungsentwicklung unterliege autonomen,
kaum steuerbaren sozialen Mechanis-
men, was sich in einer endogenen,
selbst organisierten Tendenz zu einer
«fraktalen» Siedlungsstruktur äussere,
angetrieben durch den Wunsch nach
grösseren Wohnflächen, einem Mindest-
abstand zu ihren Nachbarn und einem
«Wohnen am Rand». Dies führe im Zeit-
verlauf zu einer Maximierung der Rand-
Inhalt-Relation des Siedlungsraumes
(Humpert et al. 1996).

3.2 Wirkungen des Sprawl
3.2.1 Ökologische Wirkungen
Verfechter einer kompakten Siedlungs-
entwicklung beziehen sich in ihrer Kritik
des Urban Sprawl neben verkehrlichen,
infrastrukturellen und sozialen Beden-
ken vor allem auf dessen ökologische Ef-
fekte. Unter den verschiedenen Formen
anthropogen induzierter Bodenverände-
rungen bedeute die Überbauung und
Versiegelung von Boden die radikalste
ökologische Schädigung (SRU 2000),
weil bauliche Bodennutzungen mit ei-
nem weit gehenden und allenfalls lang-
fristig irreversiblen Verlust des natürli-
chen Funktionspotenzials des Bodens
verbunden seien. Zu den direkten Um-
weltwirkungen der Überbauung und
Versiegelung von Böden treten indirekte

Wirkungen, die aus spezifischen Boden-
nutzungsaktivitäten resultieren. Die in
Verdichtungsräumen räumlich konzen-
trierten Produktions- und Konsumtions-
prozesse führen zu einer hohen stoffli-
chen Belastungsintensität, was flächen-
hafte Einbussen der bodenökologischen
Leistungsfähigkeit noch verstärken kön-
ne. Die Spannbreite der in der Literatur
thematisierten ökologischen Wirkungen
des Sprawl reicht von additiven Prozes-
sen wie dem irreversiblen Verlust des na-
türlichen Bodenpotenzials bis hin zu
synergistischen, multikausalen Belas-
tungs- und Schädigungsformen wie z.B.
der Herausbildung und Verstärkung
stadtklimatischer Phänomene, der Ver-
stärkung von Hochwasserrisiken durch
Bodenversiegelung oder der Verdrän-
gung gefährdeter Tier- und Pflanzenar-
ten (siehe z.B. Benfield et al. 1999). Die
stadt- und landschaftsökologische Kritik
des Sprawl setzt vor diesem Hintergrund
vor allem an der übermässigen bauli-
chen Beanspruchung naturnaher Böden
durch Sprawl-typische Siedlungsformen
an.

Dem wird häufig entgegengehalten,
dass bauliche Bodennutzungen trotz ho-
her Zuwachsraten einen nach wie vor
nur geringen Anteil an der Gesamtflä-
che der Industriestaaten ausmachen
(Glaeser und Kahn 2003; Fischel
1982); von einer Verknappung natürli-
cher Bodenressourcen könne allenfalls
in regionalen Massstabsbereichen ge-
sprochen werden (Staley 1999; Burch-
field et al. 2002; Kleiber 1999). Der
Verlust von landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen sei angesichts der Überproduktion
im Agrarsektor sowie stetiger Zuwächse
der Flächenproduktivitäten kein Risiko
für die Nahrungsmittelversorgung (Sta-
ley 1999). Auch habe sich erwiesen,
dass urbane Siedlungsräume auf Grund
der ausgeprägten Heterogenität des Flä-
chennutzungsmusters artenreicher seien
als intensiv bewirtschaftete Agrarräume
(Kowarik 1992), sodass ein negativer
Einfluss suburbanen Siedlungswachs-
tums auf die biologische Vielfalt nicht
pauschal angenommen werden könne.

Derartigen Einwänden wird wiederum
entgegengehalten, dass sich die Sied-
lungsentwicklung aus historischen Grün-
den auf Böden mit besonderer Leis-
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tungsfähigkeit konzentriere. So konnte
in verschiedenen Studien nachgewiesen
werden, dass die Expansion baulicher
Nutzflächen den Bestand überdurch-
schnittlich ertragreicher Böden überpro-
portional abschmilzt (Bundesamt für 
Statistik 2001). In den USA lag die 
Rate der Inanspruchnahme hochwerti-
ger Agrarflächen Anfang der 1990er-
Jahre um 30% höher als die weniger er-
tragreicher Böden (American Farmland
Trust 1994). Für Baden-Württemberg
wurde ermittelt, dass der Versiegelungs-
grad der besten Böden den fünf- bis sie-
benfachen Wert der ertragsschwachen
Böden erreicht (Sachs et al. 2000). Ne-
ben dem absoluten Verlust produktiver
Agrarböden führe die disperse Besied-
lung auch zu einem Verlust grosser zu-
sammenhängender und damit ökono-
misch besonders günstig zu bewirtschaf-
tender Landwirtschaftsflächen (ebd.).

Die diskontinuierliche, disperse räum-
liche Bebauungsstruktur und das enge
Netz von Verkehrs- und Versorgungsin-
frastrukturen begünstige ferner die Her-
ausbildung von flächenhaften Störein-
flüssen mit entsprechend negativen Wir-
kungen auf Erholungsansprüche oder
störungsempfindliche Tierarten (Theo-
bald et al. 1997). Durch die disperse
Besiedlung vormals offener Landschafts-
räume entstünden vermehrt Randhabi-
tate, die das Eindringen habitatfremder
Arten begünstigen und das natürliche
Artenspektrum erheblich überformen
(Cieslewicz 2002). Insbesondere heme-
rophobe Arten (Kulturflüchter) und Arten
mit grossflächigen Raumansprüchen
seien in städtischen und verstädterten
Räumen nicht überlebensfähig (SRU
2000, Tz. 385; Erz und Klausnitzer
1998:274). Eine aggregierte Betrach-
tung des Anteils baulich genutzter Flä-
chen blende derartige Sachverhalte sys-
tematisch aus.

3.2.2 Verkehrswirkungen
Auch in der Mobilitätsforschung gehen
die Einschätzungen der Verantwortlich-
keit des Sprawl für urbane Probleme –
hier das massive Verkehrswachstum mit
seinen vielfältigen ökologischen, ge-
sundheitlichen und sozialen Belastun-
gen – weit auseinander. Während die
einen Stimmen Dekonzentrations- und

Entdichtungsprozesse als Schlüsselursa-
che metropolitaner Verkehrsprobleme
ansehen, sehen andere Hinweise dahin-
gehend, dass die Dekonzentration ei-
nen vollständigen Kollaps der vom Ver-
kehr überlasteten Städte verhindert
habe.

Die dominante verkehrswissenschaftli-
che Argumentation gegen den Sprawl
als globalen Entdichtungs- und funktio-
nalen Entmischungstrend des Siedlungs-
raumes beruft sich auf die negative Kor-
relation zwischen der baulichen Dichte
und den Verkehrsaufwendungen (Apel
1998). Mit zunehmender Dichte – so
die Befürworter einer kompakten Sied-
lungsstruktur – sinken die durchschnitt-
lichen Entfernungen zwischen den 
Gelegenheiten zur Ausübung ortsgebun-
dener Aktivitäten, wodurch die poten-
zielle Erreichbarkeit von Verkehrszielen
steige. Hohe Dichten seien auch die Vor-
aussetzung für die Vorhaltung und Nut-
zung leistungsfähiger öffentlicher Ver-
kehrsangebote. In zahlreichen Untersu-
chungen konnte gezeigt werden, dass
Bewohner von Städten oder Quartieren
höherer Dichte geringere Verkehrsauf-
wendungen und ein höheres Nutzungs-
mass umweltschonender Verkehrsmittel
zeigen als Bewohner gering verdichte-
ter Städte/Quartiere (siehe z.B. New-
man und Kenworthy 1989; Banister
1999). Ewing (1997:113) beruft sich
auf verschiedene empirische US-ameri-
kanische Studien, wenn er schätzt, dass
eine Verdopplung der Siedlungsdichte
zu einer um 25 bis 30% geringeren 
motorisierten Fahrleistung führt. Naess
(1995) kommt für skandinavische
Städte zu dem Ergebnis, dass Städte mit
dem geringsten Verdichtungsniveau ei-
nen um 25% höheren Verkehrsenergie-
bedarf haben als die am höchsten ver-
dichteten Städte. Dies spreche für eine
Politik «kompakter Stadtstrukturen».

Kritiker dieser Argumentation bezwei-
feln indes einen signifikanten Einfluss
von Dichte und/oder Nutzungsmi-
schung auf das Verkehrsverhalten, weil
entsprechende Studien vermeintlich eine
Kontrolle des Einflusses sozioökonomi-
scher Einflussfaktoren vermissen liessen.
Variablen wie das Bildungsniveau, das
Einkommen oder die PKW-Verfügbarkeit
könnten individuelle Verkehrsverhaltens-

muster besser erklären als Siedlungs-
strukturmerkmale (Bahrenberg 2002).
Das hohe Korrelationsmass siedlungs-
struktureller und sozioökonomischer Va-
riablen lasse simple Kausalschlüsse,
z.B. zum Einfluss von Dichte auf das
Verkehrsverhalten, nicht zu (Breheny
1996; Holz-Rau 1995).

Neben empirischen Zweifeln am pos-
tulierten Einfluss der Dichte auf das Mo-
bilitätsverhalten entzündete sich insbe-
sondere in den USA seit Beginn der
1990er-Jahre eine Diskussion, ob die
fortschreitende Dezentralisierung von
Arbeitsplätzen, Versorgungs- und Frei-
zeiteinrichtungen zu einer mittelfristigen
Dämpfung der Verkehrsprobleme in den
Grossstadtregionen beitragen könne
(Gordon und Richardson 1997; Crane
und Chatman 2003; Levinson und Ku-
mar 1994; siehe auch Hesse 2001 und
Albers und Bahrenberg 1999). Die Be-
fürworter stützen sich dabei auf die so
genannte Co-Location-Hypothese, wel-
che vereinfacht besagt, dass rational
handelnde Beschäftigte (Pendler) und
Betriebe nach einer Kostenminimierung
bei ihrer Standortentscheidung streben.
Im Zeitverlauf bilde sich ein multinuklea-
res Siedlungsgefüge mit einer klein-
räumlichen Funktionsverflechtung inner-
halb des suburbanen Raumes heraus,
wodurch die Verkehrsaufwendungen
sinken. Der empirische Nachweis der
Co-Location-Hypothese wird zumeist mit
dem Indikator Zeitaufwand (des Pen-
delns) zu führen gesucht. So weisen
Gordon et al. (1991) nach, dass die
durchschnittliche Reisezeit von Berufs-
pendlern in fast allen US-Grossstadtre-
gionen zwischen 1980 und 1985 ge-
sunken ist, obwohl in dieser Phase eine
massive Verstädterung stattgefunden
habe, die eigentlich ein weiteres An-
wachsen der Fahrzeiten hätte erwarten
lassen.

Ohne die Suburbanisierung der Be-
schäftigung – so die verbreitete Ein-
schätzung – wären die Wegelängen
und Zeitaufwendungen des Pendelns
stärker angestiegen, als dies empirisch
feststellbar ist (Crane und Chatman
2003). Eine dezentral-disperse Sied-
lungsstruktur sei einem zentral-kompak-
ten Siedlungsgefüge mit hoher Beschäf-
tigungskonzentration in den Zentren
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und hoher Siedlungsdichte überlegen.
Durch das höhere Mass räumlicher Ver-
teilung der Arbeitsplätze und die gerin-
gere Dichte würden Überlastungssitua-
tionen wie in den stark radial orga-
nisierten Verkehrssystemen kompakter
Städte vermieden (Sultana 2000; Bontje
2004).

Die Befürworter kompakter Stadtent-
wicklung weisen indes darauf hin, dass
ein überzeugender empirischer Nach-
weis einer verkehrsdämpfenden Wir-
kung von Dekonzentrations- und Disper-
sionsprozessen bislang nicht erbracht
werden konnte. So lasse sich zeigen,
dass die Pendelwege in den meisten 
Agglomerationen – in den USA wie in
Europa – im Zuge von Suburbanisierung
und Dispersion länger geworden sind
(Vandersmissen et al. 2003; Ewing et
al. 2002; Siedentop et al. 2003). Selbst
ein überzeugender empirischer Nach-
weis, dass die Dezentralisierung von Ar-
beitsplätzen und Wohnstätten zu einer
Stabilisierung der Fahrzeiten im Berufs-
verkehr geführt hat, konnte bislang nicht
erbracht werden (Ewing 1997). Kritiker
sehen Anhaltspunkte dafür, dass die
Suburbanisierung der Arbeitsplätze we-
der im intraregionalen Massstab noch
im lokalen Massstab zu einem in quanti-
tativer wie qualitativer Hinsicht ausge-
wogeneren Verhältnis von Wohnen und
Arbeiten in suburbanen Räumen geführt
hat. Auf Grund restriktiver Flächennut-
zungsplanungen der Gemeinden und
Abwehrhaltungen der örtlichen Bevölke-
rung gegenüber weiterem Wachstum
seien ausgeprägte örtliche Ungleichge-
wichte von Arbeitsplatzausstattung und
Wohnungsbestand entstanden, die ein
distanzminderndes Pendelverhalten res-
tringieren (Cervero 1996).

3.2.3 Soziale und gesundheitliche
Wirkungen
Neben ökologischen und verkehrlichen
Effekten wurden in der jüngeren Vergan-
genheit auch mögliche ökonomische,
soziale und gesundheitliche Wirkungen
des Urban Sprawl diskutiert. Sprawl-kri-
tische Stimmen warnen vor einer fort-
schreitenden Erosion funktionsfähiger
urbaner Kerne, was neben infrastruktu-
rellen und sozialen Effekten auch nega-
tive Wirkungen auf die Innovationsfä-

higkeit regionaler Ökonomien haben
könne. Im form- und gestaltlosen subur-
banen Raum könnten sich kreative Mi-
lieus weniger gut entwickeln. Bauliche
und mit ihr soziale Dichte sei ein 
Schlüsselindikator für die Produktivität
und ökonomische Wettbewerbsfähigkeit
(Cervero 2001).

Viele Stimmen sehen auch einen di-
rekten Zusammenhang zwischen der
suburbanen Siedlungsausdehnung und
der Armutskonzentration in den Kern-
städten. Der über bestimmte Praktiken
der Flächennutzungswidmung (zoning)
erfolgende Ausschluss sozialer Gruppen
in suburbanen Siedlungsgebieten beför-
dere die soziale Segregation der Bevöl-
kerung (Jargowsky 2002; Squires
2002). Im räumlich ausgreifenden sub-
urbanen Raum selber wird ein Verlust
sozialen Kapitals befürchtet. In Sprawl-
typischen Siedlungen sei das Mass so-
zialer Interaktion vermindert (Putnam
1995; Benfield et al. 1999:128 ff.).
Freizeitbudgets würden durch exorbi-
tante Mobilitätsaufwendungen aufge-
zehrt, was bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen besonders benachteilige. Vor allem
Menschen ohne private Verfügbarkeit
von motorisierten Verkehrsmitteln seien
sozialen und ökonomischen Marginali-
sierungsprozessen ausgesetzt (Benfield
et al. 2003; Ewing 1994).

In neueren Studien wird ferner disku-
tiert, ob die in suburbanen Räumen do-
minante Mobilitätskultur auch negative
gesundheitliche Folgen nach sich ziehen
kann. McCann und Ewing (2003; siehe
auch Ewing et al. 2003) weisen signifi-
kante Zusammenhänge zwischen Sied-
lungsform, individuellem Aktivitätsni-
veau, Körpergewicht und gesundheitli-
chen Parametern nach. Im Vergleich mit
kompakteren Siedlungsformen zeigten
Bewohner gering verdichteter, Auto-ori-
entierter Suburbs ein durchschnittlich ge-
ringeres Bewegungsniveau, ein höheres
Mass an Fettleibigkeit und Bluthoch-
druck. Die Ergebnisse blieben signifi-
kant, auch wenn eine Kontrolle mit de-
mografischen und sozialen Variablen er-
folge.

Demgegenüber werden der Forde-
rung nach kompakten Siedlungsstruktu-
ren mögliche Nachteile höherer Dichten
entgegengehalten. Verwiesen wird auf

das relativ höhere Mass an lokalen Um-
weltbelastungen oder höhere Wohnkos-
ten in stärker verdichteten Städten (Bre-
heny 1992). Suburbia biete einer brei-
ten Bevölkerungsgruppe die Möglich-
keit preiswerten Wohnens mit hoher
Wohnqualität (Glaeser und Kahn
2003). Dem Vorwurf verminderter so-
zialer Interaktion und Innovationsfähig-
keit wird entgegengehalten, dass das
durch das Auto gewährte Mass der Er-
reichbarkeit die dichtebedingte Ein-
schränkung unmittelbarer Vor-Ort-Kon-
takte kompensieren könne. «After all,
well functioning sprawl is full of people.
The only difference between sprawl und
conventional downtowns is that sprawl
is built around the automobile, not
around walking and public transporta-
tion.» (Glaeser und Kahn 2003:40).
Auch hingen Vorstellungen der sozialen
Zusammensetzung suburbaner Siedlun-
gen immer noch dem Klischee der be-
droom community an. Die soziale Hete-
rogenität und kulturelle Vielfalt in Subur-
bia sei weitaus grösser als vielfach an-
genommen (Brooks 2004; Kling et al.
1991). Die Stadt ohne Dichte sei zwar
nicht urban in ihrer «Form», durchaus
aber in ihrem Funktionsspektrum (Fish-
man 2004:175).

4. Anforderungen
an ein empirisches Konzept 
des Urban Sprawl
Wie oben ausgeführt, können kontro-
verse Interpretationsmuster zu Ursachen
und Wirkungen des Sprawl teilweise mit
der Abwesenheit empirischer Untersu-
chungen oder abweichenden empiri-
schen Designs erklärt werden. So wird
eine Studie, welche die Siedlungsent-
wicklung mit Aggregatdaten zur Flä-
chennutzung auf regionaler oder kom-
munaler Ebene untersucht, niemals Aus-
sagen zur Fragmentierung des Land-
schaftsraumes treffen können. Untersu-
chungen, die verkehrsinduzierende Ef-
fekte des Sprawl allein anhand von Kor-
relationsmassen zwischen Dichte- und
Mobilitätsgrössen abschätzen, können
den Einfluss der Siedlungsdispersion
nicht in Rechnung stellen. Es lässt sich
beobachten, dass die Datenverfügbar-
keit das empirische Design von Sprawl-
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Studien dominiert, was wiederum die
Weite und Tiefe des Blicks auf poten-
zielle Auswirkungen des Sprawl deter-
miniert.

Die Entwicklung eines empirischen
Messkonzepts des Urban Sprawl muss
daher zuallererst die Aussagefähigkeit
verfügbarer Daten zur Raum- und Flä-
chennutzung prüfen. Erforderlich ist
eine Datenbasis, die das urbane Flä-
chennutzungsmuster in seinen Bodenbe-
deckungs-, Nutzungsintensitäts- und to-
pologischen Eigenschaften hinreichend
präzise beschreiben kann. Bislang wur-
den Zustand und Veränderung der Flä-
chennutzung meist mit zonalen statisti-
schen Daten und administrativem Raum-
bezug (Gemeinden, Landkreise u.Ä.) er-
fasst. Deren Vorteil ist, dass die entspre-
chenden Daten einfach mit sozioökono-
mischen Daten gekoppelt werden kön-
nen. Das mit administrativen Raumbezü-
gen verbundene Aggregationsniveau
verdeckt jedoch wesentliche strukturelle
Eigenschaften urbaner Nutzungsmuster
und ihrer Veränderung. Auch restrin-
giert der Einsatz zonaler Statistikdaten
die Entwicklung von Schnittstellen zwi-
schen Flächennutzungsdaten und bo-
den-/landschaftsökologischen Fachda-
ten, was beispielsweise Vornutzungs-
analysen der von Überbauung betroffe-
nen Böden stark erschwert.

Durch die in den vergangenen Jahren
in vielen Ländern unternommenen Bemü-
hungen zum Aufbau neuer bzw. zur Ver-
besserung bestehender Datenbasen zur
Flächennutzung werden sich die Bedin-
gungen für die empirische Forschung in
näherer Zukunft deutlich verbessern.
Verwiesen sei auf die «Arealstatistik
Schweiz», den Aufbau eines digitalen
Katasterinformationssystems in Deutsch-
land oder die in England seit einigen
Jahren betriebene Entwicklung einer
«National Land Use Database». Gleich-
zeitig muss aber auch die Datenverfüg-
barkeit in den anerkannten oder vermu-
teten Ursachen- und Wirkungsfeldern
verbessert werden. Für eine belastbare
Wirkungsforschung, z.B. mit regressi-
onsanalytischen oder ökonometrischen
Verfahren, fehlen häufig geeignete
Fachdaten in den erforderlichen Mass-
stabsbereichen (z.B. Daten zu boden-
ökologischen Eigenschaften, zum Anla-

gen- und Einrichtungsbestand der kom-
munalen und regionalen Infrastruktur
oder zum Mobilitätsverhalten privater
Haushalte). Dabei kommt auch der Ent-
wicklung von Schnittstellen zwischen so-
zioökonomischen Daten und Flächennut-
zungsdaten besondere Bedeutung zu.

Neben empirisch belastbaren Basis-
daten ist die Wahl von geeigneten Indi-
katoren eine zweite entscheidende Be-
dingung für ein wissenschaftlich tragfä-
higes und politisch kommunizierbares
Messkonzept. In zahlreichen Studien
werden nur wenige und einfache
Sprawl-Indikatoren eingesetzt, was der
Multidimensionalität des Phänomens
nicht gerecht wird. Problematisch ist
auch das häufig hohe Aggregationsni-
veau verwendeter Messgrössen, was
mit einem hohen Abstraktionsgrad und
einer geringen Elastizität ihrer Ausprä-
gung im zeitlichen Verlauf einhergeht.
So variiert der Anteil der bebauten Flä-
che an der Gesamtfläche oder der Frag-
mentierungsgrad eines Landschaftsrau-
mes auch bei intensiver Siedlungstätig-
keit im Zeitverlauf nur wenig. Derartige
Indikatoren sind für Evaluationsprozesse
nur von eingeschränkter Relevanz, weil
politische Akteure zeitnahe Rückmeldun-
gen über die Wirksamkeit getroffener
Massnahmen benötigen. Hoch aggre-
gierte Indikatoren stellen zudem kaum
inhaltliche Bezüge zum operativen poli-
tischen Handeln auf Projektebene her.

Für eine integrierte Bewertung alter-
nativer Formen urbaner Siedlungsent-
wicklung erscheinen vier Eigenschaftsty-
pen der Flächennutzung relevant, die
mit geeigneten Indikatoren operationali-
siert werden müssen:
• Von Bedeutung sind zunächst Men-
geneigenschaften, die sich auf die
quantitative Ausprägung bestimmter
Nutzungsartengruppen oder Flächen-
nutzungen oder auf Verhältnismasse
zwischen bestimmten Nutzungstypen in
einem gegebenen Raum beziehen. 
• Ein zweiter Eigenschaftstyp wird hier
als Qualitätseigenschaft bezeichnet,
worunter die konkrete Ausprägung ur-
baner Flächennutzungen (z.B. Versiege-
lungsgrad) sowie die Eigenschaften und
Merkmale der von baulichen Flächen-
nutzungen verdrängten Vornutzungen
subsumiert werden.

• Von Relevanz sind weiterhin Effizi-
enzeigenschaften, welche die Flächen-
nutzung in ökonomischen Nutzenkate-
gorien abbilden (z.B. Flächenprodukti-
vität). Eine effiziente Flächennutzung ist
durch eine Maximierung des ökonomi-
schen Nutzens bei Minimierung des
Faktor- bzw. Flächeneinsatzes gekenn-
zeichnet.
• Ein vierter Eigenschaftstyp sind
schliesslich Lage-, Struktur- und Formei-
genschaften, deren Relevanz sich aus
der Bedeutung der räumlichen Konfigu-
ration von Nutzungsarten für die Aus-
prägung gesellschaftlich relevanter Wir-
kungen ergibt.

Ein zu entwickelndes idealtypisches
Indikatorenkonzept sollte dabei eine Mi-
kro- und eine Makroebene unterschei-
den (siehe Abbildung 3) – auf der Ma-
kroebene werden Zustandsparameter
des Siedlungssystems und ihre Verände-
rung im zeitlichen Verlauf erfasst, die Ei-
genschaften zusammenhängender Flä-
chennutzungsmuster abbilden. Beispiele
sind Strukturmasse wie der Fragmentie-
rungsgrad der Landschaft oder der Sub-
urbanisierungsgrad eines Siedlungssys-
tems. Diesbezügliche Indikatoren wei-
sen regelmässig einen überstandörtli-
chen Raumbezug auf, welcher admi-
nistrativer (z.B. Gemeinden, Regionen)
oder nichtadministrativer Art (z.B.Fluss-
einzugsgebiete, Landschaftstypen) sein
kann. Die Herleitung der Indikatoren
kann auf aggregierten und disaggre-
gierten Datenbasen beruhen.

Auf der Mikroebene wird allein die
Veränderung der Flächennutzung be-
leuchtet. Dazu werden Nutzungsände-
rungen nach ihrer topologischen, nut-
zungs- und vornutzungsspezifischen
Ausprägung in einem standörtlichen
Massstab beschrieben. Zu erfassen sind
sowohl Siedlungserweiterungen als
auch Nutzungsänderungen im Bestand,
da Urban Sprawl als siedlungsräumli-
cher Expansionsprozess mit Nutzungs-
dynamiken innerhalb des Siedlungsbe-
standes korrespondiert (z.B. Entstehung
von Brachflächen). Im Gegensatz zur
Makroebene benötigt die Erhebung von
standörtlichen Nutzungseigenschaften
und Nutzungsänderungen disaggre-
gierte, standortscharfe Daten zur Flä-
chennutzung.
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Eine diesem Zwei-Ebenen-Ansatz fol-
gende Betrachtung des Nutzungsmus-
ters zu einem gegebenen Zeitpunkt so-
wie der in einer Bilanzperiode erfolgten
standörtlichen Nutzungsänderungen er-
gäbe ein differenziertes Bild der urba-
nen Siedlungsentwicklung und würde
eine fundierte fachliche Basis sowohl für
politische Zielfindungs- und Evaluie-
rungsprozesse als auch für die wissen-
schaftliche Forschung zu den Ursachen
und Wirkungen des Sprawl darstellen.
Ein solcher Ansatz würde zum einen In-
formationen bereitstellen, mit denen die
«Nachhaltigkeit» des Flächennutzungs-
musters in einem regionalen und/oder
nationalen Massstab beurteilt werden
kann. Diese Betrachtungsebene ist na-
turgemäss abstrakterer Art und vermittelt
daher vor allem Orientierung in der mit-
tel- und langfristigen strategischen Aus-
richtung der regionalen und nationalen
Siedlungspolitik. Zum anderen erlaubt
die Erfassung von Informationen zu den
Eigenschaften konkreter Nutzungsände-
rungen Aussagen zu deren potenziellen
ökologischen, ökonomischen und sozia-

len Auswirkungen. Durch ihren standort-
scharfen Raumbezug bietet diese Be-
trachtungsebene Informationen, die für
das operationale politische Handeln im
projektmassstäblichen Bereich relevant
sind.

5. Ausblick
Zweifelsohne wäre die Realisierung ei-
nes solchen Messkonzepts mit erhebli-
chen Kosten verbunden. Insbesondere
die Erhebung von standörtlichen Nut-
zungsänderungen und ihre Beschrei-
bung und Bewertung nach Mengen-,
Qualitäts-, Effizienz- und Lage-/Struktur-/
Formeigenschaften ist methodologisch
anspruchsvoll und setzt personelle Res-
sourcen in nicht unerheblichem Umfang
voraus. Zu fragen wäre, auf welcher
räumlichen Ebene eine solche Erhebung
angesiedelt werden kann und welche
staatlichen Einrichtungen mit der Auf-
gabe betraut werden können. Denkbar
wäre die Einbindung einer «Sprawl-
Beobachtung» in die nationalen Nach-
haltigkeitsstrategien und deren Umset-

zungsprozess. Möglich erscheint aber
auch eine regionale Verantwortung
durch Länder, Kantone oder Planungs-
regionen. Ersteres hätte den Vorteil ei-
nes national einheitlichen Erhebungsde-
signs und einer Aufgabenwahrnehmung
durch leistungsfähige Einrichtungen wie
die nationalen Statistik- und Vermes-
sungsämter. Fraglich wäre aber, ob auf
der nationalen Ebene ein sachlich-räum-
liches Konkretheitsniveau gewährleistet
würde, welches auch den Informations-
bedarf regionaler Planungsakteure be-
friedigt. Vieles spricht daher für einen
räumlich abgestuften Aufbau eines Infor-
mationssystems auf nationaler und re-
gionaler Ebene.

Auf Grund der zu erwartenden Kosten
muss der Nutzen einer verbesserten Be-
obachtung urbaner Flächennutzungsdy-
namiken deutlich herausgestellt werden.
Die in diesem Beitrag geführte Diskus-
sion gesellschaftlich relevanter Wirkun-
gen des Sprawl konnte zeigen, dass die
urbane Siedlungs- und Flächennutzungs-
entwicklung in Verdacht steht, erhebli-
che ökologische, ökonomische und so-
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Lage-, Struktur- und
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Nutzungsart Bodeneigenschaften Nutzungsintensität (Dichte) Integration in das
Siedlungsgebiet

Flächengrösse Bodenbedeckung Erschliessungsbedarf Erreichbarkeit

… … … …

… … …

Nutzungsartenrelationen
Bestand an

Erholungsflächen Flächenproduktivität Fragmentierungsgrad

Verstädterungsgrad Verfügbarkeit von
Bodenressourcen Siedlungsdichte Konzentrationsgrad

Mengeneigenschaften Qualitätseigenschaften Effizienzeigenschaften Lage-, Struktur- und
Formeigenschaften

…

Mikroebene – Nutzungsänderungen

Makroebene – Nutzungsmuster

Abb. 3: Sprawl-Indikatoren (beispielhaft) auf
einer Mikro- und Makroebene.



ziale Kosten zu verursachen. Gerade
weil ein gesellschaftlicher Konsens in
der Bewertung des Urban Sprawl aus-
steht, sollte der wissenschaftliche wie
politische Diskurs durch verbessere In-
formationsgrundlagen verbreitert und
vertieft werden.
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L e o n i e  B .  J a n s s e n - J a n s e n

Beyond Sprawl: Principles for Achieving 
More Qualitative Spatial Development

Spatial development instead of spatial

order is now at the top of the Dutch plan-

ning agenda. It is feared that less gov-

ernmental control will result in excessive

sprawl. Methods are being sought to

guide development in ways that guaran-

tee spatial quality. This article proposes a

methodical framework for anti-sprawl

development based on the US growth

management approach. The resulting

strategy includes four implementation

principles that play an important role in

guiding development. First, containment,

aimed at establishing urban growth

boundaries, which can be very helpful in

preventing sprawl. Second, concurrency,

which encourages the establishment of

critical factors for continued growth in a

region and compensates for sprawl-like

developments. The third principle is con-

version, which provides opportunities to

change the spatial composition and to

un-sprawl regions in some ways. Finally,

incentives or ‘carrots’ can function as a

mechanism to stimulate encounters be-

tween regional players and guide them

to preferred development, for example,

investment in mixed-used developments

instead of simple sprawl. In order to be

effective, these principles require a gov-

ernance approach.

1 Introduction
In the latest Dutch report on spatial plan-
ning, the widely known Dutch growth
control policy seems to have been re-
laxed (Ministry of Spatial Planning et al.
2004). Spatial order is no longer the
central issue, it is now spatial develop-
ment, performed by local and regional
players with less central governmental
steering. It is feared that this new devel-
opment planning policy [1] will encour-
age sprawl and in doing so nullify other
objectives in the report that aspire to
greater spatial quality. At the moment,
spatial quality is a very popular concept
in administrative spatial planning circles

in the Netherlands; it concerns sustain-
able development and limited spatial
use.

This reaction indicates the institutional
attitude in the Netherlands that sprawl
does not contribute to spatial quality
and should be prevented [2]. Sprawl is
said to be costly in terms of providing
public infrastructure and services such
as roads, garbage collection, schools
and public transport (see Burchell et al.
1998) [3]. In this respect, the Dutch
idea of concentrated deconcentration is
famous (Ministry of Spatial Planning
1966). Until recently, a strict growth
control policy in the Netherlands has
limited problems of sprawl compared to
countries such as the US. However, the
burden on space is currently perceived
as too high and many Dutch planners,
but also inhabitants, complain about
“white mould,” sprawl-like develop-
ments next to roads and outside the
cities. The Dutch people will not accept
a reduction in the level of prosperity and
thus space has to be created for devel-
opment. There is no question of debat-
ing the importance of growth itself. Eco-
nomic development remains priority
number one. Sprawl is an expression of
this consumer demand. 

Maintaining or even improving spa-
tial quality implies efficient and smarter
land use, in other words: sustainable de-
velopment. In this paper we assume that
some control on spatial development is
preferable to a system without any
guidelines at all. The question is: How to
guide spatial development in such way
that (excessive) sprawl is prevented and
spatial quality is guaranteed? Ideas and
practices from other countries, where a
more market-based approach to plan-
ning is already in place, can provide
valuable reference material for Dutch
and other European planners.

In several US jurisdictions [4], growth
management or smart growth (compact,
planned development within existing ur-
ban boundaries) is seen as a solution to
sprawl. These growth management ex-
periences might be relevant to the recent
Dutch land use concerns. The growth
management model emphasizes a land-
use pattern of compact cities and sub-
urbs surrounded by countryside, which

is primarily devoted to farming, forestry
and open space. Growth management
aims at creating more compact develop-
ment that is cheaper to service, con-
sumes less land and is more attractive
than sprawl (Daniels 2001). As such,
growth management is an interesting
concept, but how can this type of sus-
tainable growth be achieved? The next
section discusses growth management
strategy and deals with some anti-
sprawl growth management principles
that are relevant for Dutch planners. The
demand for regional governance to re-
solve sprawl is also discussed and con-
clusions are drawn.

2 Growth Management Strategy

2.1 Growth Management
as Response to Sprawl
Awareness about the consequences of
sprawl has triggered different responses
such as MILU [5], New Urbanism [6]
and growth management, sometimes
known as “smart growth.” All seek alter-
natives to sprawl by offering mixed-use
and environmentally sensitive develop-
ments. Growth management is about a
more ecological form of development.
Growth management initiatives draw on
the public’s concern about the problem
of sprawl, the loss of open space and
farmland and the lack of cohesion be-
tween land use and transportation poli-
cies. Growth management can be ap-
plied in rural, suburban and urban con-
ditions. In rural areas, it means cluster-
ing more development into villages, in
suburban areas it means creating com-
plete, mixed-use, walkable communities
(see footnote [6]) and in urban areas,
the emphasis is on compact develop-
ment and restructuring (Litman 2004).
Smart growth is the conceptual succes-
sor of growth management and can be
typified as one of the stages in growth
management (Janssen-Jansen 2001),
with some different accents due to dif-
ferent settings and changing ideas.

The most important assumption in
smart growth or growth management is
“growth” itself. An increasing popula-
tion is developing continuously and this
requires more space for economic de-
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velopment, more houses and more infra-
structure. “Smart” refers to how this
growth should be managed in space.
Concepts originating in the US about
managing growth can be seen as um-
brella concepts covering several Ameri-
can methods, plans and regulations to
control urban economic growth and to
counter sprawl. Smart growth is a strat-
egy that combines the development and
maintenance of an area and it focuses
on quality improvements in that region.
It represents current best practices and
doctrines in spatial planning in a re-
gional context (Stein 1993; Knaap
2001; Gainsborough 2000). In the
United States, growth management leg-
islation is commonly adopted in regions
under great developmental pressure
such as Florida, California and Oregon. 

Much has been said about this strat-
egy and about whether Dutch planners
can learn from it or whether American
planners should learn from the Dutch.
Some authors argue that growth man-
agement is a policy of growth control,
which leans towards European-style
planning (Needham and Faludi 1999;
Evers et al. 2000). They believe that
American planners can and should learn
from their European counterparts, how-
ever, scepticism about liberal growth
management continues to dominate.

In my opinion, opponents to growth
management as practiced in the US
have insufficient appreciation of the rel-
evant innovations from which Euro-
peans can learn, such as concurrency
(Kreukels 1996; Puijn 2001; Sietsma
2000). Growth management has many
facets (Janssen-Jansen 2001) that might
help clarify the many different points of
view. The attention being paid to the
concept clearly shows that growth man-
agement is an innovative planning con-
cept. Some elements of this US planning
method might be of interest to Dutch and
other European planners, even though
the nature of the American and Dutch
planning systems is quite different. From
a structured point of view, the emphasis
on financial and operational agree-
ments makes the strategy interesting for
the Netherlands, where these American
instrumental features play an increasing
role in area developments. In the next

paragraph some growth management
principles are discussed that should re-
sult in smarter developments with less
sprawl.

2.2 Growth Management Principles
In my research I distinguish nine princi-
ples within the growth management
strategy, the nine “C”s: comprehensive
planning, consistency, coordination, co-
operation, collaboration, containment,
conversion, concurrency and “carrots”
(i.e., incentives) (Richardson et al. 2002;
APA 2002; Janssen-Jansen 2004). The
first five principles are summarized be-
low, and the importance of these will be-
come clear in the next section when we
discuss the application of the implemen-
tation principles. These are the last four
principles and they will be dealt with ex-
tensively in this article. These principles
should be considered as summaries of
growth management initiatives. There is
seldom a case where all these elements
are present.

In the US, most states where growth
management has been adopted have a
comprehensive plan at the state level
and this functions as an umbrella for lo-
cal initiatives. It represents the basis of
the state’s growth management ap-
proach. It is about compact and mixed-
use developments, with a balance be-
tween housing, working, services and
an optimal use of the existing infrastruc-
ture. Plans must be consistent with the
comprehensive plan (vertical consis-
tency), but also with other regional
plans (horizontal consistency). Internal
consistency is important to avoid con-
flicts within a plan; external consistency
guarantees the implementation of the
plan with the necessary instruments. To
ensure sufficient consistency, coordina-
tion is required between local and state-
level government bodies. Top-down con-
ditions, guidelines and requirements
can push developments in certain direc-
tions. 

Cooperation is another important
principle in these developments. Local
government units should cooperate in
trans-local alliances when dealing with
strategic development issues. This coop-
eration should be in balance with simul-
taneous competition among the local

players, which will result in a “coopeti-
tion” situation, where cooperation and
competition coexist. Governments are
not only mutually dependent, but their
regional dependency expands into the
market and into civil society. This is a
very important fact. Thus, growth man-
agement demands collaboration be-
tween all regional players in the public
and private sectors. The implementation
of collaboration can be stimulated by
the four implementation principles: con-
tainment, concurrency, conversion and
“carrots.”

2.2.1 Containment
Containment is aimed at establishing
boundaries at the national, state or re-
gional level, which can be very helpful
in preventing sprawl. Green boundaries
can protect vulnerable nature areas and
red boundaries, or urban growth bound-
aries (UGB) can contain urbanization. A
well-known example among planners is
the UGB of Portland, Oregon. Develop-
ments are concentrated in the contained
area by preventing the extension of ur-
ban facilities into the rural countryside
and by restricting actual density. Be-
sides preventing sprawl, growth bound-
aries can stimulate urban restructuring
due to land shortage. 

In this respect, there are also two po-
tential drawbacks to urban growth
boundaries: affordable housing and
constrained sprawl. By limiting the sup-
ply of building land, an urban growth
boundary could drive up the price of
land and housing. In addition, good ur-
ban design within the boundaries that
emphasizes human-scale development,
green spaces, mass transit and a pedes-
trian orientation would be needed to
make living inside a growth boundary
attractive. Otherwise, without design
guidelines, growth within the boundary
could be a constrained version of the
usual uninspiring residential and com-
mercial sprawl (Daniels 2001:273). In
the US, containment also results in the
practice of counties purposely creating
jobs without enough (affordable) hous-
ing to match [7]. Sprawl and heavy
commuting is the result. This affordable
housing problem can be responded to
by “fair-share” housing legislation that
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requires cities and suburbs to provide
affordable housing (Daniels 2001;
Porter 1997). For example, in Oregon
and Washington, local governments
must accommodate their share of
growth and have their plans approved
by a state agency (Knaap 2004). This
corresponds to the concurrency princi-
ple (see below).

Containment should not be ap-
proached too literally. Qualitative con-
tainment is preferable, because devel-
opments on the margins of a contained
area can be very valuable. As such,
containment is subject to quality condi-
tions and connected to the concurrency
and conversion principles.

2.2.2 Concurrency
Better qualitative development is a con-
currency challenge. Using the concur-
rency principle, developments can be
redirected. Agreed developments will
be of a higher quality and this will com-
pensate for sprawl-like developments.
Concurrency requirements are about the
establishment of critical factors for con-
tinued growth in the region. For exam-
ple, in Florida, developments are not
permitted if they reduce services below
certain levels, for example, through
changes to infrastructure. New develop-
ments should pay for themselves via a
“pay as you grow” system (Kreukels
1996:15). This capacity planning
places the responsibility on regional de-
velopers and results in greater compli-
ance than the imposition of impact fees.
In the concurrency principle, the finan-
cial agreements made are formalized
and therefore give a guarantee for the
long-term implementation of the plans
established under growth management
principles.

Impact fees mean that developers only
pay for the negative consequences to
the environment, but are not involved in
finding sustainable solutions. Portland,
Oregon and the State of Florida are the
areas that have implemented such finan-
cial anti-sprawl principles to the greatest
extent. New developments are prefer-
ably realized at sites where the use of
existing public facilities and services
can be optimized. The concurrency prin-
ciple encourages the restructuring of ob-

solete housing and business areas and
discourages greenfield developments.
In the Netherlands, there has hardly
been any experience with concurrency
yet.

There are potential drawbacks associ-
ated with the implementation of concur-
rency; which are a delay in getting de-
velopments started and the reduction of
the standards of local services. Another
unwanted effect could be that the con-
currency principle limits economic
growth because a development intro-
duces an imbalance into the high qual-
ity and standards of service levels. Fur-
thermore, too much emphasis on infra-
structure can result in sprawl and corri-
dors. Congestion in the cities is then pre-
vented, but at a high cost (Wegewijs
2000:43). As already mentioned, this
requires consistency in planning and
use of the implementation principles.

2.2.3 Conversion
Conversion is a third principle for
achieving long-term ecological and eco-
nomic goals. Using a system of transfer-
able development rights (TDR) vulnera-
ble areas, the so-called “sending ar-
eas,” can be protected from sprawl. The
owners of property rights who lose
value as a result of zoning or contain-
ment within green boundaries because
potential development revenues are lost,
can be compensated at another location
(MacHemer and Kaplowitz 2002).
These “receiving areas” should be de-
veloped properly in order to prevent
sprawl. US planning practice has
achieved some interesting results with
this type of conversion (Kreukels and
Van Vliet 2001; MacHemer et al.
2000). For example, in greater Port-
land, Oregon, an attempt to minimize
sprawl has been made by developing
reliable mass transit services which are
linked to compact, mixed-use develop-
ments. A TDR program provides oppor-
tunities to change the spatial composi-
tion and to un-sprawl regions in some
ways. Thus, to gain more spatial quality,
the opposite of mixed-use planning, sin-
gle-use planning must be realized in the
countryside. In the Netherlands, this is
referred to as “red for green” develop-
ment. 

“Space for space” (Ruimte voor
Ruimte) is the name of one of the most
extensive and innovative “red for
green” projects in the Netherlands. The
realization of this project in the province
of North Brabant in southern Holland is
an example of development planning in
the agricultural sector. The project ob-
jective is to achieve a better qualitative
arrangement between built-up and
countryside areas via a system of trans-
ferable development rights. The cost of
demolishing the existing stables is being
financed by building expensive build-
ings on large parcels. The project was
actuated by the EU directive that the
Netherlands had to meet new nitrate
guidelines. The regional spatial per-
spective is coupled to the environmental
perspective: to un-sprawl the country-
side, the sending area.

The locations where the stables stood
are generally unfit for new farming ac-
tivities. In this case, the conversion prin-
ciple is coupled to containment, be-
cause green boundaries define where
building is not permitted, for example,
in the main ecological zones (EHS). This
provides the opportunity to realize the
“space for space” parcels on more spa-
tially desirable lots, located in or at the
border of already urbanized areas and
not in areas where the natural flora and
fauna is both vulnerable and valuable.
Concentrating the receiving areas aims
at preventing sprawl. Furthermore, the
supply of desirable large buildings at lo-
cations near existing urbanization re-
duces pressure on space. When only
the requirements of the receiving area
are stated, and not the locations them-
selves, conversion can be achieved by
loose zoning. The regional conversion
process in Brabant is regulated by a
TDR bank, which was founded in 2001.
The bank is a public-private venture. The
disincentives, or “negative carrots” in
terms of EU fines, have triggered the
process. This regional planning process
lacks the concurrency principle. Re-
search has shown the conversion princi-
ple of “space for space” results in actual
spatial improvement of the countryside
and as such contributes, partially, to the
intended return of spatial quality (Mul-
ders 2003).
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2.2.4 Carrots
Carrots, or incentives, can function as a
mechanism to stimulate encounters be-
tween regional players and to guide
them to preferred developments, for ex-
ample, to invest in mixed-use develop-
ments instead of simply sprawling out
(RPD 2000; Kreukels and Van Vliet
2001). These incentives cannot only
play a role at a regional level but also at
a national, state or even supranational
level. In the US, states have to fulfil fed-
eral requirements in order to receive
grants. For example, in the air quality
domain, states are obliged to take traf-
fic reduction measures before new fed-
eral transport dollars are invested. Car-
rots at a federal level are often in the en-
vironmental realm. Carrots at a regional
level are more often in the development
domain, and are usually financial, but a
density bonus is also possible. For ex-
ample, in exchange for more sustain-
able development, a developer is al-
lowed to build in higher densities. It is
also possible to seduce developers into
doing clustered development by giving
them development rights in other areas
as well. Incentives such as discounts on
impact fees if a developer contributes to
public space can also function as car-
rots. “Negative carrots” or “clubs,” for
example, impact fees, can also guide
developments, see the above-mentioned
“space for space” case.

These growth management implemen-
tation principles can play an important
role in guiding development. The role of
regional trade-offs will become more im-
portant because the principles of con-
version and containment imply some
kind of regional redistribution. The next
section discusses the demand for re-
gional governance in order to avoid in-
creasing sprawl. 

3 Resolving Sprawl Requires
Regional Governance

3.1 Goals and Questions
The main goal of spatial planning in the
Netherlands is to achieve greater qual-
ity without losing or weakening the eco-
nomic position. The main question is
how to realize the collective action nec-

essary to achieve that goal. Growth
management strategy does this with co-
ordination, cooperation and collabora-
tion. Each of the implementation princi-
ples discussed above requires these
governance-like elements.

In the US, the many small local gov-
ernment units, who are often reluctant to
cooperate, are a contributory factor to
sprawl. One reason is that local govern-
ments rely heavily upon local property
taxes and hence compete for develop-
ment that will expand the tax base. The
outcome is often uncoordinated land-use
planning and regional sprawl (Daniels
2001:273). In the Netherlands, there is
far less competition for taxes, but coop-
eration is also difficult. Collaboration
with societal and market players is still
in its infancy. Coordination structures
are tight, but are aimed at conservation
instead of development.

However, many land-use and infra-
structure issues transcend individual city,
suburban and county boundaries. Trans-
portation, refuse, sewers and water
pipelines, and future growth are all is-
sues that point to the need for regional
responses. Growth management recog-
nizes that the regional planning scale is
of crucial importance in balancing in-
tensive and extensive development. Cur-
rent development planning policy in the
Netherlands delegates more responsibil-
ity to regional players, the provinces,
municipalities and private partners.
Planning at government level has been
abandoned and regional governance
approaches are being stimulated. How-
ever, a policy to guarantee that these
implementation principles are used has
not yet been realized. What is likely to
hinder this? And what other elements
are required for a regional governance
model in the Netherlands?

3.2 Towards More 
Regional Governance Structures
Growth management implies growth in
some places and non-growth in others.
Using containment and conversion, as
well as carrots and concurrency, spatial
arrangements between areas of built-up
land and the countryside are changing.
This should result in improved spatial
quality.

Non-sprawl or concentrated develop-
ment will have winners and losers. In a
growth situation where even losers can
gain, distribution of growth is difficult,
but negotiable because win-win situa-
tions are possible. In a thinning metrop-
olis, where some communities attract
growth and others lose it, finding com-
mon ground concerning growth and re-
lated service issues is far more difficult.
The zero sum syndromes in which one
party’s gain is (perceived to be) an-
other’s loss is more acute. As a conse-
quence, rather than adopting a “we’re
all in it together” attitude, a thinning re-
gion may confront its partners with the
attitude, “we have nothing in common,”
which may hamper regional progress
(Foster 2000). A solution has to be
sought for this imbalance in develop-
ment if greater regional governance is
to be achieved. Implementation princi-
ples such as “carrots,” concurrency,
conversion and containment have to be
accompanied by some kind of spatial
redistribution, otherwise, no regional
trade-offs will be possible. Higher levels
of government should coordinate such
regional redistribution [8]. Until now, lit-
tle experience has been gained with
these financial instruments and further
experimentation is needed.

For the Netherlands, increased decen-
tralization will require sufficient financial
autonomy at a local or regional level. At
present, fiscal centralism hinders re-
gional governance. Regional govern-
ments are highly dependent on the na-
tional government. With greater local
autonomy, identification with the region
will increase and when players can iden-
tify more closely with their region, they
are more likely to cooperate, even at
higher costs (Innes and Booher 2000),
another example of “coopetition.”

Trust, social interaction and leader-
ship are also important factors for
achieving regional governance. Further-
more, this will facilitate possible re-
gional financial equalization. Empirical
evidence shows that bottom-up coopera-
tion is the strongest. In practice, we of-
ten see that regional cooperation is stim-
ulated when the authorities involved re-
alize that this also means financial ben-
efits for their own region. This offers op-
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portunities to stimulate cooperation with
carrots.

In the Netherlands, as already men-
tioned, the provincial level of govern-
ment is the most obvious candidate to
guide smarter growth with (financial) in-
centives and disincentives. The national
government can also steer and coordi-
nate using such incentives; its role will no
longer focus on leading development but
more on facilitating it. Local government
is therefore the proper level for coordi-
nating local development in dialogue
with neighboring authorities and re-
gional partners from the civil and private
sectors, within the framework of top-
down possibilities given the regional dif-
ferentiated conditions. Only in instances
where national and international inter-
ests dominate, should national or supra-
national governments be involved. 

3.3 Negotiation Planning
In order to practize smart planning and
to prevent sprawl, authorities at all lev-
els will have to be committed to this type
of development in favor of greenfield
developments. This implies that negotia-
tions about these issues should be or-
ganized in a regional, collaborative
context, between the stakeholders in the
private and public sectors. Adherence
to the concurrency principle makes
these negotiations in governance
processes obligatory.

The stakeholders approach dominates
this kind of collaborative strategic plan-
ning. Until now, in the Netherlands fear
of the market and the consequent denial
of market forces have meant that central
government has been responsible for all
detailed plans. The realization that the
involvement of the market in regional
development should no longer be neg-
lected has been a major starting point
for the negotiating and governance
model. Instead of neglecting the market,
it is important to condition and chal-
lenge it to develop in the least sprawling
way possible. The real estate sector,
and the infrastructure and construction
sectors, should be more involved in and
take more responsibility for the strategic
issues of planning and land policy. Gov-
ernment should become an active mar-
ket player in the planning game instead

of denying market forces and thus miss-
ing the whole development train. Gov-
ernment should also try to guide private
developments in a more qualitative way
with less sprawl. Incentives and concur-
rency requirements may well be useful
guidance tools to be used in combina-
tion with the transfer of development
rights and growth boundaries. This lat-
ter instrument transforms planning into a
modern operational system.

4 Conclusion
Regional cooperation is needed to pre-
vent sprawl. National or state govern-
ments should stimulate regional cooper-
ation with “carrots” and guide develop-
ments with conversion, concurrency and
containment instruments in order to pre-
vent sprawl and realize qualitatively
better spatial arrangements. Intermedi-
ate level governments should coordinate
regional initiatives with these conditions
and incentives in mind. In this way, a
more quality-oriented developmental
planning policy can be achieved result-
ing in less sprawl.

The role of the private sector should
be properly recognized in this. In the
Netherlands, this does not mean that the
role of the government will disappear,
but it will shift to a positive steering and
conditioning role from the traditional
more prohibiting one. The implementa-
tion principles suggested in this article
will add value to the proposed develop-
mental planning policy. Starting devel-
opment planning policy does not neces-
sarily mean liberating development.
Conditioned development is necessary
to avoid and resolve sprawl.

Putting these implementation principles
in place requires changes in attitude and
policies from all layers of government
and the private sector. At the moment, fi-
nancial and national dependency is too
great. More financial autonomy at local
and regional levels is necessary, together
with a system of regional redistribution,
regional ground exploitation calculations
and regional cost recovery. But most im-
portantly, the regional players should
convince themselves and their partners
that they are responsible for the well-be-
ing of the regional space and regional

spatial quality. They themselves are re-
sponsible, not someone or something
else somewhere in the multi-level and
multi-agency network. The problem of
sprawl is in the regional domain and
should be resolved with all regional play-
ers in a combined governance process.
Sprawl within a region should be un-
sprawled by that region.

Notes

[1] In Dutch: Ontwikkelingsplanologie.
[2] Research has shown that this anti-sprawl
norm also plays a role in Germany (Sellers
2002). In France and the US, there is less em-
phasis on avoiding sprawl.
[3] However, the costs and benefits of spatial
use, whether sprawl or consolidated devel-
opments, are very difficult to express (Litman
2003; Knaap 2003; Cox and Utt 2004). 
[4] However, the majority of US jurisdictions
are not engaged in growth management.
[5] MILU strategies (multiple intensive land
use) attempt to promote less sprawl and a
more sustainable form of human settlement,
decreasing pressure on the natural environ-
ment by intensifying the form of urban devel-
opment. The major strategies of MILU are to
increase density, mix or combine land uses,
use the third dimension to build higher and
lower levels of use and to facilitate different
uses of the same land at different times
(fourth dimension) (Laswick 2003:27). 
[6] New Urbanism is an urban design move-
ment that burst onto the scene in the late
1980s and early 1990s. New Urbanists aim
to reform all aspects of real estate develop-
ment. Their work addresses the environmen-
tal consequences of sprawl at a micro-level:
high density, mixed use, pedestrian-friendly
neighborhoods. New Urbanism affects re-
gional and local plans. New Urbanists are
involved in new developments, urban retro-
fits, and suburban in-fill. In all cases, New Ur-
banist neighborhoods are walkable, and
contain a diverse range of housing and jobs.
New Urbanists support regional planning for
open space, appropriate architecture and
planning, and the balanced development of
jobs and housing. They believe these strate-
gies are the best way to reduce the time spent
in traffic, to increase the supply of affordable
housing, and to rein in urban sprawl. Many
other issues, such as historic restoration, safe
streets, and green building are also covered
in New Urbanism (see www.cnu.org).
[7] The deliberate creation of this imbalance
in a region can be explained by the US tax
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and services system. Offices do not use serv-
ices, but offer employment and generate
taxes. Houses are less attractive because
services have to be provided. Thus, the rev-
enue for a municipality from houses is far less
than that from commercial buildings. The bur-
den of these policies, sprawl, is placed on
neighboring municipalities.
[8] In the Netherlands, national redistribution
of financial resources is quite extreme when
compared to other countries. Only about
16% of a municipality’s income comes from
local sources. A more regional redistribution
requires a larger degree of local autonomy,
as well as a certain degree of national redis-
tribution.
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A r t h u r  C .  N e l s o n ,  T h o m a s  W.  S a n c h e z

The Effectiveness of Urban Containment Regimes 
in Reducing Exurban Sprawl

During the 1990s, the exurban landscape

grew faster and added more people than

urban, suburban, and rural landscapes.

In many respects, exurbanization is the

quintessential representation of urban

sprawl and the problems it poses. More

than 100 metropolitan areas across the

US attempt to manage exurbanization

through various forms of urban contain-

ment at regional or subregional scales. In

this article, we assess the extent to which

urban containment is effective in manag-

ing exurban sprawl in the 35 largest met-

ropolitan areas in the US.

Through simple cross-section analysis,

we found that relative to metropolitan ar-

eas without urban containment, those

pursuing “strong” containment efforts

performed best in reducing exurbaniza-

tion. Strong containment programs are

those that direct urban development into

areas defined by urban containment

boundaries and restrict development out-

side the boundaries. Metropolitan areas

with “natural” containment, i.e., where

development is constrained because of

oceans, mountains, public ownership,

and water supply, did not perform as

well but saw less exurbanization than

noncontained metropolitan areas. Least

effective relative to other forms of con-

tainment were metropolitan areas with

weak containment efforts, principally be-

cause such approaches do not substan-

tially restrict development outside con-

tainment boundaries. Strong urban con-

tainment appears to be effective in reign-

ing in exurban sprawl but without appar-

ently dampening population growth gen-

erally.

Introduction
In 1955, Auguste Spectorsky wrote
about The Exurbanites, whom he ob-
served while traveling by train from
Connecticut and western New Jersey

(and even eastern Pennsylvania) to
Manhattan. Where they lived was not in
the cities, nor in the newly formed sub-
urbs of Long Island and eastern New
Jersey, and not really in any rural land-
scape. They lived beyond the suburbs –
the exurbs as he called them.

Half a century later, we find Spec-
torsky’s exurbia to be a complex land-
scape composed of small towns, very
low density subdivisions, estates and
manufactured homes, and farms (Davis
et al. 1994). We also find a new breed
of exurbanites – those willing to com-
mute vast distances in their car whether
or not rail service is available. We find
that the process of exurbanization has
become perhaps the most pernicious
form of urban sprawl (Sanchez and Nel-
son 1997; Nelson and Sanchez 1999).
Exurban development converts active
farms and forests into low density land
uses. It typically generates fewer local
government revenues than it costs to
serve (Burchell et al. 2002). At the same
time, it exacerbates transportation sys-
tems since densities are too low for any-
thing but the automobile, especially sin-
gle occupant vehicle trips. By extension,
exurbanization generates perhaps the
highest air pollution emissions per
capita of any other landscape, although
further research is needed to show this.

Despite the problems it poses for open
space preservation, public services, 
fiscal impacts, air quality, and trans-
portation systems, exurbia was one of
the fastest growing landscape in the
1980s (Nelson 1992a, b; Nelson and
Sanchez 1997). Exurban areas ac-
counted for nearly one-fifth of all new
population, second only to large urban
counties (such as Los Angeles). At
11.5% growth, exurban counties were
second only to suburban counties in the
pace of growth.

In the 1990s, however, exurbia bur-
geoned – growing faster (17.8%) and
adding more people (10 million) than
any other landscape, and absorbing
nearly a third (31.8%) of the new popu-
lation. By any measure, exurbia now
dominates American growth. But not
everywhere – even where one would ex-
pect it – as will be seen. 

This article reviews one way in which

exurbanization can be slowed, that is,
urban containment, and provides statis-
tical evidence to this effect. The article
then concludes with some speculation
on the long term benefits of urban con-
tainment in slowing exurbanization and
also discusses the need for systematic
research into the impacts of exurbaniza-
tion.

Using Urban Containment 
to Lasso Exurban Sprawl
In response to development patterns
leading to what may be termed “urban
sprawl,” dozens of local, regional, and
state governments in the US have em-
barked on “urban containment.” At its
heart, urban containment aims to syn-
chronize key public facilities with urban
development pressures, preserve open
spaces, and facilitate development in
ways that preserves public goods, mini-
mizes public costs, and accounts for de-
velopment impacts by those who cause
them (Nelson and Duncan 1995; Nel-
son and Dawkins 2002). We refer the
reader to Nelson and Dawkins (2002)
for a review of how urban containment
works and how it varies in application
across the United States. Of interest
here is how it may be used to reign in
exurban sprawl.

One of the cornerstones of urban con-
tainment is limiting development beyond
an urban containment boundary such as
an urban growth boundary, urban serv-
ice limit, or (in the UK) urban growth
stopline (see Easley 1992). This devel-
opment is restricted in one of two princi-
pal ways. First and foremost in all con-
tainment schemes are preventing the 
extension of urban facilities into the 
rural countryside, especially wastewater
treatment provided via sanitary sewers.
This restriction is sometimes but not al-
ways extended to public water systems.

The second and more difficult way 
is restricting actual density. In the Twin
Cities (Minneapolis/St. Paul, Minneso-
ta), minimum lot size restrictions do not
discourage low density urban develop-
ment since lot sizes can range from 
one to five acres on septic systems with
or without public water. Such small
acreage development is perhaps the
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most pernicious of all forms of urban
sprawl since it consumes land at a very
rapid pace, removes land from a variety
of open space uses, signals to farmers
impending conversion to development,
and exacerbates efficient provision of
services (Nelson 1999). We call this
“weak” containment. At the other ex-
treme is metropolitan Portland, Oregon,
where development outside urban
growth boundaries (UGBs) occurs only
in “exception” areas (i.e., areas ex-
cepted from strict application of farm
and forest use policies because they are
already built or committed to low den-
sity uses) or in farms and forests where
needed to manage a commercial-scale
operation (which can range from about
20 acres for high-intensity nurseries to
160 acres for timber production). We
call this “strong” containment. 

Urban containment can also occur be-
cause of natural conditions. Honolulu,
Hawaii, comes to mind since the city
has virtually nowhere to go. On the
mainland, perhaps Los Angeles is the
best example of natural containment
since an ocean, mountain ranges, and
federally-owned desert hem develop-
ment in. Phoenix, Arizona, can also be
considered naturally contained because
individual water wells are not finan-
cially feasible and government agencies
own a majority of the land around that
metropolitan area.

Thus our general question is: Does ur-
ban containment slow the pace of exur-
ban sprawl? More interesting, Do differ-
ent forms of containment have different
effects on exurban development?

Research Design and Method
We apply these questions to the 35
largest metropolitan statistical areas
(MSAs) as ranked by the US Census Bu-
reau. We measured exurbanization dif-
ferently than our prior work that meas-
ured changes in development patterns
based on counties. The research ques-
tions posed here require a finer grain of
geographic resolution. After all, how
can we measure exurbanization in San
Bernardino County, California, which
has decidedly urban, suburban, exur-
ban, and rural development – and is

larger than most New England states?
Our solution is to measure change in
census block group population density
over time – particularly change in urban
classification status. To do this, we first
classified all census block groups in se-
lected metropolitan areas as urban, sub-
urban, exurban, or rural based on cer-
tain residential density ranges. Consis-
tent with the Census, we classify as “ur-
ban” areas that have 1,000 or more
people per square mile. Based on prior
conceptual work by Lang (1986) and
Nelson (1992a,b), we classify as “ex-
urban” census tracts with a density rang-
ing from 300 to 999 persons per square
mile. At 2.5 persons per household this
implies 120 homes per square mile or
an average of slightly more than 5 acres
per home – clearly consistent with views
on what constitutes urban-oriented rural
residential densities (see also Daniels
1999). We consider block groups with
densities over 1,000 persons per
square mile as “suburban” (combined
with urban category) and those with
fewer than 300 persons per square
mile.

Only about a third of metropolitan ar-
eas analyzed utilize some type of urban
containment strategy. Los Angeles, Las
Vegas, and Phoenix are naturally con-
tained. We say “naturally” because in
the case of Los Angeles oceans and
mountains rising to more than 10,000
feet hem development into a basin. [1]
Las Vegas and Phoenix are naturally
contained because of public ownership
of vast amounts of land around them,
and water that is expensive to acquire,
treat, and distribute. Three other metro-
politan areas are weakly contained –
Orlando, San Francisco, and the Twin
Cities – because low density exurban
development is not only possible but in
some respects facilitated by land use
regulation. Five metropolitan areas are
strongly contained – Miami, Portland,
Sacramento, San Diego, and Seattle –
because low density exurban develop-
ment is simply not allowed outside con-
tainment boundaries except in isolated
locations. It is interesting to note that
among the top 10 fastest growing met-
ropolitan areas (in terms of population
size), half have some sort of contain-

ment and half do not. Among the bottom
10 in growth rates, only one has some
form of containment and all the rest do
not. It seems sensible that containment is
more likely to be used where growth oc-
curs and not where growth does not.

In any analysis of the sort we are con-
ducting, namely comparing changes in
outcomes over time between different
regimes of metropolitan growth man-
agement, one must be cognizant of eco-
logical fallacy – that is, are changes at-
tributable to something other than that
which is being measured? There is little
absolute certainty of avoiding this, but
we can start with estimating the statisti-
cal relationship between growth rate
and containment regimes. In the model:

P = ƒ(N,W,S)
where P % population change 

1990–2000,
N natural containment,
W weak containment,
S strong containment,

and where the independent variables
(binary) are types of containment, the
null hypothesis is no statistically signifi-
cant association between metropolitan
population growth and containment
type – or at least containment driven by
explicit policy. If the null hypothesis is re-
jected, we might be concerned that con-
tainment is influenced by growth or vice
versa, and that more complex interac-
tions between growth and policies need
to be explored. In the ordinary least
squares regression of the model, we
find:

P = 0.136 + 0.323N(0.088) +
0.057W(0.088) + 0.056S(0.070)

where standard errors are in parenthe-
ses. The coefficient of determination is
modest at 0.24, meaning that 76 per-
cent of the variation in percent popula-
tion chance is attributable to factors
other than those represented in the
model. Among the independent vari-
ables, only natural containment is statis-
tically significant at conventional levels
(for N = p<0.05). This simple test sug-
gests that at least among the policy-
driven containment variables there is no
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association between growth and con-
tainment. Although we do find an asso-
ciation with respect to natural contain-
ment, we surmise that while this form of
containment may influence growth per
se, it is nonetheless not influenced by ex-
plicit containment policy.

Urbanized Land Density Change
Table 1 shows change in population
density of urbanized land. If contain-
ment is effective, we would expect to
see higher urbanized land densities
over time relative to noncontainment.
This appears to be confirmed in Table 1
where among the 10 fastest growing

metropolitan areas, 8 are contained
somehow and half are contained be-
cause of weak or strong policies. By
substituting urbanized land density
change for population change in the
general model above we have the fol-
lowing regression equation:

U = -0.03 + 0.16N(0.04) +
0.08W(0.04) + 0.10S(0.03)

where U % urbanized land density
change 1990–2000

and where all forms of containment are
statistically significant at conventional
levels (for N, W and S = p<0.05) and

the coefficient of determination is 0.49.
Put differently, relative to metropolitan
areas without containment, urban con-
tainment whether natural or driven by
policy increases urbanized land density.
This simple test suggests that all forms of
containment including, notably, policy-
driven containment is associated with in-
creasing density of urbanized land over
time for the selected metropolitan areas.

Exurbanized Land Change
Only three metros saw an overall reduc-
tion in exurbanized land from 1990 to
2000: Miami, Portland, and New Or-
leans. Two have containment and one
does not. Indeed, of the 10 metropolitan
areas with the least change in exurban-
ized land, only four have some form of
containment. Is there a statistically sig-
nificant association between change in
exurbanized land over time and the
presence of containment? This question
is answered in a regression equation by
substituting exurbanized land density
change for population change in the
general model above. The following re-
gression equation results:

E = 0.23 + 0.42N(0.12) +
0.01W(0.12) - 0.20S(0.09)

where E % exurbanized land
change 1990–2000

and where natural and strong contain-
ment are statistically significant at con-
ventional levels (for N and S = p<0.05)
but weak is not, and the coefficient of
determination is 0.39.

These results are interesting. Relative
to noncontainment, weak containment is
seen to have no statistically significant
association with change in exurbanized
land but natural containment is posi-
tively associated while strong contain-
ment is negatively associated. The ex-
ample of weak containment given
above with respect to the Twin Cities
can help explain the ambiguous rela-
tionship between it and the change in
exurbanized land. Natural containment
does not include policies that reinforce
containment so one could expect no im-
pedance to the conversion of land from
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MSA/PMSA Containment
1990 Density
(persons/sq.mi.)

2000 Density
(persons/sq.mi.) Percent

Las Vegas Natural 4,491 5,461 21.6 %
Los Angeles Natural 7,405 8,164 10.3 %
Orlando Weak 2,523 2,760 9.4 %
Seattle Strong 3,576 3,902 9.1 %
Houston None 3,569 3,856 8.0 %
Portland, OR Strong 3,516 3,799 8.0 %
San Francisco Weak 7,359 7,945 8.0 %
Phoenix Natural 4,036 4,300 6.6 %
San Diego Strong 4,836 5,152 6.5 %
Atlanta None 2,316 2,463 6.4 %
Miami Strong 5,653 6,002 6.2 %
Denver None 4,274 4,491 5.1 %
New York None 16,155 16,963 5.0 %
Sacramento Strong 4,077 4,190 2.8 %
Dallas None 3,816 3,909 2.4 %
Salt Lake City None 3,822 3,905 2.2 %
Washington, DC None 4,075 4,163 2.2 %
Norfolk None 3,288 3,293 0.1 %
San Antonio None 3,740 3,721 –0.5 %
Boston None 4,034 3,896 –3.4 %
Chicago None 6,384 6,139 –3.8 %
Minneapolis Weak 3,304 3,168 –4.1 %
Tampa None 3,155 3,019 –4.3 %
Philadelphia None 4,456 4,220 –5.3 %
Charlotte None 2,345 2,207 –5.9 %
Pittsburgh None 3,419 3,205 –6.3 %
New Orleans None 4,923 4,591 –6.7 %
Kansas City None 3,111 2,881 –7.4 %
Columbus None 3,779 3,482 –7.9 %
Detroit None 4,072 3,737 –8.2 %
Indianapolis None 2,998 2,744 –8.5 %
St. Louis None 3,345 3,059 –8.6 %
Cincinnati None 3,325 2,995 –9.9 %
Cleveland None 4,197 3,767 –10.2 %
Milwaukee None 4,315 3,698 –14.3 %

Tab. 1: Urbanized land density change by
rank.



rural to exurban uses. In all three cases
where natural containment is present,
Las Vegas, Los Angeles, and Phoenix,
there are few policies regulating devel-
opment beyond the read of urban serv-
ices and in fact because those areas are
growing so rapidly one may expect a
certain amount of development to seek
unregulated landscapes even if they
may be more expensive to serve for lack
of sanitary sewers and public water. In
addition, the base of exurbanized land
among these metropolitan areas was
small in 1990 relative to others – so a
small change in the amount of land ex-
urbanized can appear as a largest per-
centage change. In contrast, relative to
noncontainment, strong containment is
associated with lower levels of change
in exurbanized land. This is consistent
with expectations that rigorous regula-
tion of land outside containment bound-
aries should make exurban land less at-
tractive for development.

Exurbanized and Urbanized Land
Population Density Change
Indeed, of the 12 metropolitan areas ex-
periencing the greatest increase in com-
bined density, all but two have some
form of containment. We estimate the
statistical association between contain-
ment of all forms and change in com-
bined population density by adapting
the general model described above to
yield the following regression equation:

E + U = -0.04 + 0.10N(0.03) +
0.06W(0.03) + 0.13S(0.03)

where all forms of containment are sta-
tistically significant at conventional lev-
els (for N, W and S = p<0.05), and the
coefficient of determination is 0.53.

These results are also interesting.
Weak containment is seen to have the
smallest coefficient with respect to
change in combined population density
with natural containment being second.
Strong containment has the largest coef-
ficient with respect to combine density
change. The outcomes in these regards
are consistent with a priori expectations
of the magnitude differences in associa-
tions.

Review and Implications
Among the 35 metropolitan areas ana-
lyzed here, about a third have some form
of land use policy containing the out-
ward expansion of growth around them.
Three are naturally contained because of
oceans, mountains, public ownership,
and water constraints. Three others con-
tain urban development but allow low
density exurban development outside
containment lines. Five contain direct
growth into areas contained by bound-
aries and limit low density exurban
growth beyond. The remaining 24 met-
ropolitan areas do not explicitly contain
urban development and ostensibly allow
if not encourage exurban development.

Statistical analysis shows no signifi-
cant association between population
growth and policy-driven urban contain-
ment. This implies that containment per
se does not impair growth at least with
respect to noncontainment. Indeed, sta-
tistical analysis shows that naturally con-
tained metropolitan areas grew faster
than noncontained metropolitan areas.
We cannot say that containment accel-
erates growth, but we may be able to
say that it does not impede it. This is im-
portant because it answers those critics
who argue that containment policies will
constrain land supply, thus stifling
growth and economic development.

Containment of all types appears to
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Metropolitan Area Containment 1990 Exurban 2000 Exurban Percent

Miami Strong 113.0 77.0 –31.9 %
Portland, OR Strong 273.9 265.8 –3.0 %
New Orleans None 178.4 173.3 –2.9 %
St. Louis None 511.1 521.6 2.1 %
Pittsburgh None 499.0 518.6 3.9 %
Chicago None 309.6 329.0 6.3 %
Salt Lake City None 147.7 160.9 8.9 %
Seattle Strong 372.6 419.2 12.5 %
New York None 286.2 323.2 12.9 %
San Francisco Weak 98.2 111.2 13.2 %
Norfolk None 235.8 267.5 13.4 %
Sacramento Strong 207.9 238.4 14.7 %
Philadelphia None 801.7 924.7 15.3 %
Milwaukee None 315.0 367.9 16.8 %
Kansas City None 312.4 366.1 17.2 %
Detroit None 624.0 733.5 17.5 %
San Diego Strong 247.4 294.2 18.9 %
Indianapolis None 321.3 384.9 19.8 %
Columbus None 267.1 325.6 21.9 %
Boston None 927.7 1,134.4 22.3 %
Cleveland None 248.6 304.2 22.4 %
Tampa None 506.3 624.3 23.3 %
Denver None 154.5 193.6 25.3 %
Minneapolis Weak 427.6 536.9 25.6 %
Washington, DC None 536.5 674.6 25.7 %
Cincinnati None 314.6 396.7 26.1 %
Los Angeles Natural 255.0 330.9 29.8 %
Orlando Weak 194.1 258.4 33.1 %
San Antonio None 128.2 178.2 39.0 %
Dallas None 391.8 544.7 39.0 %
Phoenix Natural 159.8 244.1 52.8 %
Atlanta None 906.0 1,397.4 54.2 %
Charlotte None 475.5 741.2 55.9 %
Houston None 429.3 681.7 58.8 %
Las Vegas Natural 64.4 135.8 110.9 %

Tab. 2: Exurbanized land change by rank
(in square miles).



result in higher population density of ur-
banized land. In other words, relative to
noncontainment, containment leads to
higher urbanized land population den-
sity. Natural containment appears to in-
crease densities the most, but strong
containment is close behind followed by
weak containment.

The rate of change in exurbanized
land between containment types is inter-
esting. We look first at weak contain-
ment, noting that there is no statistically
significant difference in the rate of land
exurbanized during the 1990s between
weak containment and noncontainment.
This is as we expected. What we did
not expect was that exurbanized land
change was faster in naturally con-
tained metropolitan areas than noncon-
tained areas. As we noted earlier, we
suspect that the combination of a small
base of exurbanized land in 1990 and
lax regulation of land use beyond the
immediate confines of those urbanized
areas results in what appears to be a
higher rate of exurbanized land change
than noncontainment. We note looking
at Table 1 that many noncontained met-
ropolitan areas, such as Atlanta, added
almost twice the volume of exurbanized
land as all naturally contained metro-
politan areas combined.

In contrast, strong containment is
shown to result in negative rate of
growth in exurbanized land change rel-
ative to noncontainment. If such contain-
ment is effective, this should be the out-
come as some formerly exurbanized
land becomes urbanized (density moves
from fewer to more than 1,000 persons
per square mile) while less land be-
comes exurbanized (density moves from
fewer to more than 300 persons per
square mile). Further analysis could
show these dynamics for the 35 selected
metro areas, such as the proportional
changes of exurban land converting to
urban densities.

We would like to argue that a better
measure of land developed for urban
uses is land where population density
exceeds 300 persons per square mile.
This gives a better picture of the true ex-
tent of commuting sheds and is a better
measure of change in the reach of ur-
banization over time. We capture this in

our measure of change in urbanized
and exurbanized land density between
1990 and 2000. In this respect, all
forms of containment result in higher
changes in density than noncontain-
ment, but there are interesting differ-
ences between containment types. The
greatest change in density is associated
with strong containment, where density
rose at close to twice the pace as found
in naturally contained metropolitan ar-
eas. This is interesting because one
would expect naturally contained areas
to densify at a faster pace than all other
metropolitan areas – contained or other-
wise – given limit land supply and
growth rate. Instead, we find strongly
contained metropolitan areas densified
at a faster pace. At the other extreme,
weakly contained metropolitan areas
densified at a much lower pace than
other forms of containment and, based
on the coefficient, really not much more
than noncontained metropolitan areas.
This is reasonable given lack of devel-
opment controls beyond containment
boundaries. The fact that they densified
at a higher pace than noncontainment is
nonetheless interesting.

These US examples are informative to
foreign audiences, despite political and
economic differences affecting land use,
such as tax and revenue systems. US
communities rely heavily on property
tax assessments and less so on income
taxes – in contrast to many Western Eu-
ropean countries where communities
rely heavily on income taxes. This
means that in the case of the US, incen-
tives that effectively reduced property
tax assessments have implications for lo-
cal government revenues. Low density
development (i.e., sprawl) in the US
therefore has different fiscal impacts
than they do in other countries.

The available evidence suggests that
urban containment policies, especially
ones that are rigorous in managing de-
velopment outside development bound-
aries, are most effective in restraining
exurban sprawl in the United States. Ur-
ban containment caused by natural con-
straints and those that weakly manage
development beyond urban service lim-
its are also effective but less so. What is
not known conclusively, however, is

whether urban containment enhances
productivity of rural landscapes, re-
duces public facility costs, reduces trans-
portation dependency on the automo-
bile while also reducing overall travel
and associated air pollution, and in-
creases economies of agglomeration re-
sulting in higher per capita incomes. In
short, we cannot say presently, given
available evidence, that there are meas-
urable benefits derived from contain-
ment growth other than slowing exurban
sprawl. These are issues that require ad-
ditional research that also account for
other metropolitan characteristics influ-
encing growth and development pat-
terns.

Note

[1] It is not “sprawl” that makes Los Angeles
what it is; it is actually the most densely set-
tled metropolitan area in the US.
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K l a u s  E i n i g

Regulierung des Siedlungsflächenwachstums 
als Herausforderung des Raumordnungsrechts

In Germany, there is growing political

concern about the continuous growth of

built-up areas. There have been many at-

tempts to fight urban sprawl, the devel-

opment of urban spatial patterns with

low density, and large outward expan-

sion. But state and regional planning has

not been as effective as its protagonists

had hoped. Until now, land use regula-

tion has generally emphasized so-called

command-and-control approaches, which

specify zoning standards that give little

flexibility to regulated communities. A

command-and-control approach in re-

gional planning identifies a specific goal

(for example, maximum allowable urban

development in an area of open space)

and gives communities some latitude in

meeting this target. Over the past several

years, the political debate has evolved

rapidly, giving increased attention to a

promising set of new policies in land use

regulation that recognize the potential

role of market forces in achieving sus-

tainable urban forms. A new tool for con-

trolling urban sprawl was designed:

tradable zoning rights. This market-

based instrument represents a departure

from the conventional form of command-

and-control regulation in regional plan-

ning. Until now, however, policymakers

have largely ignored this suggestion.

More successful steps will involve the de-

sign of market mechanisms for conven-

tional approaches to land use regulation

that are politically acceptable.

1. Einleitung
Die Aufgabe der Baulandentwicklung ist
in Deutschland den Gemeinden übertra-
gen, ihre Erfüllung erfolgt somit dezen-
tralisiert (siehe Kapitel 2). Ob die
Dämpfung des Siedlungs- und Verkehrs-
flächenwachstums von 129 Hektar pro
Tag im Jahre 2000 auf 30 Hektar pro
Tag bis zum Jahre 2020 gelingt, wie es
sich die nationale Nachhaltigkeitsstrate-
gie der Bundesregierung vorgenommen

hat (Die Bundesregierung 2002:99), ist
somit abhängig vom Umfang der Bau-
landentwicklung einer grossen Zahl von
Gebietskörperschaften. 

Da Gemeinden ihr Baulandauswei-
sungsprivileg nicht nur zur Verfolgung
städtebaulicher Ziele einsetzen, son-
dern das bodenrechtliche Instrumenta-
rium beispielsweise auch für haushalts-
wirtschaftliche, bevölkerungs- oder ar-
beitsmarktpolitische Zwecke verwen-
den, besteht latent die Gefahr, dass aus
der Aggregation kommunaler Auswei-
sungsentscheidungen eine ineffiziente
Bodenallokation resultiert. Der interkom-
munale Standortwettbewerb ist für die
Gemeinden ein Anreiz zur Ausweisung
von mehr Bauland, als mit dem «30-ha-
Ziel» vereinbar ist. Die Erhöhung der Al-
lokationseffizienz durch kommunales
capacity building ist eine wichtige, 
aber keine hinreichende Bedingung, um
die Gemeinden zu einer sparsameren
bauleitplanerischen Bodeninanspruch-
nahme zu motivieren.

Auch interkommunale Kooperation
wird das «30-ha-Ziel» nicht unmittelbar
erreichen (siehe Kapitel 3). Denn eine
drastische regionale Dämpfung der
Neuausweisungsquote von Bauland be-
deutet einen gravierenden Verteilungs-
konflikt. Solange leistungsfähige Me-
chanismen des Nutzen-Lasten-Aus-
gleichs fehlen, hat seine Lösung auf dem
Wege freiwilliger horizontaler Abstim-
mung kaum Aussicht auf Erfolg.

Eine treffsichere Mengenbegrenzung
kommunaler Baulandbereitstellung kann
allenfalls von der überörtlichen Raum-
ordnung erwartet werden (siehe Kapitel
4). Bisher sind rechtliche Ermächtigun-
gen zur quantifizierten Mengenregulie-
rung der gemeindlichen Baulandauswei-
sung allerdings erst im Landesplanungs-
recht einzelner Länder verankert (siehe
Kapitel 5). Auf die gemeindescharfe
Festlegung eines maximal zulässigen
Baulandkontingents als Ziel der Raum-
ordnung hat der Landesgesetzgeber in
der Regel verzichtet (siehe Kapitel 6).
Zwar werden Schranken für die kommu-
nale Baulandentwicklung durch den
Freiraumschutz gesetzt, eine ausrei-
chende Baulandvorsorge für jede Ge-
meinde, und sei dies nur im Rahmen der
Eigenentwicklung, muss die Raumord-

nungsplanung allerdings gewährleisten.
Einen relevanten Beitrag zur Begren-
zung des Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenwachstums konnte das Raumord-
nungsrecht so bisher nicht leisten. Von
unterschiedlicher Seite wird daher eine
restriktivere Mengensteuerung durch die
Raumordnung der Länder gefordert
(siehe Kapitel 7). Eine Aufrüstung des
ordnungsrechtlich geprägten Allokati-
onsmechanismus traditionellen Raum-
ordnungsrechts würde allerdings auf
Seiten der Gemeinden hohe Anpas-
sungskosten verursachen. Eine Alter-
native bietet die Flexibilisierung be-
währter raumordnungsrechtlicher Instru-
mente durch Verankerung des Allokati-
onsprinzips handelbarer Flächenaus-
weisungsrechte (siehe Kapitel 8). Denn
diese marktanaloge Mengenlösung ver-
spricht eine treffsichere und flexiblere
Erreichung des «30-ha-Ziels», als ein
ordnungsrechtlich verschärftes Verfah-
ren der Mengensteuerung.

2. Verhalten Bauland
produzierender Gemeinden
Die Selbstverwaltungsgarantie des Art.
28 Abs. 2 des Grundgesetzes und 
das städtebaurechtliche Baulandauswei-
sungsprivileg des Baugesetzbuches ha-
ben die Gemeinden mit einer weit rei-
chenden Planungshoheit ausgestattet
und sie zur Regulierung von Grund-
stücksnutzungen durch Bauleitpläne ver-
pflichtet, sobald und soweit es für die
städtebauliche Entwicklung und Ord-
nung erforderlich ist. Neben der Pla-
nungshoheit hat der Gesetzgeber den
Gemeinden durch §123 BauGB die Ver-
antwortung für die Baulanderschlies-
sung übertragen. Im europäischen Ver-
gleich findet sich kaum eine ähnlich weit
gehende gesetzliche Erschliessungsver-
pflichtung der kommunalen Ebene. Die
Gemeinden erzeugen somit nicht nur in
rechtlicher Hinsicht durch ihre lokale
Rechtsetzung das Gut Bauland, sondern
auch materiell durch bodenordnerische
und erschliessungstechnische Massnah-
men.

Normative Modelle kommunaler Pla-
nungshoheit basieren auf der Annahme,
dass Gemeinden nicht gewinnorientiert
oder egoistisch handeln, sondern ihre
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Entscheidungen am Gemeinwohl aus-
richten. Wenn sie mittels ihrer Bauleit-
planung Inhalt und Schranken des
Grundeigentums bestimmen, muss sich
ihr Handeln durch Gemeinwohlgründe
legitimieren lassen und auf rechtferti-
gende städtebauliche Gründe berufen
können. Die kommunale Praxis zeigt al-
lerdings, dass eher Eigeninteressen
kommunales Planen leiten als abstrakte
Gemeinwohlkonzepte. Gemeinden sind
allenfalls lokale Wohlfahrtsmaximierer,
die nur jene Planungen verfolgen, von
denen sie sich positive Effekte für ihre lo-
kale ökonomische, soziale, städtebauli-
che, ökologische oder politische Situa-
tion versprechen.

Als Schlüssel zum kommunalpoliti-
schen Erfolg gilt noch immer ein attrakti-
ves Baulandangebot, das sich durch
gute Lagen, ein grosses Flächenangebot
und niedrige Bodenpreise auszeichnet.
Für Gemeinden geniesst die Neuaus-
weisung von Bauland, selbst unter loka-
len Schrumpfungsbedingungen und um-
fangreich bemessenen Innenentwick-
lungspotenzialen, daher noch immer
eine hohe Priorität. Dies ergab eine Um-
frage unter 910 repräsentativ ausge-
wählten Gemeinden. Nur 11% der Kom-
munen rechnen damit, dass ihr Bauland-
bedarf der nächsten 10 bis 15 Jahre
vorrangig durch Innenentwicklung zu
bewältigen ist (Schäfer et al. 2000:31).
Dies bestätigt auch die aktuellste Bau-
landumfrage des Bundesamtes für Bau-
wesen und Raumordnung. Obwohl seit
Mitte der 1990er-Jahre eine stetig zu-
nehmende Entspannung der Wohnbau-
landmärkte beobachtet werden kann,
planen bis 2008 vier von fünf befragten
Gemeinden eine Bedarfsdeckung durch
zusätzliche Wohnbaulandausweisung;
durchschnittlich 18 Hektar je Kommune
(Müller-Kleißler und Rach 2004). Zwar
verfügen knapp die Hälfte aller Ge-
meinden im Bundesgebiet über Wieder-
nutzungsflächen, die sich für eine woh-
nungswirtschaftliche Nutzung eignen,
aber von diesen Flächen befinden sich
in den Alten Ländern nur 38% und in
den Neuen Ländern erst 7% in bauleit-
planerischer Bearbeitung (ebenda:50).
Insgesamt rund drei Viertel des für
Wohnbaunutzungen geeigneten Wie-
dernutzungspotenzials wird aktuell nicht

von den Gemeinden für Innenentwick-
lungszwecke mobilisiert.

Im Bereich der Gewerbebaulandent-
wicklung ist langfristig mit einer sinken-
den Aussenbereichsquote zu rechnen
(Beckmann und Dosch 2004:59ff.).
Gründe für den Rückgang sind das be-
reits erreichte Gewerbeflächenüberan-
gebot, die rückläufige öffentliche Sub-
ventionierung kommunaler Gewerbeflä-
chenentwicklung und der Erfolg ge-
werblicher Brachenrevitalisierung.

In der Summe fällt die Neubauland-
ausweisung für Wohn- und Gewerbe-
zwecke aber immer noch sehr umfang-
reich aus. Als treibender Faktor gilt – ne-
ben anderen Ursachen – auch die kom-
munale Angebotsplanung: Die Gemein-
den entwickeln das Bauland und über-
lassen seine Bebauung den Grundei-
gentümern. Private Eigentümer von bau-
reifen Grundstücken haben aber nicht in
jedem Fall ein Interesse an der soforti-
gen baulichen Realisierung. Auf den Bo-
denmärkten vieler Verdichtungsräume
herrscht daher ein Grundstücksmangel,
da Bauland von Eigentümern gehortet
wird. Diese Situation wird als Bauland-
paradox bezeichnet, weil es paradox
ist, wenn kostspielig zusätzliches Bau-
land durch die Gemeinden produziert
wird, obwohl baureife Flächen in aus-
reichendem Umfang existieren (Davy
2000). Zur Überwindung dieses Para-
doxons wird schon lange eine aktive Bo-
denpolitik gefordert (BMBau 1993:
121; DSt 2002): Die Gemeinden erwer-
ben erst die Grundstücke, bevor sie de-
ren Baureife entwickeln. 

Zusätzlich fördern politische Initiati-
ven, wie in Bayern und Baden-Württem-
berg die Landeskampagnen zum Flä-
chenressourcen-Management (LfU 2003;
StMLU 2003) oder die Modellvorhaben
des Bundes zur nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung und Flächenkreislaufwirt-
schaft (BBR 2004a, 2004b), die Mobili-
sierung von Baulandreserven und den
Vorrang der Innenentwicklung vor der
Neuausweisung. 

Damit den Umweltbelangen bei der
Bauleitplanung in grösserem Umfang
als bisher Rechnung getragen wird, hat
die 2004 in Kraft getretene Novelle 
des Baugesetzbuches (Europarechtsan-
passungsgesetz Bau) eine Umweltprü-

fung für alle Bauleitpläne eingeführt und
die Bodenschutzklausel verschärft (Die
Bundesregierung 2004:199).

Diese Versuche von kommunalem ca-
pacity building haben bisher noch keine
Trendwende bei der Siedlungsexpan-
sion eingeleitet. Die rückläufige Rate
des Siedlungs- und Verkehrsflächen-
wachstums seit 2000 ist vielmehr kon-
junkturell bedingt (Dosch und Einig
2004). Gemeinden lassen sich allenfalls
auf eine gleichberechtigte Kombination
von Innen- und Aussenbereichsentwick-
lung ein. Anreize für die Neuauswei-
sung von Bauland sind noch immer
stark, weshalb das «30-ha-Ziel» nicht al-
lein auf dem Wege kommunaler Selbst-
regulierung erreichbar ist.

3. Problemlösungskapazität
interkommunaler Kooperation
Das Kooperationsprinzip gilt seit den
1990er-Jahren als Leitbild des verant-
wortungsteilenden Staates und bildet
die normative Basis einer kooperativen
Raumplanung. Sowohl formelle Formen
von Gemeindegrenzen überschreiten-
der Zusammenarbeit, wie interkommu-
nale Gewerbegebiete und gemeinsame
Flächennutzungspläne, als auch infor-
mellere Kooperationsansätze, ergänzt
um Zielvereinbarungen oder Verträge,
wie die Stadt-Umland-Konzepte in
Schleswig-Holstein, regionale Struktur-
konzepte in Berlin-Brandenburg oder re-
gionale Einzelhandelskonzepte, sind
mittlerweile in der Praxis verbreitet (ARL
1998; Bunzel et al. 2002; Einig 2003;
Einig et al. 2005; Jähnke und Gawron
2000; Heinz 2000; Spannowsky und
Borchert 2002). Es verwundert daher
nicht, dass von interkommunaler Koope-
ration auch ein Beitrag zur Begrenzung
des Siedlungs- und Verkehrsflächen-
wachstums erwartet wird (Enquete-Kom-
mission 1998:349; Rat für Nachhaltige
Entwicklung 2004:13).

Im Gegensatz zu der hierarchischen
Verordnung eines Reduktionsziels kann
bei einem kooperativen Lösungsweg
weder die Zielakzeptanz noch der Ziel-
vollzug gegen den Willen der Beteilig-
ten durchgesetzt werden. Beides setzt
vielmehr Freiwilligkeit und gleichberech-
tigte Mitbestimmung voraus.
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Die Gemeinden einer Region müssen
sich untereinander auf das anzustre-
bende regionsweite Reduktionsniveau
verständigen und anschliessend festle-
gen, wie viel Bauland jede Gemeinde
noch neu ausweisen darf. Ist die Eini-
gung auf ein regional anzustrebendes
Verstädterungsniveau – zumindest auf
dem kleinsten gemeinsamen Nenner –
noch zu erwarten, gilt die Aufteilung
der einzelgemeindlichen Möglichkeiten
der Baulandentwicklung als deutlich
konfliktträchtiger. Dieses Problem weist
alle Eigenschaften eines Null-Summen-
Spiels auf, bei dem der Gewinn der ei-
nen Kommune den Verlust der anderen
bedeutet. Zwischengemeindliche Inter-
essenkonkurrenz prägt daher das Klima
der Zusammenarbeit. Es fühlen sich 
vor allem die Kernstädte und jene Ge-
meinden benachteiligt, die konsequent 
Innenentwicklungsstrategien verfolgen
oder die bereits an die Grenzen ihrer
städtebaulichen Aussenbereichsentwick-
lung gestossen sind. Die Neuauswei-
sung von Bauland auf der «grünen
Wiese» verändert das regionale Bau-
landangebot und Bodenpreisniveau zu
ihren Ungunsten (UBA 2003:60). Von
149 im Jahre 2000 befragten Gross-
und Mittelstädten sieht die Mehrheit
eine vorrangige städtebauliche Entwick-
lung auf Wiedernutzungsflächen ent-
scheidend durch die interkommunale
Konkurrenz gehemmt. Interkommunalen
Projekten des Flächenrecyclings werden
deshalb von 73% der befragten Städte
schlechte Erfolgschancen bescheinigt
(Tomerius und Preuß 2001:41).

Erfolgreiche Kooperationen sind nur
dann zu erwarten, wenn ein «Vernet-
zungsnutzen» entsteht, d.h. ein Koope-
rationsgewinn realisiert wird, der grös-
ser ist, als wenn alle Gemeinden unab-
gestimmt planen. Ansonsten existiert
kein positives Kompensationsbudget,
durch das die Gewinner die Verlierer
ausgleichen könnten (Spannowsky und
Borchert 2002:163ff.). Blockadesitua-
tionen sind dann allenfalls durch Kop-
pelgeschäfte bzw. Paketlösungen zu be-
wältigen (Scharpf 2000:218).

Interkommunale Kooperationslösun-
gen in der Baulandpolitik sind realis-
tisch, wenn eine deutliche Senkung 
der Transaktionskosten gelingt (Gillette

2001; Einig 2003), «eine Win-win-Si-
tuation entsteht» (Bunzel et al. 2002:
304) und «ein fairer Ausgleich von Nut-
zen und Lasten erfolgt» (DSt 2002:9).
Diese Bedingungen sind in der kommu-
nalen Praxis allerdings nicht selbstver-
ständlich. Bisher dominieren eher inter-
kommunale Planungsansätze, die nicht
eine Reduktion der Baulandausweisung
zum primären Ziel haben, sondern mög-
lichst vielen Ausweisungswünschen der
Gemeinden gerecht zu werden versu-
chen (Gawron 2004). Vielfach wird da-
her bezweifelt, ob interkommunale Ko-
operation einen wesentlichen Beitrag
zur Senkung des Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenwachstums zu leisten ver-
mag (Einig 2001; Jörissen und Coenen
2004:58).

4. Instrumenteller Rahmen
raumordnungsrechtlicher
Regulierung
Durch verbindliche Festlegungen geben
die landesweiten Raumordnungspläne
nach §8 ROG die raumordnerische
Konzeption für das gesamte Landesterri-
torium vor, während die Regionalpläne
nach §9 ROG diese Ordnungs- und Ent-
wicklungskonzeption aufgreifen und
durch ihre eigenen verbindlichen Festle-
gungen für die jeweiligen Teilräume
konkretisieren. Die Regionalplanung
nimmt so eine Mittlerrolle zwischen dem
landesweiten Raumordnungsplan und
der kommunalen Bauleitplanung ein.

Seit dem Baurechtsgutachten des Bun-
desverfassungsgerichtes von 1954 ori-
entiert sich die Aufteilung der Planungs-
rechte innerhalb des Systems räumlicher
Planung an einer Dichotomie örtlicher
und überörtlicher Belange. So obliegt
den Gemeinden die örtliche Planung,
deren rechtliche Grundlage dem Boden-
recht entspringt, und die überörtliche
Planung fällt in den Aufgabenbereich
der Raumordnung der Länder, deren
Kompetenztitel im Raumordnungsrecht
des Bundes und der Länder geregelt ist.
Konkret bedeutet dies, dass eine Inhalts-
und Schrankenbestimmung des Grund-
eigentums weitest gehend der gemeind-
lichen Ebene vorbehalten ist, während
die verbindlichen Festlegungen der
Raumordnung nicht unmittelbar die Nut-

zung des Grund und Bodens zum Ge-
genstand haben. In der Arbeitsteilung
innerhalb des Raumplanungssystems
übernimmt die Raumordnung die Funk-
tion der räumlichen Rahmensetzung und
koordiniert so die Bauleitplanung der
Gemeinden.

Landesweite Raumordnungspläne und
Regionalpläne treffen gegenüber Ge-
meinden verbindliche Festlegungen zur
Erhaltung des Freiraumes, zur räumli-
chen Entwicklung zentraler und nicht-
zentraler Orte und in Einzelfällen auch
zu Umfang und Standorten kommunaler
Baulandausweisung. In Bauleitplan- und
Baugenehmigungsverfahren sind diese
verbindlichen Festlegungen von den Ge-
meinden zu beachten oder zu berück-
sichtigen. Das Ausmass ihrer rechtlichen
Bindung ist abhängig von der Rechts-
normqualität der Festlegungen.

Raumordnungsrechtlich verbindlich wir-
ken nur die Erfordernisse der Raumord-
nung:
• Ziele der Raumordnung lösen für Ge-
meinden eine strikte Beachtenspflicht
aus, die nicht durch bauleitplanerische
Abwägung oder Ermessensausübung
überwunden werden kann.
• Grundsätze der Raumordnung sind
Vorgaben für nachfolgende Abwä-
gungs- oder Ermessensentscheidungen
der Gemeinden. Sie begründen eine 
Berücksichtigungspflicht und können da-
her – im Gegensatz zu den Zielen der
Raumordnung – durch eine gerechte Ab-
wägung der Gemeinde überwunden
werden. 

Materiell ist der kommunale Vollzug
dieser Beachtens- und Berücksichti-
gungspflichten durch Raumordnungs-
klauseln im Baurecht und Fachplanungs-
recht gesichert. Im Sinne von Hucke
(1983:50) weisen die Ziele der Raum-
ordnung mit ihren restriktiven Bindungs-
wirkungen einen ausgesprochen ord-
nungsrechtlichen Charakter auf. Die
Festlegungen der Regionalplanung zur
Steuerung kommunaler Baulandentwick-
lung sind vorwiegend Verhaltensvor-
schriften in Form von Geboten bzw. Ver-
boten, die darauf abzielen, eine Band-
breite zulässiger Verhaltensweisen der
Gemeinden zu bestimmen. Sie leisten
eine systematische Verkürzung des kom-
munalen Handlungs- und Möglichkeits-
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raumes, dessen Beschneidung nicht
über preislich vermittelte Nutzungsbe-
schränkungen, sondern mit Hilfe unmit-
telbar in der Dimension der Handlungs-
variable überbrachter Verhaltensvor-
schriften gesteuert wird (Gawel 1994:
96).

In Raumordnungsplänen kommen un-
terschiedliche Typen verbindlicher Fest-
legungen zur Steuerung kommunaler
Baulandausweisung zum Einsatz (ARL
1999:173ff.; Domhardt und Spannow-
sky 2002; Einig und Spiecker 2002; Ei-
nig 2003:483).

Mittels positivplanerischer Ziele und
Grundsätze der Raumordnung können
Raumordnungspläne auf direktem Wege
(aktivplanerisch) die Baulandausweisun-
gen der Gemeinden lenken und begren-
zen.

Mittels negativplanerischer raumord-
nungsrechtlich verbindlicher Festlegun-
gen, vor allem in Form zeichnerisch dar-
gestellter Raumordnungsgebiete, erhöht
die Raumordnung der Länder den
Schutzstatus von nicht für bauliche Nut-
zungen geeigneten Gebieten, um sie
vor einer bauleitplanerischen Widmung
für Bauzwecke zu schützen. Raumord-
nungsgebiete des Freiraumschutzes ver-
mögen die Baulandentwicklung der Ge-
meinden allerdings nur indirekt räumlich
zu lenken, indem sie eine relative Um-
widmungssperre rechtsverbindlich aus-
sprechen. Eine Ausrichtung baulicher
Vorhaben auf jene Standorte, die eine
besondere Eignung für bauliche Nutzun-
gen aufweisen, vermögen treffsicher 
nur positivplanerische Raumordnungs-
gebiete für Siedlungsentwicklung.

Positiv- und negativplanerische Steue-
rungsansätze basieren auf zwei Instru-
mententypen mit unterschiedlicher Wir-
kungsweise:
• Mengensteuernde Instrumente dienen
entweder einer Begrenzung des Um-
fangs der gemeindlichen Neuauswei-
sung von Bauland oder der Erhaltung ei-
nes Mindestbestandes von Freiraum,
• standortsteuernde Instrumente be-
zwecken entweder die präzise Lenkung
kommunaler Baulandentwicklung auf
raumordnerisch geeignete Standorte
oder die standortgenaue Abwehr einer
Neuausweisung.

5. Steuerung durch landesweite
Raumordnungspläne
Eine direkte Steuerung der Siedlungs-
und Verkehrsflächenentwicklung wird
von wenigen landesweiten Raumord-
nungsplänen praktiziert. Die Mehrzahl
der Pläne enthält lediglich unbestimmte
Zielformulierungen, die beispielsweise
eine Abwendung von Zersiedlung oder
einen allgemeinen Vorrang der Innen-
vor der Aussenentwicklung zum Inhalt
haben. Für die Steuerung kommunaler
Baulandausweisungen sind in landes-
weiten Raumordnungsplänen vorrangig
die folgenden Festlegungen von Bedeu-
tung:
• Die Siedlungsflächenzuwächse sind
auf zentrale Orte zu konzentrieren. Die
Baulandentwicklung nicht-zentraler Orte
wird vielfach auf eine an den Bedürfnis-
sen der ortsansässigen Bevölkerung und
Wirtschaft orientierte Eigenentwicklung
beschränkt. Dadurch soll die dezentrale
Konzentration im Siedlungssystem gesi-
chert werden.
• Entwicklungsachsen richten die 
kommunale Baulandentwicklung auf
Schwerpunktgemeinden aus, um den
Schienen-ÖPNV betriebswirtschaftlich
auszulasten, ein bandartiges Zusam-
menwachsen von Siedlungen zu verhin-
dern und eine bauliche Verdichtung der
Achsenzwischenräume zu vermeiden.
• Vorranggebiete für Grossprojekte
halten langfristig Standortoptionen für
flächenintensive Ansiedlungen (z.B.
Kraftwerke, sperrige Infrastrukturen) of-
fen. Raumordnungsgebiete zum Frei-
raumschutz oder zur Lenkung von Wind-
kraftanlagen werden bisher selten in
landesweiten Raumordnungsplänen aus-
gewiesen.

Beispiele für eine positivplanerische
Mengen- oder Standortsteuerung kom-

munaler Baulandentwicklung finden sich
unter anderem in folgenden Landesent-
wicklungsplänen:
• Der Landesraumordnungsplan von
Schleswig-Holstein aus dem Jahre 1998
beschränkt quantitativ den Wohnungs-
neubau in Gemeinden, die kein Sied-
lungsschwerpunkt sind. Ein als Ziel der
Raumordnung festgelegter 20-Prozent-
Rahmen erlaubt den betroffenen Ge-
meinden im Zeitraum 1995 bis 2010
eine Baulandvorsorge für den Woh-
nungsbau in Höhe von 20% des Woh-
nungsbestandes von Anfang 1995.
Durch die gemeindescharf festgelegte
Obergrenze soll eine disperse Vertei-
lung der Baulandausweisung vermieden
werden.
• Durch potenzielle Siedlungsbereiche
(durch eine generalisierende schwarze
Linie abgegrenzt) wird im Gemeinsa-
men Landesentwicklungsplan für den en-
geren Verflechtungsbereich von Bran-
denburg-Berlin (Lep eV) von 1998 eine
räumliche Konzentration kommunaler
Baulandentwicklung betrieben. 
• In Hessen gibt der Landesentwick-
lungsplan von 2000 Mindestdichten 
für den Wohnungsneubau (Wohneinhei-
ten je Hektar Bruttowohnbauland) vor,
die nach Regionen, Strukturräumen und
Zentralitätsfunktion differenziert wer-
den. Sie sind von der Bauleitplanung
der Gemeinden zu berücksichtigen und
dienen der Regionalplanung als Richt-
wert für die Ableitung kommunaler Bau-
landkontingente.
• Mit dem Entwurf des nordrhein-west-
fälischen Landesentwicklungsplans III im
Jahre 1984 wurden Verdichtungsräume
abgegrenzt, um innerhalb dieser Ge-
biete die Bauleitplangenehmigung an
die Einhaltung quantifizierter Schwellen-
werte zu binden. Die Gemeinden, de-
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Positivplanerischer Ansatz Negativplanerischer Ansatz

Standortsteuernde Instrumente Vorranggebiete für Siedlungs-
entwicklung

Grünzäsuren

Mengensteuernde Instrumente Gemeindescharfe Kontingente 
maximal zulässiger Brutto-
Neubaulandausweisung 

Mindestfl ächenanteil des 
Biotopverbundes an Planungs-
region 

Tab. 1: Regulierungsprinzipien in Raumord-
nungsplänen (eigene Darstellung).



ren Siedlungs- und Verkehrsflächenan-
teil bereits die Hälfte der Gemeindeflä-
che erreicht hatte, sollten vorrangig prü-
fen, ob der geltend gemachte Flächen-
bedarf nicht auf dem Wege interkom-
munaler Zusammenarbeit befriedigt
werden kann. In Gemeinden, deren
Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil
die Schwelle von zwei Dritteln der Ge-
meindefläche überschritten hatte, sollte
eine bauliche Inanspruchnahme von
Freiraum nur zugelassen werden, wenn
an anderer Stelle Siedlungsfläche wie-
der dem Freiraum zugeführt wird (Der
Minister für Landes- und Stadtentwick-
lung des Landes NRW 1984:5). Diese
gemeindescharfen Schwellenwerte er-
zeugten im Anhörungsverfahren erhebli-
che kommunale Widerstände, sodass
der Entwurf vom Minister zurückgezo-
gen wurde.

6. Mengensteuerung 
durch Regionalpläne
Mengensteuernde Instrumente sind in
Regionalplänen deutlich seltener vertre-
ten als standortsteuernde Ansätze. Sie
basieren vorrangig auf der Festlegung
von Richt- und Orientierungswerten, de-
ren Adressat die einzelne Gemeinde ist.
Ihre Bedeutung ist in der Regionalpla-
nung allerdings immer mehr zurückge-
gangen. Bezugsgrösse verbindlicher
wie empfehlender Richt- und Orientie-
rungswerte ist in den meisten Fällen die
Bevölkerung, so kann nur indirekt der
Umfang kommunaler Baulandauswei-
sung gesteuert werden.

Ein flächenbezogener Ansatz der
Mengensteuerung wird in der Regional-
planung von Hessen praktiziert (Einig
und Spiecker 2002:152 f.). Das Wachs-
tum des Siedlungsraumes wird hier auf
der Gemeindeebene durch Ausweisung
verbindlicher, quantifizierter Flächen-
werte für den zukünftig realisierbaren
Siedlungsflächenzuwachs begrenzt. Im
Rahmen einer gemeindescharfen Flä-
chenbedarfsermittlung werden in der
Planungsregion Südhessen getrennt der
Wohnbauland- und der Gewerbebau-
landbedarf für jede Gemeinde ermittelt.
Die Ergebnisse der Flächenbedarfser-
mittlung werden – in Einzelfällen orien-
tiert an aktuellen Gegebenheiten vor

Ort (z.B. grössere Baulandreserven)
und gemeindlichen Entwicklungsvorstel-
lungen – in gemeindescharfe verbindli-
che Baulandkontingente für den maxi-
malen Bedarf an zusätzlicher Brutto-
Baulandfläche für Wohn- und Gewerbe-
nutzungen transformiert. Als Ziel der
Raumordnung definieren diese Bauland-
kontingente eine Obergrenze zulässiger
Baulandausweisung im Aussenbereich
für den Geltungszeitraum des Regional-
plans.

Flankiert wird dieser mengensteu-
ernde Ansatz durch eine standortsteu-
ernde Komponente. Durch Ausweisung
von Vorranggebieten für Siedlungsflä-
chenzuwachs, deren Fläche in der
Summe grösser dimensioniert ist als das
eigentliche Mengenkontingent für die
Baulandentwicklung im Aussenbereich,
können die Standorte von Siedlungser-
weiterungen präzise gesteuert werden.

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt die
Regionalplanung von Nordrhein-West-
falen, sie verzichtet allerdings auf die
Ausweisung gemeindescharfer Bauland-
kontingente und weist nur die Flächen
aus, in denen Gemeinden Siedlungszu-

wachsflächen verorten sollen. Auch
wenn diese zeichnerischen Festlegun-
gen in Einzelfällen die lokalen Wachs-
tumsbedingungen empfindlich ein-
schränken, belassen sie der Mehrzahl
der Gemeinden so umfangreich bemes-
sene räumliche Entwicklungsspielräume,
dass im Ländervergleich keine überpro-
portionale Dämpfung des Siedlungs-
und Verkehrsflächenwachstums erreicht
werden konnte.

Auch wenn leistungsfähige mengen-
steuernde Instrumente in den meisten
Ländern nicht zur Verfügung stehen, 
ermöglicht selbst das traditionelle 
standortsteuernde Instrumentarium eine
Schrankensetzung für die kommunale
Baulandausweisung. In Wachstumsge-
meinden müssen nur wenige regional-
planerische Beschränkungen der loka-
len Entwicklung hingenommen werden,
da hier örtliche Voraussetzungen anzu-
treffen sind, die eine aussenbereichsori-
entierte Baulandbereitstellung aus Sicht
der Raumordnung sinnvoll erscheinen
lassen. Demgegenüber schränken Fest-
legungen in Eigenentwicklungsgemein-
den den Umfang der Baulandentwick-
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Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in %

1996–2000 2000–2003

Schleswig-Holstein 3,6 2,4
Hamburg 0,8 1,6
Niedersachsen 4,1 2,4
Bremen 3,6 0,8
Nordrhein-Westfalen 3,5 2,1
Hessen 2,3 1,3
Rheinland-Pfalz 3,1 2,0
Baden-Württemberg 3,9 2,5
Bayern 6,0 2,8
Saarland 2,0 1,2
Berlin 3,5 0,6
Brandenburg 6,0 3,9
Mecklenburg-Vorpommern 7,7 6,4
Sachsen 6,2 3,1
Sachsen-Anhalt 8,1 4,6
Thüringen 3,9 2,0

Deutschland 4,5 2,6

West 4,0 2,3
Ost inkl. Berlin 6,2 3,8

Tab. 2: Veränderung der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche in Prozent.
(Eigene Berechnung nach Daten der laufen-
den Raumbeobachtung des BBR)



lung strikter ein. Die Neuausweisung
kann hier nur im Rahmen des Eigenent-
wicklungsbedarfs, der von den Bewoh-
nern und der Wirtschaft des Ortes selbst
ausgeht, befriedigt werden.

Die geringe Steuerungskapazität der
Regionalplanung zur treffsicheren Be-
grenzung des Siedlungs- und Verkehrs-
flächenwachstums resultiert aber nicht
nur aus dem Fehlen mengensteuernder
Instrumente. Sie ist auch eine direkte
Folge ihres Auftrages zu angemessener
Flächenvorsorge. Nach §2 Abs. 2 Nr. 9
ROG sind zur Verbesserung der Stand-
ortbedingungen für die Wirtschaft in er-
forderlichem Umfang Flächen vorzuhal-
ten, und dem Wohnbedarf der Bevölke-
rung ist Rechnung zu tragen. Die Ge-
währleistung ausreichender Flächen für
Wohnen und Arbeiten rechnen auch
Landesplanungsgesetze zu den wesentli-
chen planerischen Aufgaben (beispiels-
weise §2 Abs. 10 des Landesplanungs-
gesetzes von Rheinland-Pfalz). Die Re-
gionalplanung hat somit ein Bedarfsdek-
kungsprinzip zu erfüllen. Je dringender
sich ein lokaler Flächenbedarf artiku-
liert, desto mehr ist die Gemeinde zum
planerischen Tätigwerden und zur Aus-
weisung zusätzlicher Baulandflächen
verpflichtet und – entsprechend der örtli-
chen Vorbelastungssituation – die Regio-
nalplanung zur Ermöglichung einer ent-
sprechenden Baulandpolitik angehalten. 

Ein weiterer Erklärungsfaktor des be-
scheidenen Beitrages der Raumord-
nungsplanung zur Dämpfung des Sied-
lungs- und Verkehrsflächenwachstums 
ist der Widerstand ihrer Adressaten.
Schon immer war der Beziehung zwi-
schen Regionalplanung und kommuna-
ler Bauleitplanung ein Spannungsver-
hältnis immanent. Je mehr sie in ihren
Regionalplänen «die Umverteilung von
Wirtschafts- und Bevölkerungspotenzia-
len zwischen den unteren Gebietsein-
heiten fordern muss, desto eher werden
die ursprünglich horizontalen Vertei-
lungskonflikte zwischen den unteren Ein-
heiten in vertikale Kompetenzkonflikte
zwischen den Ebenen umgesetzt»
(Scharpf und Schnabel 1979:36). In
den Verfahren der Regionalplanaufstel-
lung und  -fortschreibung äussert sich
dies durch kommunale Strategien nega-
tiver Koordination. Der Regionalplan

wird nur im Hinblick auf die eigene Be-
troffenheit beurteilt, und im Falle einer
negativ berührten Interessenposition
wird mit ablehnendem Widerstand und
Vetopositionen reagiert (Fürst 1991:
91). Auf lokalen Eigennutzen konditio-
nierte Kommunalpolitiker und Amtsleiter
werten restriktive Festlegungen zum Um-
fang ihrer Baulandausweisung als gra-
vierende Einschränkung ihrer kommuna-
len Planungshoheit. Kommunale Spit-
zenverbände setzen sich daher für eine
Rücknahme des Steuerungsanspruchs
der Regionalplanung ein (StGB NRW
1999). In der Tendenz ist vielfach eine
faktische Abschwächung der Regelungs-
intensität die Folge, die ihren Ausdruck
in der Flucht in abstrakte, räumlich we-
nig konkrete Zielformulierungen findet
(Priebs 1999:251).

7. Ausbau der
Mengensteuerungskapazität 
von Raumordnungsplänen
In ihrem Fortschrittsbericht zur nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie spricht sich
die Bundesregierung – neben einem
Bündel anderer Massnahmen – für eine
Schärfung raumordnungsrechtlich ver-
bindlicher Vorgaben und die gezieltere

Ausrichtung bereits bestehender planeri-
scher Instrumente am Bedarf einer nach-
haltigen Siedlungsentwicklung aus (Die
Bundesregierung 2004:213). Der Rat
für Nachhaltige Entwicklung fordert, ne-
ben anderen Politikempfehlungen, Min-
destinhalte für quantifizierte Mengen-
ziele in der Raumordnungsplanung
(2004:17). Eine restriktivere raumord-
nungsrechtliche Mengenregulierung wä-
re das Ergebnis dieser Reformpläne. 

Für jede Gemeinde müssten präzise
Zielniveaus durch die Raumordnung der
Länder verbindlich vorgegeben werden.
Denn nur gemeindescharfe Ziele der
Raumordnung können die Gemeinden
zur Reduktion ihrer Neuausweisungs-
quote auch gegen ihren Willen veran-
lassen. Gemeindescharfe Mengenkon-
tingente sind ordnungsrechtlicher Natur,
da sie eine individualverbindliche 
staatliche Vorgabe nicht fungibler Bau-
landausweisungsbefugnisse zum Inhalt 
haben (Gawel 2000: 12). Zukünftig
müsste die Restriktivität des ordnungs-
rechtlichen Charakters gemeindeschar-
fer Mengenvorgaben allerdings noch er-
höht werden, soll das «30-ha-Ziel» treff-
sicher erreicht werden. 

Im Verfahren der Aufstellung und auch
im anschliessenden Vollzug der Raum-
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1996–2000 2002 2010 2020 Gesamtreduktion 
2000–2020

Agglomerationsräume

SuV-Zuwachs in ha/Tag  42  34 26 10 –32
SuV-Zuwachs in m2/Einwohner   3,6   2,9  2,2  0,8  –2,8

Verstädterte Räume
SuV-Zuwachs in ha/Tag  57  46 35 13 –44
SuV-Zuwachs in m2/Einwohner   7,2   5,9  4,5  1,7  –5,5

Ländliche Räume
SuV-Zuwachs in ha/Tag  31  25 19  7 –24
SuV-Zuwachs in m2/Einwohner  10,4   8,5  6,5  2,5  –7,9

Bund
SuV-Zuwachs in ha/Tag 129 105 80 30 –99
SuV-Zuwachs in m2/Einwohner   5,7   4,7  3,6  1,3  –4,4

Tab. 3: Szenarien für den Beitrag einzelner
Teilräume zur Erreichung des «30-ha-Ziels»
bis 2020 auf der Basis einer Trendfortschrei-
bung des realen Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenzuwachses (SuV) von 1996–2000 und
2002.
(Eigene Berechnung; Dosch/Einig 2004, 
S. 97)



ordnungspläne wären anschliessend mit
jeder Gemeinde sehr harte Verteilungs-
konflikte auszutragen. Eine treffsichere
Mengenbegrenzung könnte dann, an-
gesichts der heute schon herrschenden
Akzeptanzkrise restriktiver, gemeinde-
scharfer Festlegungen, kaum erwartet
werden. Bei einer Verschärfung raum-
ordnungsrechtlicher Mengensteuerung,
ohne gleichzeitige Veränderung ihrer
ordnungsrechtlich geprägten Allokati-
onslogik, bliebe die erzielte Flexibilität,
die resultierende Allokationseffizienz
und die rechtliche Verhältnismässigkeit
gering (Einig und Siedentop 2005).
Eine praktikable Alternative zur ord-
nungsrechtlichen Aufrüstung der Men-
gensteuerungskapazität der Raumord-
nungsplanung bietet die Flexibilisierung
des raumordnungsrechtlichen Allokati-
onsprinzips mengensteuernder Instru-
mente (Einig 2005).

8. Flexibilisierung der Allokation
durch Raumordnungsrecht
Mit dem Instrument handelbarer Flä-
chenausweisungsrechte steht ein ökono-
misch anreizendes marktanaloges Ver-
fahren zur treffsicheren und flexiblen Er-
reichung des «30-ha-Ziels» zur Verfü-
gung (Bizer et al. 1998). Der Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen hält die-
sen Ansatz für das ökologisch wirksams-
te und ökonomisch effizienteste Instru-
ment zur Reduzierung der baulichen Flä-
cheninanspruchnahme (SRU 2000: Tz.
85, 534; ähnlich Haren/Michaelis
2005). Jüngst hat sich auch der Nach-
haltigkeitsbeirat der Landesregierung
von Baden-Württemberg für die Einfüh-
rung dieses Instruments in Baden-Würt-
temberg ausgesprochen (NBBW 2004).
In einer Pilotstudie konnte bereits 
die Umsetzbarkeit dieses Ansatzes am
Beispiel des Nachbarschaftsverbands
Karlsruhe untersucht werden (Böhm et
al. 2003).

Bei handelbaren Flächenausweisungs-
rechten wird die maximal tolerierbare
Baulandausweisung im Aussenbereich
als Obergrenze für einen Planungsraum
der Raumordnung rechtsverbindlich fi-
xiert. Mittels des landesweiten Raum-
ordnungsplans könnte dies für das ge-
samte Landesterritorium oder durch Re-

gionalpläne für einzelne Teilräume ge-
schehen (NBBW 2004:40). Anschlies-
send wird der Gesamtumfang maximal
zu entwickelnden Baulands durch Ver-
briefung in Form von Flächenauswei-
sungsrechten in zahlreiche Einzelkontin-
gente kostenlos unter den Gemeinden
eines Landes bzw. einer Region aufge-
teilt.

Eine Baulandausweisung im Aussen-
bereich ist dann nur noch gestattet,
wenn die Gemeinde im entsprechenden
Umfang Flächenausweisungsrechte ein-
löst. Ähnlich wie bei einem Gutschein le-
gitimiert erst die Vorlage des Auswei-
sungsrechts zur gewünschten Leistung,
und vergleichbar mit einem Bezugs-
schein verfällt das einzelne Auswei-
sungsrecht nach seiner Einlösung. Der
insgesamt realisierbare Umfang auf den
Aussenbereich orientierter Baulandent-
wicklung hängt somit ausschliesslich
von der Gesamtzahl der Flächenauswei-
sungsrechte ab, die eine Gemeinde be-
sitzt.

Für die Aufteilung der Flächenauswei-
sungsrechte unter den Gemeinden (Pri-
märallokation) werden aktuell verschie-
dene Verfahren diskutiert (Walz et al.
2004; Hansjürgens und Schröter
2004). Soll vorrangig die Effizienz ma-
ximiert werden, bietet sich die Verstei-
gerung der Flächenausweisungsrechte
an den Meistbietenden an (Einig 2000).
Obwohl diese marktliche Primärzutei-
lung am ehesten effiziente Allokationser-
gebnisse verspricht, wird sie von der Po-
litik strikt abgelehnt (Einig und Hutter
1999:289). Um die politische Akzep-
tanz zu erhöhen, ist eine kostenlose Zu-
teilung der Rechte vorgesehen (NBBW
2004; Bizer et al. 1998). Nur die spä-
tere Sekundärallokation der Flächenaus-
weisungsrechte, d.h. der Handel der
Rechte zwischen den Gemeinden,
könnte dann über eine Börse abgewik-
kelt werden. Nicht von den Gemeinden
genutzte Flächenausweisungsrechte und
zu späteren Zeitpunkten neu verbriefte
Kontingente sollen bei beiden Vorschlä-
gen zwischen den Gemeinden handel-
bar sein.

Das Verfahren der Primärallokation
von handelbaren Flächenausweisungs-
rechten ist sehr ähnlich gestaltet wie die
Zuteilung gemeindescharfer Bauland-

kontingente durch die Regionalplanung
von Hessen. Der wesentliche Unter-
schied ist die Handelbarkeit der Flä-
chenausweisungsrechte. Die Einführung
einer Sekundärallokation auch in der
Regionalplanung, z.B. über eine Lan-
desbörse, würde die Flexibilität dieses
raumordnungsrechtlichen Allokations-
verfahrens deutlich erhöhen. Unter-
schiedliche Anpassungsreaktionen der
Gemeinden auf eine restriktivere Men-
genbegrenzung des Gesamtumfangs ih-
rer kommunalen Baulandentwicklung
sind auf diese Weise möglich. Gemein-
den, die über ihr Baulandkontingent hin-
aus einen dringenden Flächenbedarf
befriedigen wollen, können bei Zulas-
sung eines interkommunalen Handels
von anderen Gemeinden nicht benötigte
Anteile eines Baulandkontingents erwer-
ben. Nicht ausgenutzte Baulandkontin-
gente wären mit Profit zu veräussern.
Die Handelbarkeit von Baulandkontin-
genten könnte so den Freiheitsgrad der
Gemeinden zur Gestaltung ihrer Bau-
landentwicklung im Aussenbereich erhö-
hen und gleichzeitig garantieren, dass
die verbindliche landesweite Ober-
grenze nicht überschritten wird. Bei ei-
ner ordnungsrechtlich dominierten Men-
gensteuerung wäre dies nur in den Fäl-
len gewährleistet, in welchen eine Ziel-
abweichung durch den Regionalpla-
nungsträger bzw. eine Landesplanungs-
behörde positiv gewertet wird. Grund-
sätzlich müsste jede einzelne Gemeinde
mit ihrem Baulandkontingent auskom-
men, um abzusichern, dass der Landes-
rahmen nicht überschritten wird.

Die Flexibilisierung regionalplaneri-
scher Festlegungen könnte nicht nur die
Allokationseffizienz raumordnungsrecht-
licher Zuteilungsentscheidungen verbes-
sern, sondern gleichzeitig die Verhält-
nismässigkeit der erforderlichen Ratio-
nierung des zukünftigen Siedlungs- und
Verkehrsflächenwachstums unter dem
Regime des «30-ha-Ziels» für die Ge-
meinden gewährleisten.

Ist die Mengenobergrenze einmal fi-
xiert und die Regeln der Primäralloka-
tion durch die Politik entschieden, kann
es der marktanalogen Sekundäralloka-
tion überlassen bleiben, wie die Bau-
landkontingente unter den Gemeinden
aufgeteilt werden.
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Auf welchen Standorten die Gemein-
den, durch den Besitz von Flächenaus-
weisungsrechten legitimiert, eine bauli-
che Freirauminanspruchnahme mittels
ihrer Bauleitplanung vorbereiten, kann
das Lenkungsverfahren allerdings nicht
beeinflussen. Es ist kein Instrument zur
Standortsteuerung, sondern dient aus-
schliesslich der treffsicheren Mengenbe-
grenzung. Es garantiert, dass nicht
mehr zusätzliches Bauland entwickelt
wird, als Baulandkontingente von den
Gemeinden eingelöst werden.

Nun resultieren negative Folgen der
Siedlungs- und Verkehrsflächenexpan-
sion nicht nur aus dem schieren Umfang
kommunaler Baulandausweisung, son-
dern vor allem aus ihrem räumlichen
Verteilungsmuster (Siedentop 2004).
Gegenüber diesen räumlichen Effekten
ist das Verfahren handelbarer Auswei-
sungsrechte blind und bedarf daher der
«Zähmung» durch raumplanerische Ins-
trumente (SRU 2004: Tz. 214). Ansons-
ten drohen Gefahren örtlicher wie zeitli-
cher Belastungsspitzen (hot spots)
(NBBW 2004:39) sowie eine Erosion
des zentralörtlichen Systems (Einig und
Hutter 1999:298). Diese negativen
Wirkungen können durch kombinierte
Ausweisung negativ- und positivplaneri-
scher Raumordnungsgebiete in Regio-
nalplänen vermieden werden. So wer-
den schützenswerte Freiraumbereiche
vor Bebauung bewahrt und die Bau-
landausweisung auf geeignete Stand-
orte ausgerichtet.

Da der Ansatz handelbarer Bauland-
kontingente von seiner temporalen Wir-
kungsrichtung zukunftsorientiert ist,
kann er nicht dazu beitragen, beste-
hende Überhänge bereits durch die
Bauleitplanung gewidmeten Baulands
abzubauen (Einig 1999). Die planungs-
rechtlich gewidmeten und erschlossenen
Baulandreserven sind in vielen Regio-
nen allerdings bereits so umfangreich
bemessen, dass hier zur Erreichung des
«30-ha-Ziels» auch eine Reduktion bau-
reifer Baulandbestände erforderlich ist
(Einig 2000).

9. Schlussfolgerungen
Obwohl ein System handelbarer Flä-
chenausweisungsrechte gegenüber ei-

nem Raumordnungsregime klassisch
ordnungsrechtlicher Prägung eine präzi-
sere Treffsicherheit bei höherer Allokati-
onseffizienz und grösserer Flexibilität
verspricht, wird seine Einführung flan-
kierend zum bestehenden raumord-
nungsrechtlichen Instrumentarium kate-
gorisch von Politik, Landesplanung,
kommunalen Spitzenverbänden und
den Lobbyisten der Bau- und Wohnungs-
wirtschaft abgelehnt (Die Bundesregie-
rung 2004: 203; Institut für Städtebau
Berlin 2004; Joerissen und Coen 2004:
42ff.; Rat für Nachhaltige Entwicklung
2004:19). 

Als zentraler Ablehnungsgrund wird
vielfach die verfassungsrechtliche Be-
denklichkeit handelbarer Flächenaus-
weisungsrechte genannt, insbesondere
ihr Verstoss gegen Art. 28 Abs. 2 GG,
der den Gemeinden eine kommunale
Selbstverwaltung garantiert (eine an-
dere Meinung vertreten Brandt und San-
den 2004; Meurer et al. 1999; Schmal-
holz 2002). 

Im Vergleich mit reinen Marktlösungen
wird die Bewältigung von Knappheits-
problemen auf dem Wege rechtlicher
Kontingentierung von zahlreichen Ak-
teuren immer noch als fairer betrachtet
(Kirchgässner 2003:25 ff.). Sollte es da-
her gelingen, bereits bewährte raum-
ordnungsrechtliche Instrumente durch
Flexibilisierung der Allokationsleistung
marktanaloger Mengenlösungen anzu-
nähern, wie dies hier am Beispiel der
handelbaren Baulandkontingente ge-
zeigt wurde, ist mit einer höheren Ak-
zeptanz und einfacheren politischen
Durchsetzbarkeit zu rechnen.

Für die Regionalplanung in Hessen
zeigen erste Überlegungen, wie das po-
sitivplanerische Instrumentarium zur
Steuerung der kommunalen Baulandaus-
weisung so optimiert werden kann, dass
zukünftig eine drastischere Reduktion
des Siedlungs- und Verkehrsflächen-
wachstums gelingt, aber gleichzeitig
der Freiheitsgrad kommunaler Planungs-
akteure nur verhältnismässig einge-
schränkt wird (Einig 2005). Die Neuein-
führung eines Systems handelbarer 
Flächenausweisungsrechte, ergänzend
zum bestehenden planungsrechtlichen
Instrumentarium, wäre dann nicht erfor-
derlich.
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Weniger Zersiedlung durch 
handelbare Flächennutzungszertifikate?

Technological innovations, sinking trans-

portation costs and changing general po-

litical and economic conditions have fos-

tered major changes in the structural and

spatial development of Swiss land use

patterns. The ongoing conversion of agri-

cultural land to residential and commer-

cial uses is driving urban sprawl not only

into suburban areas but also into rural

areas. Despite a well-established land

use planning policy, the present instru-

ments, based on a command-and-control

policy, have only been partially success-

ful in preventing urban sprawl and con-

taining land consumption. Based on this

premise, the use of market-oriented in-

struments in land use planning could be a

viable addition or even alternative to tra-

ditional instruments. This paper presents

the concept of Transferable Development

Rights (TDR), analyzes international case

studies and discusses the application and

acceptance of the concept in the Swiss

planning context. In theory, transferable

development rights seem to be a power-

ful instrument for preventing urban

sprawl. However, the analysis of differ-

ent case studies reveals that implementa-

tion in practice is complex and only

works under specific conditions.

1. Einführung 
Raumrelevante Fragestellungen gewin-
nen in der politischen Diskussion zuneh-
mend an Gewicht. Veränderte Rahmen-
bedingungen wie gesunkene Raum-
überwindungskosten und intensivierter
Standortwettbewerb haben die struktu-
relle und räumliche Entwicklung der
schweizerischen Siedlungslandschaft ins-
besondere seit Anfang der 1990er-
Jahre tief greifend beeinflusst (vgl. z.B.
Eisinger und Schneider 2003). Be-
schleunigtes Agglomerationswachstum
sowie anhaltende Bautätigkeit ausser-
halb der Agglomerationen fördern Zer-
siedlung und Bodenverbrauch.

1.1 Ungebremstes
Siedlungsflächenwachstum
Mehr als 25 Jahre nach In-Kraft-Treten
des Bundesgesetzes über die Raumpla-
nung (RPG) geraten die obersten Pla-
nungsziele (Art. 1 RPG), namentlich der
haushälterische Umgang mit der knap-
pen Ressource Boden sowie die Abstim-
mung aller raumwirksamen Tätigkeiten,
immer stärker unter Druck. So hat der
Siedlungsflächenverbrauch pro Kopf in
der Schweiz gemäss Arealstatistik im
Zeitraum zwischen 1979/85 und
1992/97 um weitere 3,8% auf 397m2

zugenommen. Insbesondere im dicht be-
bauten Mittelland hat sich der Sied-
lungsflächenanteil im gleichen Zeit-
raum, vor allem auf Kosten des Kultur-
landes, von 13,0% auf 14,6% erhöht
und ist damit mehr als doppelt so hoch
wie der Landesdurchschnitt von 6,8%
(BFS 2001). Dieses starke Wachstum ist
jedoch kein ausschliesslich schweizeri-
sches Phänomen. Auch in anderen euro-
päischen Ländern wie z.B. Deutschland
oder Österreich ist ein vom Bevölke-
rungswachstum entkoppelter Bodenver-
brauch und eine damit verbundene Zer-
siedlung zu beobachten (Statistisches
Bundesamt Deutschland 2003; Umwelt-
bundesamt Österreich 2004).

1.2 Vermehrte Forderung 
nach marktbasierten Ansätzen
Angesichts dieser Entwicklung stellt sich
die Frage, inwiefern das bestehende
raumplanerische Instrumentarium den
auf Verfassungsebene verankerten Zie-
len einer nachhaltigen Entwicklung (Art.
73 BV) und haushälterischen Bodennut-
zung (Art. 75 BV) genügen kann. Von
politisch-administrativer wie auch wis-
senschaftlicher Seite werden zunehmend
Stimmen laut, die eine Überprüfung der
heutigen Raumplanung und deren Instru-
mente fordern (Lendi 2002; OECD
2002). Vor diesem Hintergrund wird in
Schweizer Fachkreisen seit kurzem ver-
mehrt über die Gestaltung und den Ein-
satz marktbasierter Instrumente in der
Raumplanung diskutiert (vgl. ARE 2003;
BUWAL 2003; Knoepfel 2002). Von
zentraler Bedeutung sind dabei die Ziele
«Stabilisierung des Bodenverbrauchs»
sowie «wirksame Eindämmung der Zer-
siedlung infolge der Periurbanisation».

Der vorliegende Artikel konzentriert
sich auf das Konzept übertragbarer Flä-
chennutzungszertifikate (FNZ) bzw. so
genannter Transferable Development
Rights (TDR) als marktbasierten Lösungs-
ansatz zur besseren Erreichung dieser
Ziele. Nach der Erläuterung der theore-
tischen Grundlagen ökonomischer Ins-
trumente in der Raumplanung werden
anschliessend Konzept, Gestaltung und
Wirkungsweise von TDR-Programmen
analysiert und anhand internationaler
Praxisbeispiele illustriert. Auf Grund der
Erfahrungen mit den ausländischen Pra-
xisbeispielen sollen im Anschluss daran
die Übertragbarkeit von TDR auf die
Schweiz und die damit verbundene
Frage der Akzeptanz ökonomischer Ins-
trumente diskutiert sowie Schlussfolge-
rungen daraus gezogen werden.

2. Grundlagen ökonomischer
Instrumente in der Raumplanung
Viele Arten der Bodennutzung – vor al-
lem in dicht besiedelten Gebieten mit
hoher Nutzungsintensität – sind mit
nachbarlichen Beeinträchtigungen in
Form externer Kosten verbunden [1].
Dies führt zu Marktversagen, da diese
Kosten nicht von den Verursachern
selbst, sondern von Dritten bzw. der Ge-
sellschaft getragen werden. Zur Mini-
mierung der externen Kosten wird mit-
tels polizeirechtlicher Instrumente (Ge-
und Verbote) versucht, dem drohenden
Marktversagen entgegenzuwirken. Der
Einsatz von Ge- und Verboten ist jedoch
dann problematisch, wenn Ziele gegen
die Marktkräfte erreicht werden sollen.
Die Erfahrungen aus dem Umweltschutz
haben gezeigt, dass sich mit ökonomi-
schen Instrumenten unter Berücksichti-
gung des Verursacherprinzips die An-
reizstrukturen so ausgestalten lassen,
dass es sich für das Individuum lohnt,
sich im gesamtgesellschaftlichen Sinn
richtig zu verhalten (Frey 1993).

2.1 Vom Preisansatz… 
Ökonomische Instrumente in der Raum-
planung bzw. im Umweltbereich gene-
rell lassen sich grob in zwei Kategorien
einteilen: fiskalische Instrumente in Form
von Steuern und Abgaben sowie Men-
geninstrumente in Form handelbarer
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Zertifikate oder Kontingente (Gmünder
2004; ARE 2003). Erstere beruhen auf
der von Pigou (1920) vorgeschlagenen
Sozialkostenabgabe in Höhe der exter-
nen Kosten, die dem Verursacher anzu-
lasten ist. In konkreten Fällen ist es
schwierig, diese Abgabe genau festzu-
legen, denn oft fehlen Informationen zur
eindeutigen Bestimmung der externen
Kosten. Diese Schwierigkeit wird in dem
von Baumol und Oates (1988) entwi-
ckelten Standard-Preis-Ansatz umgan-
gen, indem ein Lenkungsziel festgelegt
und der Abgabensatz so lange variiert
wird, bis dieses Ziel erreicht ist. Im Be-
reich der Raumplanung werden Len-
kungsabgaben in Form von Bodenver-
siegelungs- und Flächennutzungsabga-
ben schon seit geraumer Zeit diskutiert
(Bizer und Ewringmann 1999).

2.2 …über Verhandlungslösungen…
Nutzungskonflikte, die auf externen Ef-
fekten beruhen, lassen sich gemäss
Coase (1960) auf Grund ihres rezipro-
ken Charakters durch private Verhand-
lungen lösen. Allerdings muss dazu 
die Verursacher-Geschädigten-Beziehung
über die eindeutige Zuweisung von Pro-
perty Rights geklärt sein. Diese sind als
Bündel verschiedener Rechte – z.B. des
Eigentums-, Nutzungs-, Veränderungs-
oder Übertragbarkeitsrechtes – zu ver-
stehen, die voneinander getrennt und
separat genutzt werden können (Richter
und Furubotn 1999). Unter der Voraus-
setzung vollständiger und klar geregel-
ter Property Rights sind private Verhand-
lungslösungen zwischen den beteiligten
Akteuren ohne staatlichen Eingriff mög-
lich und können – je nach Höhe der
Transaktionskosten – zu einer effizienten
Lösung führen. Auf dem Gebiet der Nut-
zungsplanung kommen rein private Ver-
handlungslösungen wie von Coase vor-
geschlagen jedoch selten zur Anwen-
dung, da auf Grund der Vielzahl betei-
ligter Akteure die Transaktionskosten
prohibitiv hoch sind. Denkbar ist hinge-
gen eine Mischform aus hoheitlicher In-
tervention und staatlich-privater Ver-
handlung, wie sie bei partizipativen Pla-
nungsprozessen zur Anwendung kommt
(Schmid 2000).

2.3 … zum Ansatz der handelbaren
Zertifikate
Aufbauend auf der Arbeit von Coase
(1960) ist der Lösungsansatz der han-
delbaren Zertifikate als Kombination
aus staatlicher Regulierung und privater
Verhandlung entstanden. Mit der Idee
handelbarer Verschmutzungsrechte für
Binnengewässer hat Dales (1968) ein
Instrument zur Mengensteuerung entwi-
ckelt, für das Montgomery (1972) den
formalen Effizienznachweis lieferte. Die
Idee von Zertifikatslösungen besteht
darin, über die Definition von Property
Rights einen Markt für Umweltgüter
bzw. ihre politisch akzeptierte Belas-
tung zu schaffen. Der Staat bestimmt in
einem politisch-administrativen Entschei-
dungsprozess die Property Rights und
ihre Menge, z.B. die maximal zulässi-
gen Verschmutzungsrechte (Zertifikate).
Der Preis der Zertifikate bildet sich über
Angebot und Nachfrage, analog zur
Preisbildung von Wertpapieren an einer
Börse. Die Primärallokation der Zertifi-
kate kann entweder kostenlos nach dem
Grandfathering-Prinzip oder über eine
Auktion an die Meistbietenden erfolgen
(Frey 1993). Im Falle von Flächennut-
zungszertifikaten wird auf Grund der
Bestandsgarantie individueller Eigen-
tumsrechte mehrheitlich eine kostenlose
Erstzuteilung in Frage kommen.

3. Das Konzept der Transferable-
Development-Rights-Programme
(TDR-Programme) 
Grundlage des Konzepts der Transfera-
ble Development Rights (übertragbare
Flächennutzungszertifikate) [2] ist die
im US-amerikanischen Rechtssystem ver-
ankerte traditionelle Bedeutung der Pro-
perty Rights (Weber 2001). Im Gegen-
satz zum europäischen Kontext umfas-
sen die Property Rights in den USA eine
weit gehende Baufreiheit, die allein aus
dem Besitz von Grund und Boden her-
vorgeht. Mit der Trennung und Heraus-
lösung einzelner Rechte aus dem Bündel
der Property Rights besteht die Möglich-
keit, dass ein Eigentümer z.B. das Recht
auf bauliche Nutzung seines Grund-
stücks veräussert und überträgt, wäh-
rend er andere Rechte, die ihn z.B. zur
landwirtschaftlichen Nutzung oder zum

Verkauf des Grundstücks legitimieren,
behält (David 1990).

3.1 Erstes TDR-Programm in New York
im Jahr 1968
Als Teil eines neuen Denkmalschutzge-
setzes, durch welches der Umbau oder
Abbruch historisch und kulturell wertvol-
ler Gebäude untersagt wurde, führte die
Stadt New York im Jahre 1968 das 
erste Transferable-Development-Rights-
Programm (TDR-Programm) ein (Pruetz
2003). Das Denkmalschutzgesetz be-
deutete für die betroffenen Eigentümer
eine Einschränkung der Property Rights
(Recht auf Bebauung) und angesichts
der hohen Bodenpreise in erster Linie ei-
nen Wertverlust, da solche Gebäude
meist die maximal erlaubte Nutzungs-
dichte gemäss Zonenplan nicht aus-
schöpften. Durch das TDR-Programm
konnten die Grundeigentümer ihre im
Zonenplan zugesicherten, aber nicht
ausgeschöpften Stockwerke in Form von
Air Rights [3] auf andere Grundstücke
übertragen und somit den Wertverlust
kompensieren (Johnston und Madison
1997).

3.2 Ziele und Betreiber
Der Zielkatalog der verschiedenen TDR-
Programme, wie sie in den USA anzu-
treffen sind, umfasst mitunter eines oder
mehrere der folgenden Ziele (vgl. Pruetz
2003): Erhaltung von Freiflächen und
landwirtschaftlich wertvollen Gebieten,
Eindämmung der Zersiedlung, Heimat-
und Denkmalschutz, Sicherung der
Grundwasserversorgung oder Schutz
ökologisch sensibler Zonen wie z.B.
Feuchtgebiete, alpine Regionen oder
Küsten. Initiierung und Durchführung
dieser Programme erfolgt über die zu-
ständige Planungs- oder Umweltbe-
hörde auf (inter-)regionaler oder lokaler
Ebene [4].

3.3 Vorgehen beim Gestalten
Zuerst ermittelt die zuständige Behörde
für das TDR-Programm einen bestimmten
Perimeter, welcher sich in einem räumli-
chen Transformationsprozess befindet,
und legt danach die so genannten Sen-
der- und Empfängerzonen fest. Als Sen-
derzone (sending area) weist sie die un-
ter Siedlungsdruck stehenden Gebiete
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aus, die auf Grund ökologischer, (land-)
wirtschaftlicher oder kultureller Werte
geschützt werden sollen. Als Empfän-
gerzone (receiving area) werden bereits
überbaute Gebiete definiert, die aus
raumplanerischer Sicht noch zusätzli-
ches Wachstums- sowie inneres Verdich-
tungspotenzial aufweisen. Dieser Vor-
gang erfolgt in der Regel unter Beteili-
gung der Öffentlichkeit in Form von 
öffentlichen Hearings und unter Beizug
gewählter Vertreter von Planungsaus-
schüssen.

3.4 Wirkungsweise
Nach Festlegung des Perimeters – und
damit der zu schützenden Fläche – wer-
den die Zertifikate (TDR) meist nach dem
Grandfathering-Prinzip an die Grundei-
gentümer der Senderzone ausgegeben.
Die TDR entsprechen dabei dem noch
ungenutzten Entwicklungspotenzial ei-
nes Grundstücks (Pizor 1986). Das Ent-
wicklungspotenzial steht in engem Zu-
sammenhang mit der gemäss Zonen-
plan erlaubten Nutzungsdichte, welche
in den USA durch die standardisierte
Grösse dwelling unit(s) per acre, d.h.
Wohneinheit(en) pro Flächeneinheit [5],
definiert wird (ähnlich der Ausnützungs-
ziffer in der Schweiz bzw. der Ge-
schossflächenzahl in der Bundesrepu-
blik Deutschland). Basierend auf dieser
ursprünglich erlaubten Nutzungsdichte
erhalten Grundeigentümer der Sender-
zone in der Regel ein TDR pro Wohn-
einheit [6]. Die Grundeigentümer der
Senderzone haben anschliessend die
Möglichkeit, ihre TDR zu verkaufen, wo-

bei sich der Kaufpreis über Angebot
und Nachfrage bildet. Kommt ein Han-
del zu Stande, werden die TDR von der
Sender- in die Empfängerzone transfe-
riert (vgl. Abb. 1). Mit einem TDR kann
dann die in der Empfängerzone er-
laubte Nutzungsdichte überschritten
werden (so genannter «Dichtebonus»)
[7]. Die Empfängerzone unterliegt also
einem Zwei-Zonen-System, einer Basis-
dichte ohne TDR und einer Bonusdichte
mit TDR (Machemer und Kaplowitz
2002).

3.5 Zwei unterschiedliche
Programmtypen 
Grundsätzlich lassen sich TDR-Pro-
gramme in verbindliche (mandatory)
und unverbindliche (voluntary) Pro-
gramme unterteilen (Johnston und Madi-
son 1997). Bei einem verbindlichen Pro-
gramm wird die Basis-Nutzungsdichte
(gemäss Zonenplan) zwingend redu-
ziert, und zwar meistens in der Sender-
zone, um den Verkauf von TDRs zu för-
dern. Vereinzelt erfolgt auch eine Her-
absetzung in der Empfängerzone, wo-
bei dann die ursprüngliche Basis-Nut-
zungsdichte nur durch den Kauf von
TDRs wiedererlangt werden kann. Bei
einem unverbindlichen Programm bleibt
die Basis-Nutzungsdichte in beiden Zo-
nen unverändert. Ein Dichtebonus in der
Empfängerzone kann jedoch bei beiden
Programmtypen nur durch den Kauf von
zusätzlichen TDRs erreicht werden. Ver-
bindliche Programme sind im Hinblick
auf das Mengenziel und die Eindäm-
mung der Zersiedlung wirkungsvoller.
Hingegen sind unverbindliche Pro-
gramme hinsichtlich der politischen Ak-
zeptanz und von der rechtlichen Seite
her einfacher zu implementieren, da die
Property Rights grundsätzlich unange-
tastet bleiben (Johnston und Madison
1997). Die Teilnahme am Programm,
d.h. Kauf und Verkauf der TDR, ist un-
abhängig vom Programmtyp immer frei-
willig (Machemer und Kaplowitz 2002). 

3.6 Rolle einer TDR-Bank
Die Implementierung einer so genann-
ten TDR-Bank kann entscheidend zum Er-
folg eines TDR-Programms beitragen. Al-
lein schon die Einrichtung einer solchen
Institution erhöht die Akzeptanz und das

Vertrauen des Programms in der Öffent-
lichkeit (Pruetz 2003). Als Vermittlerin
zwischen Käufern und Verkäufern er-
höht die TDR-Bank die Markttranspa-
renz, wodurch sich die Such- und Infor-
mationskosten im Vergleich zu privaten
Verhandlungen reduzieren. Die Bank
kann, in Abhängigkeit des regionalen
Boden- und Immobilienmarkts, auch
eine jährliche Vorankündigung eines fi-
xen Kaufpreises machen, zu welchem
sie bereit ist, TDRs zu kaufen. Dies führt
zu einer gewissen Preisstabilität und Si-
cherheit, indem die Bank losgelöst von
der Nachfrageseite den TDR-Besitzern
eine gewisse Absatzgarantie bietet. Die
Einführung einer TDR-Bank ist keines-
wegs zwingend, doch wie Vergleiche
verschiedener TDR-Programme zeigen,
kann sie einen wesentlichen Beitrag
zum Gelingen eines TDR-Programms
leisten (Machemer und Kaplowitz
2002).

3.7 Purchase-of-Development-Rights-
Programme (PDR-Programme)
Die vorgängig beschriebenen TDR-Pro-
gramme basieren ursprünglich auf den
Programmen zum staatlichen Ankauf
von Zertifikaten (Purchase of Develop-
ment Rights [PDR]). PDR-Programme un-
terscheiden sich in zwei wesentlichen
Punkten von TDR-Programmen (Einig
2000): (1) An Stelle privater Akteure er-
werben die öffentliche Hand oder Um-
weltverbände die Zertifikate. (2) Die ge-
kauften Zertifikate werden danach per-
manent stillgelegt. Es erfolgt also kein
Transfer der Nutzungsdichte auf ein an-
deres Grundstück. PDR-Programme ent-
sprechen eher einem Besteller-Bezahler-
Prinzip zum Schutz des Bodens, wobei
das Hauptproblem beim grossen Kapi-
talbedarf zum Erwerb der Zertifikate
liegt (Machemer und Kaplowitz 2002).

4. Erfahrungen aus den USA 
und Neuseeland
Mit der ersten Implementierung eines
TDR-Programms vor über 35 Jahren ha-
ben die USA eine internationale Pionier-
rolle auf dem Gebiet handelbarer Flä-
chennutzungszertifikate eingenommen.
Heute bestehen mehr als 130 TDR-Pro-
gramme in 32 verschiedenen Bundes-
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staaten (Pruetz 2003). Aber auch in an-
deren Ländern werden vereinzelt Zertifi-
katslösungen für die Flächennutzung
eingesetzt – z.B. in Neuseeland, Frank-
reich (Renard 1999) und Australien (Ro-
binson und Ryan 2002) – oder zumin-
dest diskutiert wie z.B. in Deutschland
(Einig 2000), Italien (Micelli 2002)
oder Norwegen (Mikkelsen 2003). Ex-
emplarisch werden nachfolgend zwei
unterschiedlich erfolgreiche TDR-Pro-
gramme aus den USA sowie die Situa-
tion in Neuseeland vorgestellt.

4.1 Montgomery County, 
Maryland (USA)
Der Bezirk Montgomery im US-Bundes-
staat Maryland gehört mit rund
873 000 Einwohnern (US Census
2000) sowie einer Fläche von 128 260
Hektar zum Metropolitanraum von Wa-
shington D.C. und weist im südlichen
Teil einen stark urbanen und suburba-
nen Charakter auf, während die nördli-
chen Gebiete eher ländlich geprägt
sind. Starkes Wirtschafts- und Bevölke-
rungswachstum seit den 1960er-Jahren
haben dazu geführt, dass der Bezirk al-
leine während der 1970er-Jahre 18%
seiner landwirtschaftlichen Nutzflächen
verlor. So wurden zwischen 1971 und
1979 jährlich rund 1200 Hektar Land-
wirtschaftsland (0,9% der Fläche des
gesamten Bezirks) in Siedlungsfläche
umgewandelt (MNCPPC 1980).

4.1.1 Verbindliches TDR-Programm 
seit 1980
Auf Grund dieser Entwicklung hat die
Planungsbehörde 1980 ein verbindli-
ches TDR-Programm eingeführt. Dazu
wurden im nördlichen Teil des Bezirks
eine Senderzone von etwa 37 000
Hektar ausgewiesen sowie im südlichen
Teil an geeigneten Standorten mehrere
Empfängerzonen festgelegt. Die in der
Senderzone, hier Rural Density Transfer
Zone genannt, ursprünglich erlaubte
Nutzungsdichte von 0,5 dwelling units
(du) pro Hektar wurde auf 0,1 du/ha re-
duziert. Die Grundeigentümer der Sen-
derzone erhielten dafür, basierend auf
der ursprünglichen Nutzungsdichte, ein
handelbares Zertifikat (TDR) pro 2
Hektar (AFT 2001). Abzüglich der Zerti-
fikate für bereits bestehende Wohnbau-

ten in der Senderzone entstand damit
ein Angebot an insgesamt rund 12 000
TDRs (Pruetz 2003). Zur Stimulierung
der Nachfrage haben Grundeigentümer
in der Empfängerzone durch den Er-
werb der Zertifikate die Möglichkeit, je
nach Zonenvorschriften einen Dichtebo-
nus (siehe [6]) von 2,5 bis 37,5 du/ha
zu realisieren. Zusätzlich zum TDR-Pro-
gramm gibt es im Bezirk Montgomery
drei verschiedene PDR-Programme, im
Rahmen derer Zertifikate im Wert von
28 Millionen US$ aufgekauft und still-
gelegt wurden (Sokolow und Zurbrugg
2003).

4.1.2 TDR-Preis zwischen 3500 
und 11 000 US$
Insgesamt wurden seit Einführung des
TDR-Programms im Bezirk Montgomery
mehr als 6600 Zertifikate übertragen,
die Mehrheit in den ersten Jahren nach
Programmstart. Der Preis pro TDR
schwankte seither zwischen 3500 und
11 000 US$. Mit Hilfe der TDR konnte
bis heute Natur- und Kulturland im Um-
fang von mehr als 17 000 Hektar (rund
14% der Bezirksfläche bzw. 46% der
Senderzone) langfristig freigehalten
werden (Machemer und Kaplowitz
2002). Weitere 5400 Hektar Landwirt-
schaftsfläche konnten dank der PDR-Pro-
gramme geschützt werden. Nach Ein-
führung des TDR-Programms hat sich
zwischen 1981 und 1998 die jährliche
Zunahme der Siedlungsfläche auf Kos-
ten des Kulturlandes auf rund 180
Hektar verringert, was gegenüber den
1970er-Jahren einer Reduktion um 85%
entspricht (Sokolow und Zurbrugg
2003).

4.1.3 Vertrauen durch die TDR-Bank
Zu Beginn des TDR-Programms erleich-
terte eine TDR-Bank als Vermittlerin die
Transaktionen zwischen Verkäufern und
Käufern der Zertifikate und half, die Ak-
zeptanz und das Vertrauen gegenüber
dem Programm zu stärken. Die Bank
verfügte ihrerseits über einen zeitlich be-
grenzten Fonds zum Kauf von Zertifika-
ten, die zu einem späteren Zeitpunkt
wieder an Kaufwillige versteigert wer-
den sollten. Der Fonds wurde jedoch nie
genutzt, da sich vor allem zu Beginn des
Programms genügend Käufer aus der

Empfängerzone fanden (Pruetz 2003).
Seit Auflösung der Bank im Jahre 1990
wird der gesamte Handel in Koopera-
tion mit den Planungsbehörden direkt
über Grundstücksmakler abgewickelt.

4.1.4 Montgomery als erfolgreichstes
TDR-Programm der USA
Gemessen an der Zahl transferierter
Nutzungsrechte als Mass für die Aktivi-
tät des Zertifikatsmarktes und gemessen
an der Gesamtmenge freigehaltener Flä-
che ist das TDR-Programm des Bezirks
Montgomery das erfolgreichste in den
USA. Wesentliche Erfolgsfaktoren sind
unter anderem (1) genügend gross aus-
gewiesene Sender- und Empfängerzo-
nen, d.h. die Schaffung eines hinrei-
chend grossen Marktgebiets, (2) die Er-
gänzung des TDR-Programms durch
PDR-Programme sowie (3) die Schaffung
einer gewissen Sicherheit durch die zu
Beginn eingerichtete TDR-Bank (Mache-
mer und Kaplowitz 2002).

4.2 Thurston County, Washington (USA)
Der Bezirk Thurston mit rund 207 000
Einwohnern und einer Fläche von
188 370 Hektar gehört zum Grossraum
Seattle und ist eines der am schnellsten
wachsenden Gebiete im US-Bundesstaat
Washington (US Census 2000). Er-
schwingliches Bauland in Pendlerdis-
tanz zu Seattle sowie die Nähe zum
Meer und den Bergen haben in dieser
Region zu einem starken Wachstum der
Siedlungsfläche geführt. Obwohl der
Bezirk die zunehmenden Probleme der
Zersiedlung und des Flächenverbrauchs
schon Mitte der 1970er-Jahre erkannte,
wurden entsprechende Massnahmen
erst in den 1990er-Jahren ergriffen.
Thurston hat sich für eine gemischte
Strategie entschieden: ein verbindliches
TDR-Programm zum allgemeinen Schutz
der Landwirtschaftsflächen und ein öf-
fentlich finanziertes PDR-Programm zur
Freihaltung der am meisten gefährdeten
Flächen.

4.2.1 Verbindliches TDR-Programm 
seit 1995
Das TDR-Programm wurde nach einer
zweijährigen Planungsphase – und trotz
gewisser Bedenken bezüglich einer ge-
nügend grossen TDR-Nachfrage – im
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Jahre 1995 eingeführt. Zu den ange-
strebten Zielen gehören Landwirtschafts-
land vor Bebauung zu schützen, Wachs-
tum zu begrenzen und bezahlbaren
Wohnraum anzubieten (AFT 2001). Es
wurde eine 4500 Hektar grosse Sender-
zone ausgewiesen, hier Long-Term Agri-
cultural District genannt, die ungefähr
15% des Landwirtschaftslands des Be-
zirks umfasst. Die Nutzungsdichte in der
Senderzone wurde anschliessend von
0,5 du/ha auf 0,125 du/ha reduziert
(Pruetz 2003). Gemäss ursprünglicher
Zonierung erhielten die Grundeigen-
tümer der Senderzone ein TDR pro 
2 Hektar. Als Empfängerzonen wurden
in den drei grössten Städten Olympia,
Tumwater und Lacey sowie an zwei wei-
teren Standorten verschiedene Wohn-
und Geschäftsviertel ausgewiesen. Die
Nutzungsdichte der einzelnen Empfän-
gerzonen ist je nach Zonenverordnung
unterschiedlich, jedoch entspricht ein
TDR grundsätzlich einem Dichtebonus
von 2,5 du pro Hektar. Damit lässt sich
z.B. die Basis-Nutzungsdichte von 12,5
auf 15 du/ha erhöhen. Nur in der Stadt
Olympia kann mit einem TDR die Nut-
zungsdichte eines Grundstücks sowohl
um 2,5 du/ha erhöht wie auch um 2,5
du/ha reduziert werden. Dies bedeutet,
dass eine «Unternutzung» des Grund-
stücks ebenfalls bezahlt werden muss.
Diese einzigartige Option wird angebo-
ten, weil eine grosse Nachfrage nach
so genannten Estate Homes mit viel
Land und Umschwung unterhalb der
Mindestnutzungsdichte besteht (AFT
2001).

4.2.2 Keine Transferaktivität 
seit Einführung des Programms
Die Zwischenbilanz des TDR-Programms
in Thurston ist enttäuschend, denn bis-
lang wurden noch keine Transfers getä-
tigt (Stand 2001, vgl. Pruetz 2003). Die
Gründe dafür sind fehlende Information
und Transparenz bezüglich des Pro-
gramms, Unsicherheit über den Wert
der TDRs sowie geringe Zahlungsbereit-
schaft für die Zertifikate bzw. kleine
Nachfrage nach zusätzlicher Dichte in
den Empfängerzonen (AFT 2001). Ver-
fechter des Programms haben jedoch
eine Anlaufzeit von mindestens fünf bis
zehn Jahren prognostiziert, weshalb

noch keine abschliessende Beurteilung
vorgenommen werden kann.

Mehr Erfolg hatte das 1996 gestar-
tete, zeitlich auf ein Jahr befristete PDR-
Programm. Es beschränkte sich auf die
400 Hektar grosse Fläche des landwirt-
schaftlich besonders wertvollen Nis-
qually Valley, wobei Zertifikate im Wert
von 2,3 Millionen US$ für 380 Hektar
Landwirtschaftsland aufgekauft und still-
gelegt wurden (AFT 2001).

4.3 TDR-Programme in Neuseeland 
Im Vergleich zu den USA ist die Bedeu-
tung der Property Rights in Neuseeland
mit Bezug auf die Baufreiheit weniger
weit gehend. Es handelt sich um eine re-
lative Baufreiheit, wobei die Rechte zur
Bodennutzung grundsätzlich auf hoheit-
licher Ebene liegen (Gibson 1996).
Trotz unterschiedlicher institutioneller
Rahmenbedingungen werden handel-
bare Flächennutzungszertifikate – wenn
auch in weit geringerem Umfang als in
den USA – seit den 1970er-Jahren gele-
gentlich eingesetzt.

4.3.1 Auckland als Vorreiter der TDR 
in Neuseeland
Als Kompensation für eingeschränkte
Nutzungsmöglichkeiten bei denkmalge-
schützten Gebäuden wurde mit dem
Auckland City Central Area Plan von
1974 die Grundlage für handelbare Air
Rights (vgl. Kapitel 3, Anmerkung [3])
geschaffen (Boast 1984). Jedoch erst
mit der Überarbeitung des Zonenplans
im Jahre 1987 implementierte die Stadt
Auckland ein TDR-Programm, das eng
mit dem Planungsprozess der Stadt ver-
bunden war und konkrete Richtlinien de-
finierte (Renard 1999). An die Eigentü-
mer von denkmalgeschützten Gebäu-
den wurde eine «Bonus-Nutzfläche»
ausgegeben, wobei diese den Charak-
ter eines übertragbaren und handelba-
ren Zertifikats hat (Gibson 1996). Im
Anschluss wurden zwei Gewerbezonen
mit bereits hoher Nutzungsdichte als
Empfängerzonen ausgewiesen sowie
die Transferbedingungen der TDRs fest-
gelegt. Die Rolle der TDR-Bank über-
nimmt die Stadt Auckland, indem sie
Zertifikate kauft, aufbewahrt und je
nach Nachfrage wieder verkauft (Re-
nard 1999). Auf Grund eines rückläufi-

gen Immobilienmarktes während der
1990er-Jahre schwächte sich der Ent-
wicklungsdruck auf denkmalgeschützte
Gebäude und dadurch auch der Markt
für TDR ab (Gibson 1996).

4.3.2 Weitere neuseeländische 
TDR-Programme
Nebst Auckland setzen auch Christ-
church und Wellington TDR-Programme
ein (Renard 1999). Christchurch führte
in den 1970er-Jahren ein Programm
ein, welches sich auf Situationen be-
schränkte, bei denen der Eigentümer ei-
nes unter Schutz stehenden Gebäudes
noch ein weiteres Grundstück in unmit-
telbarer Nähe besitzen muss, auf wel-
ches seine TDR übertragen werden kön-
nen. Diese Bedingung schränkte die
Transferaktivität des Programms jedoch
so stark ein, dass kein Markt für TDRs
entstehen konnte. In Wellington wurde
1983 als unmittelbare Reaktion auf den
stark aufwärts tendierenden Immobilien-
markt, welcher die kulturell und histo-
risch wertvollen Gebäude gefährdete,
ein TDR-Programm eingeführt. Die Trans-
fers beschränkten sich bisher auf kleine
Flächen im Umfang von wenigen Tau-
send Quadratmetern (Gibson 1996).
TDR-Programme werden seit kurzem
auch zur Erreichung ökologischer Ziele
ausserhalb neuseeländischer Städte an-
gewendet oder diskutiert, z.B. in den
Bezirken Rodney, Western Bay of Plenty
oder Franklin (Gibson 1996; MAF
2004).

5. Erfahrungen aus der Praxis
Die implementierten TDR-Programme
konzentrieren sich im Wesentlichen auf
zwei Ziele: Erstens halten sie (landwirt-
schaftliche) Flächen vor Bebauung frei
oder unterstützen den Denkmal- und
Heimatschutz in Städten, und zweitens
lenken sie die Bautätigkeit auf bereits
bestehende Siedlungsschwerpunkte und
fördern dort verdichtetes Bauen (Einig
2000). Durch den Einsatz von TDR-Pro-
grammen wird versucht, mit einem Mini-
mum an öffentlichen Aufwendungen die
raumordnerischen Ziele zu erreichen (Pi-
zor 1986).

Die aus ökonomischer Perspektive be-
deutendsten Vorteile von TDR-Program-
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